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Bundeswehr stellt Eingreiftruppe auf
Militärische Dauerpräsenz im Mitteimeer, im Persischen Golf und in Kurdistan?

xiifder 32. Kommandeurtagung in Bonn forderte der Ge- 
r<fitinspekteur der Bundeswehr, Admiral Wellershoff, 
juai eindeutigen und klaren gesetzlichen Auftrag für die 
xnritkräfte. Auf der militärischen Ebene sind schon Tatsa- 
-hengeschaffen. Die Bundeswehr will drei Heeresbrigaden

und vier Fliegerstaffeln sowie Flugabwehreinheiten der 
Luftwaffe als deutschen Anteil einer „schnellen Eingreif­
truppe“ der NATO, die womöglich auch im WEU-Rahmen 
eingesetzt werden kann, aufstellen. Weitere Einheiten sol­
len Großbritannien, die Niederlande und Belgien stellen.

Ehe Diskussion um das Einsatzgebiet der 
Efcadeswehr bezeichnete Wellershoff 
& „teilweise in ihrer Abwegigkeit 
jüffl noch zu überbieten".

Solange die Verfassung der Realität 
ßadihinkt, behelfen sich Militärs und 
Miliker mit geistigen Purzelbäumen, 
fadem der Einsatz eines deutschen 
Minenabwehrverbandes als humanitäre 
.Aktion gewertet (Regierungssprecher 
\ogeh und dem völkerrechtswidrigem 
Einsatz von Treibminen durch den Irak 
gegenübergestcllt wird (Admiral Wel- 
ieräboff), sollen verfassungsmäßige Be­
denken ausgeblendet werden. Es hande­
le sich ja im Golf nicht mehr um ein 
Knegsgebict. da es keine Kampfhand­
lungen mehr gäbe. Dies ist falsch, da zur 
Zett lediglich über einen Waffenstill- 
<und verhandelt wird. Auch das Argu- 
rxm, daß die Bundesmarine über die 

Öffentlicher Dienst: Über 150000 streikten

Die Warnstreiks beim öffentlichen Nahverkehr, bei Post, Müllabfuhr und Bahn 
dichteten sich gegen das Dienstherrn-Angebot von 4,1 °/o. Gefordert werden Lohner­
höhungen bis 10,5%. Die Bundesvereinigung der Arbeitgeberverbände nannte die 
Warnstreiks rechtswidrig, verlangte Schritte gegen die Teilnehmer. — (uld, Bild: af/mz)

besten Minenabwehrmöglichkeiten ver­
füge (.Troika“-System), dient nur der 
Legitimation. Nachdem die im Zuge des 
Golfkrieges nach Kurdistan verlegten 
AMF-Truppen abgezogen werden sol­
len, will die Bundesregierung die Aus­
weitung ihres Aktionsradius weltweit 
durch eine andere Hintertür durch­
drücken, um so einer Grundgesetzände­
rung vorzugreifen und ihr illegales Han­
deln hinterher legitimieren zu lassen.

Schon im Jahr 1987 versuchte die 
Bundesregierung, Minenräumverbände 
in den Golf zu senden, damals konnte sie 
dafür keine Mehrheit finden. Doch die 
Diskussion um dieses Thema trägt jetzt 
Früchte. Damals argumentierte Rechts­
anwalt und Reserveoffizier Hüge im 
„Marine Forum“, daß innerstaatliches 
Recht zu schützen sei, überall da, wo 
eine Deutsche Fahne flattere, gemeint 

waren hier Handelsschiffe. Hüge führte 
aus: ,,Wo aber der Bestand der Bundes­
republik gefährdet ist, besteht Hand­
lungspflicht. Die Auswahl und Anwen­
dung des richtigen Mittels zur richtigen 
Zeit bleibt damit im Rahmen des Grund­
gesetzes verfassungsrechtliches Zeichen 
wahrer Staatskunst. Die Erhaltung der 
wirtschaftlichen Sicherheit der Bundes­
republik Deutschland ist mit der Ver­
pflichtung zur Erhaltung militärischer 
Sicherheit gleichrangig ... Es bestehen 
deshalb keine rechtlichen Bedenken ge­
gen den Einsatz von Einheiten der Bun­
deswehr auf internationalen See­
routen.“ Damals hatte die Regierung 
noch Legitimationsschwierigkeiten, 
überhaupt Seeverbände ins Mittelmeer 
zu schicken, jetzt ist ihr sogar der 
Sprung in den Golf gelungen.

Auch andere Probleme werden mit 
diesem Einsatz gemeistert, so verkün­
dete Admiral Wellershoff bereits früher, 
daß kein Unterschied zwischen Wehr­
pflichtigen und Zeitsoldaten zu machen 
sei. Dieses Prinzip einmal durchgesetzt, 
hat Konsequenzen für folgende Konflik­
te, wo dann Verweigerer mit Gewalt an 
den Einsatzort verbracht werden. Das 
bei solchem Einsatz auch gestorben wer­
den kann, umschrieb Wellershoff so: 
„Es gibt keinen Einsatz, der völlig ohne 
Gefahr ist. Wir müssen uns daran ge­
wöhnen, daß es kein Nullrisiko gibt.“ 
Damit soll durchgesetzt werden, was die 
FAZ am 6.2.91 forderte, daß Staat und 
Gesellschaft ihre Einstellung zum Wehr­
und Zivildienst ändern müsse.

Noch in diesem Monat beginnt erneut 
eines der alljährlichen AMF-Manöver in 
Kurdistan, die seit Jahren unter Beteili­
gung mehrerer Fallschirmjägerbrigaden 
der Bundeswehr durchgeführt werden. 
Daß bedeutet faktisch eine Dauerprä­
senz in Kurdistan.

Der Bundeswehr steht nach den Wor­
ten von Wellershoff die größte Reform 
seit ihrer Gründung, die fast einem Neu­
beginn gleichkomme, bevor. Gleichzei­
tig spricht er von einer „sicherheitspoli­
tischen Wende“. Auch die Justiz zieht 
mit: Am 11.3. hob der erste Strafsenat 
des OLG in Frankfurt den Freispruch für 
einen Kriegsgegner auf, der erklärt hat­
te: ,,Soldaten sind potentielle Mörder“ 
Kriegsminister Stoltenberg begrüßte 
umgehend das Urteil, die Bundesregie­
rung sehe sich in ihrem Eintreten für den 
Ehrenschutz der Bundeswehr bestätigt. 
— (chl, rwe)

Fünf Minensucher und zwei Versorgungsschiffe der Bundesmarine sind in den Persi­
schen Golf abkommandiert. Die Entsendung geschehe entsprechend den Resolutio­
nen 678 und 660 des UN-Sicherheitsrates, heißt es in der Pressemitteilung der Regie­
rung vom 6. März. Die gleichen Resolutionen führten auch zum militärischen Angriff 
gegen den Irak. Der Marineeinsatz ist also rechtlich davon nicht unterscheidbar — 
zumal die Blockade gegen den Irak noch in Kraft ist. — (rül)

Tarifkampf öffentlicher Dienst
Abschluß im Osten — Warnstreiks im Westen

Für die 1,7 Mio. Beschäftigten des öf­
fentlichen Dienstes in den ostdeutschen 
Ländern werden Löhne und Gehälter 
zum 1. Juli 1991 auf 60% des westdeut­
schen Einkommensniveaus angehoben. 
Auszubildende erhalten zum 1. April 
1991 etwas mehr als 60 % der Westver­
gütung. Für die einzelnen Beschäftigten 
wird dieser Abschluß ganz unterschied­
liche Auswirkungen haben, da dem rela­
tiv einheitlichen Tarifgefüge der ehema­
ligen DDR nun das schroff differenzier­
te Einkommensgefüge der BRD überge­
stülpt wird. Damit entspricht der Ab­
schluß den Forderungen des Sachver­
ständigenrates: „Die Generallinie der 
Lohnpolitik darf nicht einfach darin be­
stehen, allgemeine Lohnanhebungen 
durchzusetzen; der entscheidende Punkt 
ist die strukturelle Differenzierung in 
der Lohnentwicklung. ... sie motiviert 
zu Leistungssteigerungen, schafft Qua­
lifikationsbereitschaft und beugt Ab­
wanderungstendenzen vor.“ (1) Wie im 
Westen soll Laufbahnkonkurrenz die 
gewerkschaftliche Solidarität untergra­
ben, die Dienstaufsicht geschmiert wer­
den; für harte Arbeit gibts nur Hunger­
löhne. Eine Besitzstandwahrung mußte 
vereinbart werden, damit die Westdiffe­
renzierung am unteren Ende der Lohn­
skala nicht sogar direkte Einkommens­
verluste bringt.

Die Einkommen im Anschlußgebiet 
werden auf Grundlage der Tarifab­
schlüsse erhöht, die für den öffentlichen 
Dienst im Westen gegenwärtig ausge­
handelt werden. Trotz maßloser Ver­
knappung der Geldmittel für die Lohn­

abhängigen durch Erhöhung der direk­
ten und indirekten Steuern, hat Schäuble 
das Angebot der Dienstherrn von 4,1 % 
in der dritten Verhandlungsrunde nicht 
verbessert, sondern kommt mit immer 
neuen Zumutungen. So verlangt er von 
der ÖTV die Zusage, die Verhandlun­
gen über die Zusatzversorgung bis An­
fang Juli zum Abschluß zu bringen, um 
vollzogene Verschlechterungen bei der 
Rentenversicherung rasch auf die Zu­
satzversorgung zu übertragen. Erneut 
haben die Dienstherrn die Forderung 
nach Verschlechterung von Manteltarif­
bestimmungen in die Verhandlungen 
eingebracht, so ihre alte Forderung, daß 
die Arbeit zukünftig am Arbeitsplatz 
und nicht an der Arbeitsstelle beginnen 
solle, was in vielen Betrieben einer tägli­
chen Arbeitszeitverlängerung von 10 bis 
20 Minuten gleichkäme.

Angesichts dieser Provokationen hat 
der geschäftsführende Hauptvorstand 
(gHV) der ÖTV zwar zu Warnstreiks 
aufgerufen, auffallend ist aber, daß die 
10 %-Forderung nicht mehr erscheint. 
Gleichzeitig hat der gHV verfügt, daß 
für die Beteiligung an den Warnstreiks 
kein Streikgeld bezahlt werden darf, was 
zwar der Satzung, aber nicht der bisheri­
gen Praxis entspricht. Während der 
Warnstreiks wird die Forderung erho­
ben, die Verhandlungen sofort für ge­
scheitert zu erklären. Darüber muß die 
Große Tarifkommission am 15. März 
entscheiden.
(1) Jahresgutachten 1990/91 des Sachverständi­
genrates zur Begutachtung der gesamtwirt­
schaftlichen Entwicklung — (kar)

:---------------------------------------------------

Postvertriebsstück G 7756 D 
Gebühr bezahlt

I

OHR GmbH. Postfach 260226, 5 Köln 1

Kongreß: Antifaschismus 
nach dem Anschluß

Am 2./3.3. fand in Köln der Kongreß 
der Volksfront zum Thema „Antifa­
schismus nach dem Anschluß“ statt. 
Aufgrund der aktuellen Situation war 
auch der Golfkrieg als Thema aufge­
nommen worden. Rund 90 Teilnehme­
rinnen und Teilnehmer tagten am Sam­
stag in fünf Arbeitsgruppen, zum Ab­
schlußplenum am Sonntag kamen gut 
70. Die Referate und Protokolle der Ar­
beitsgruppen werden in der nächsten 
Nummer des Volksechos veröffentlicht, 
das in der Woche vor Ostern erscheint. 
Wer Interesse an den Materialien hat, 
kann das Volksecho über die Bundesge­
schäftsstelle der Volksfront, Zülpicher­
str. 7, 5000 Köln 1 bestellen. — (u.b.)

Süssmuth und andere aus der 
CDU zur Neuregelung des § 218 
Bundestagspräsidentin Süssmuth hat zur 
für dieses Jahr fälligen Neuregelung des 
§ 218 jetzt einen Entwurf vorgelegt, 
nach dem Schwangerschaftsabbruch in 
den ersten zwölf Monaten straffrei blei­
ben soll, sofern eine Notlage vorliegt 
und die Schwangere an einer Pflichtbe­
ratung teilgenommen hat. Die Minsterin 

für Frauen und Jugend, Angela Merkel 
von der Ost-CDU, will von dem Grund­
satz ausgehen, „daß der Schutz des un­
geborenen Lebens und die Notlage einer 
Frau, die ungewollt schwanger wurde, 
konkurrierende Rechtsgüter sind“. Sie 
stieß damit auf Protest bei der Vorsitzen­
den der CDU/CSU-Arbeitsgruppe Frau­
en und Jugend, Claudia Nolte, ebenso 
wie bei Johanna Gräfin von Westphalen 
(Christdemokraten für das Leben) und 
dem CSU-Generalsekretär Erwin Hu­
ber, die jede Fristenlösung ablehnen. 
Die SPD-Fraktion will bis Ostern einen 
Gesetzentwurf diskutieren. — (alk)

Urabstimmung über BWK/VSP- 
Vereinigung Schleswig-Holstein
Die Urabstimmung über die Vereini­
gung von BWK und VSP zur BWK/VSP 
unter BWK-Mitgliedem in Schleswig- 
Holstein (siehe Politische Berichte 
3/91) wurde am 5. März 1991 unter 
Aufsicht eines Rechtsanwaltes ausge­
zählt. Die Auszählung ergab: 83,3 Pro­
zent der Mitglieder beteiligten sich an 
der Urabstimmung, davon stimmten 100 
Prozent mit Ja. Ein Stimmzettel war un­
gültig. Bis zum 27. März 1991 kann je­
des Mitglied die Abstimmung anfech- 
ten. Die Anfechtung muß den Grund der 

Anfechtung nennen, der nur in der Ver­
letzung statuarischer Bestimmungen bei 
der Durchführung der Wahl liegen kann. 
Über die Anfechtung entscheidet die 
Schiedskommission der Bundesdele­
giertenkonferenz des BWK.
— (BWK-Bundesvorstand)

DEHOGA gegen Tarifabschluß 
von HBV/NGG mit Treuhand

Die Gewerkschaften HBV und NGG ha­
ben in einem Tarifvertrag mit der Ge­
sellschaft zur Privatisierung des Handels 
(GPH), einer Tochter der Treuhand, ei­
nen besonderen Kündigungsschutz bei 
Betriebsübemahmen abgeschlosssen. 
Die GPH wickelt die Privatisierung der 
rund 45 000 Handels- und Gaststättenbe­
triebe im Anschlußgebiet ab. Tariflich 
wurde so die Aufhebung des § 613a BGB 
(Weiterbeschäftigung bei Betriebsüber­
nahme) für die ehemalige DDR bis Ende 
1992 tariflich außer Kraft gesetzt. Der 
Hotel- und Gaststättenverband (DEHO­
GA) forderte dagegen Anfang März 
Maßnahmen von der Bundesregierung. 
„Die daraus resultierende finanzielle 
Mehrbelastung bei Betriebsübemahmen 
macht die Entstehung eines gastgewerb­
lichen Mittelstandes in Ostdeutschland 
vollends unmöglich ..— (mb)

Juristinnen und Juristen 
gegen Verfassungsänderung

Das Friedensforum der Juristinnen und 
Juristen, die bereits mit einer großen 
Anzeige in der Frankfurter Rundschau 
gegen den Golfkrieg protestiert hatten, 
beschloß am 9.3.91 eine Resolution an 
die Bundesregierung, in der es u.a. 
heißt: „Der jetzt auszuhandelnde Frie­
den kann nur dauerhaft gesichert wer­
den, wenn das Existenz- und Selbstbe­
stimmungsrecht aller in der Region le­
benden Völker uneingeschränkt aner­
kannt werden. Irakis und Israelis, Kur­
den und Palästinenser haben Anspruch 
auf Achtung ihrer Menschenrechte . .. 
Wir widersprechen entschieden jeder 
Änderung des Grundgesetzes, die wei­
tergehende Einsätze der Bundeswehr 
ermöglichen soll. Wir bekräftigen unse­
re Rechtsauffassung, daß im Golfkon­
flikt der NATO-Beistandsfall niemals 
hätte eintreten können.“ Das Friedens­
forum, dem viele Richter und Staatsan­
wälte angehören, fordert außerdem eine 
Ergänzung des Grundgesetzes um die 
Feststellung, daß der Krieg verurteilt 
wird und die Bundesrepublik auf den 
Krieg als „Werkzeug der Politik in ihren 
internationalen Beziehungen“ verzich­
ten will. — (uld)
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Aktuell in Bonn Sachsenland in „treuer“ Hand?
Von Ost nach West

Am 4. März richtete das Bündnis 90/ 
Die Grünen zur Abwanderung aus den 
,,neuen Bundesländern“ in den Westen 
seit der Währungsunion eine kleine An­
frage an die Bundesregierung. In ihrer 
Antwort (Drucksache 12 /136) geht die 
Bundesregierung davon aus, daß seit 
dem 1. Juli 1990 111000 Personen aus 
der ex-DDR in die alten Bundesländer 
der BRD abgewandert sind. Genaue 
Zahlen gäbe es aber für die Zeit nach 
dem Ende des Aufnahmeverfahrens für 
Übersiedler bis auf weiteres noch nicht. 
Menschen, die im Osten leben, aber zur 
Arbeit (oft: unterbezahlte und unabgesi­
cherte Leiharbeit) in den Westen pen­
deln, sind von der Fragestellung nicht 
erfaßt.

IG Bau gegen „gering Beschäftigte“
Die Bundesfrauensekretärin der IG Bau 
hat darauf hingewiesen, daß mit der seit 
1.1.90 geltenden Meldepflicht für Be­
schäftigungsverhältnisse erstmals die 
Zahl der „geringfügig Beschäftigten“ 
480-DM-Jobs bekannt sei. Die jetzt fest­
gestellte Zahl — 6,31 Millionen — liege 
1990 doppelt so hoch, wie 1987 vom 
Arbeitsministerium geschätzt. Der An­
teil der Frauen an solchen „Beschäfti­
gungen“ sei von 60 % auf 70 % gestie- > 
gen. Im Gebäudereinigerhandwerk, Ta­
rifbereich der IG Bau, seien 60% aller 
Beschäftigten mit solchen Verträgen be­
schäftigt. In Privathaushalten seien wei­
tere 600000 Personen ohne jeden Versi­
cherungsschutz beschäftigt. Zusammen 
mit der Vielzahl der Schein-„Selbstän- 
digen“ bedeutet das: Mehr als 30% der 
abhängig Beschäftigten in der BRD sind 
in solchen „Beschäftigungen“ mit ge­
ringsten Einkommen.

Gewinn privatisieren
Die Treuhandanstalt will die Anteils­
mehrheit der Energie-Kombinate der 
ex-DDR den westdeutschen Stromkon­
zernen zuschustern. Die Bürgermeister 
von neun Großstädten der ehemaligen 
DDR haben in einem Schreiben an Bun­
deskanzler Kohl dagegen protestiert. Sie 
berufen sich auf das grundgesetzlich 
verankerte Recht auf kommunale Selbst­
verwaltung und fordern Gleichbehand­
lung mit westdeutschen Städten. Sie kri­
tisieren die Politik der Treuhand, den 
Städten nur Zuschußunternehmen zu 
lassen, und alles, was Gewinn bringt, zu 
privatisieren. Viele Gemeinden der ex- 
DDR wollen eigene Stadtwerke gründen 
und beanspruchen die Rückgabe der 
Kraftwerke und Leitungsnetze. Die 
Stadt Stendal (ex-DDR, die den Brief 
nicht unterzeichnete) will die Treuhand 
noch in dieser Woche verklagen.

REP-Millionen
Die REPs haben 1989 fast 20 Millionen 
Mark eingenommen, davon 1,26 Millio­
nen an Beiträgen. 17,39 Millionen er­
hielt die Partei an Wahlkampfkostener­
stattung, wovon sie nur ca. fünf Millio­
nen ausgab. Jetzt will Schönhuber 11 
Millionen an Kostenerstattung für den 

Bundestagswahlkampf der REPs. Bun­
destagspräsidentin Süssmuth (CDU) 
will diese Summe mit den 14 Millionen 
verrechnen, die die REPs für den Wahl­
kampf zu den EG-Wahlcn 1989 zuviel 
erhalten haben. R EP-Vorsitzender 
Schönhuber droht mit einer Klage, falls 
die Frage „bis Mitte März“ nicht „ge­
klärt“ sei.

„Türkei-Hilfe“
Die PDS/Linke Liste richtete am 25.2. 
eine „Kleine Anfrage“ an die Bundes­
regierung (Drucksache 12/154). Dabei 
geht es um die bundesdeutsche Militär­
hilfe an die Türkei und inwieweit sie 
zum Krieg gegen die Zivilbevölkerung 
dient. Weiter wird nach der Außerkraft­
setzung der Menschenrechte und dem 
Ausnahmerecht in den kurdischen Pro­
vinzen gefragt. Gibt es bundesdeutsche 
Hilfe für die 3 Millionen Flüchtlinge aus 
diesen Provinzen? Wie steht die Bun­
desregierung zu den kriegsverbrecheri­
schen Bombardements der Anti-Irak- 
Koalition auf kurdische Wohngebiete 
(allein in Kirkuk 1500 Tote, Zivilbevöl­
kerung), wie zu deutscher Verantwor­
tung für die kurdischen Giftgasopfer 
Husseins?

Gesetz zu Rüstungsexport
Das von den Regierungsfraktionen am 
19.2. in den Bundestag eingebrachte 
„Gesetz zur Änderung des Außenwirt­
schaftsgesetzes und der Strafprozeßord­
nung“ beinhaltet u.a. die Ermächtigung 
der Zollfahndung, Telefongespräche 
abzuhören. Zur Zeit läuft eine Fahndung 
zu Verstößen gegen das UNO-Irak-Em- 
bargo. Auf einer Welt-Liste mit ca. 900 
vermuteten Verstößen rangiert die BRD 
(190) hinter Jordanien an zweiter Stelle; 
es gibt 15 Ermittlunsgverfahren.

Wohnungsprivatisierung
Mit etwa 1000 DM je Wohnung will 
Bundesbauministerin Irmgard Adam- 
Schwaetzer (FDP) den Verkauf kommu­
naler Wohnungen im Gebiet der frühe­
ren DDR in diesem und im nächsten Jahr 
fordern. Maximal 20% des Kaufpreises 
wolle der Bund „bezuschussen“. Bedin­
gung sei, daß die Kommunen die auf die 
Wohnungen entfallenden Schulden 
übernähmen. Das Programm soll die jet­
zigen Mieter verlocken, Bankkredite 
zum Kauf ihrer Wohnungen aufzuneh­
men. Instandhaltung und Erneuerung 
der Wohnung sind dann „Eignersache“. 
Das Programm fällt unter das „Gemein­
schaftswerk Aufschwung-Ost“.

Was kommt demnächst?
Am 14. März beginnt in Dresden eine 
zweitägige Konferenz der Justizminister 
von Bund und Ländern. Am gleichen 
Tag beginnt eine Wirtschaftskonferenz 
in Bonn über die „Zukunft der fünf neu­
en Bundesländer. Am 75. März setzt In­
nenminister Schäuble die Verhandlun­
gen um den neuen Tarifvertrag im öf­
fentlichen Dienst fort. Am 22. März fin­
det die nächste Bundesratssitzung statt. 
Auf ihr soll u.a. das Steuerpaket der 
Bundesregierung beraten werden.

Über die Probleme mit dem Vorgehen der Treuhandgeselischaft in Sachsen

Auch in Sachsen ist es so, daß die Priva­
tisierung, also der Verkauf, Kern der 
Tätigkeit der Treuhandanstalt Berlin ist, 
auch ihrer drei hiesigen Niederlassun­
gen; in keiner Weise jedoch die Sanie­
rung.

Die Treuhandanstalt steht sowohl von 
Bonn aus wie auch hier im Land, was ihr 
politisches Prestige angeht, unter Zeit- 
und Verkaufsdruck. Für viele Betriebe, 
die sich noch nicht „in festen Händen“ 
befinden, und die seitens der Treuhand 
keine Chance erhalten, aus eigener Kraft 
den Schritt in die Marktwirtschaft zu 
bewältigen, verschlechtert sich die öko­
nomische Lage täglich. Die Gefahr der 
Arbeitslosigkeit steigt und der erzielbare 
Preis, der wiederum für die Sanierung 
anderer Betriebe dienen könnte, gegen­
wärtig jedoch zur Stützung der Liquidi­
tätskredite eingesetzt wird, sinkt.

Ganz allgemein: Die Treuhand ist ei­
nerseits in staatlichen und andererseits 
in nicht vorliegenden Vorschriften ein­
gefangen. Ihre Bewegungsfreiheit ist 
begrenzt. Einmal wegen ungeklärter Ei­
gentumsfragen, zum anderen wegen feh­
lender DM-Eröffhungsbilanzen, vor al­
lem der Klein- und Mittelbetriebe, und 
ständiger Strukturveränderungen auch 
in der Treuhand selbst.

Folgendes beschäftigt — auch aus der 
Situation des Finanzchaos heraus — alle 
kommunalen Parlamente und den Land­
tag in besonderem Maße:
— Die Entwicklung der einzelnen Regi­
onen wird entscheidend von der Lebens­
fähigkeit der Wirtschaft bestimmt. Das 
ist gegenwärtig in den Problemregionen 
Erzgebirge, Vogtland, Böhlen/Espen­
hain, Braunkohlengebiet in der Lausitz, 
aber auch in den Industriestandorten mit 
einer günstigen Multistruktur sichtbar. 
Erste gute Ergebnisse der Treuhandar­
beit sind kaum feststellbar. Alle Aktivi­
täten haben nichts, aber auch gar nichts 
mit einer in groben Zügen zumindest 
vorstellbaren Strukturkonzeption zu 
tun.
— Die nunmehrige Mitgliedschaft des 
Ministerpräsidenten, Prof. Biedenkopf, 
im Verwaltungsrat der Treuhandanstalt

Demonstration Thüringer Metallbeschäftigter am 27.2. vor dem Landtag in Erfurt

ist kaum mehr als ein organisatorischer 
Schritt. Es ist unvorstellbar, daß er es 
vermag, wesentliche Entscheidungen 
zur Sanierung, Privatisierung und nicht 
zu verhindernder, aber sozial abgefeder- 
tcr Stillegung von Unternehmen aus der 
Sicht des Landes Sachsen zu beeinflus­
sen.
— Die Hauptprobleme auf diesem Ge­
biet entstammen unter anderem der un­
terschiedlichen Rechtslage vor und nach 
Inkrafttreten des Einigungsvertrages. 
Zum einen wurden den Kommunen Ver­
mögenswerte übertragen, die nach Arti­
kel 28 des Grundgesetzes nicht zu den 
Selbstverwaltungsaufgaben zählen und 
die ihnen nach Inkrafttreten des Vertra­
ges nicht zustanden, da sie eben außer­
halb der Selbstverwaltung der Städte 
und Gemeinden lagen.

Danach ist in der Zwischenzeit folgen­
des veranlaßt worden:

a) Am 16.10.1990 wurden den Kom­
munen solche Vermögenswerte, wie 
Kindergärten und Kinderkrippen, 
Schulsporthallen, Alters- und Pflegehei­
me, Stadtreinigungsbetriebe u.a., pau­
schal zugesprochen. Die Dokumenta­
tion des Eigentumsüberganges, wie Ein­
tragung in Grundbücher und Handelsre­
gister, wurde aber im allgemeinen man­
gels einer rechtlichen Grundlage noch 
nicht gelöst.

b) Restitutionsansprüche werden ge­
mäß Artikel 23, Abs. 3 des Einigungs­
vertrages akzeptiert, wobei diese noch 
allen anderen Ansprüchen vorgehen. 
Das ist ehemaliges Eigentum der Kom­
munen, das ihnen einmal unentgeltlich 
entzogen wurde. Aber auch diese An­
sprüche liegen in der Regel auf Eis.
— Besondere Probleme bergen auch in 
Sachsen die Kommunalisierung der 
Elektroenergie und Gasversorgung, der 
Wasserversorgung und Abwasserent­
sorgung und des Personenverkehrs in 
sich. Die Entflechtung der bisherigen 
Strukturen und die sinnvolle Zuordnung 
der Ver- und Entsorgungseinrichtungen 
und -netze zu den Kommunen ist eines 
der Probleme. Die Zuordnung der Kapi­
talanteile, z.B. 90 % bei den Städten und

Gemeinden, ist u.a. aus finanzteh. 
Gründen ein anderes. Meistens hamt! 
es sich hier um ganze Versorgung^ 
biete, wo sich die Gemeinden erst a- 
rechtfmden müssen.
— Auch Einzelfalle sind sehr probier. 
tisch, wie in der einen oder ändert 
Stadt z.B. die Verkehrsbetriebe. Di, 
Nahverkehrsbetriebe und -betnebsteik 
sind nach dem neuen Recht den Kon: 
munen zuzuordnen. Die anderen Wr 
kehrsbereiche für Reiseverkehr. Guter 
verkehr und Spedition sind nach erfolg 
ter Entflechtung zu privatisieren.
— Überhaupt ungeregelt ist ein Wrfe 
ren zur Dokumentation der Eigentum- 
Übergänge, die kraft Gesetz und vor Gül 
tigkeit des Einigungsvertrages erfolg! 
sind. Es gibt z. B. bisher keine rechtlkr 
abgesicherte Festlegung, durch wen und 
in welcher Form diese Eigentumsüber 
gänge bestätigt werden, damit die Nach 
folgeprozesse, wie Grundbuchberichti 
gung usw., ablaufen können.
— Große Teile des ehemaligen volkse. 
genen Vermögens wurden Bundesti 
nanzvermögen (Artikel 22 Absatz 1), so 
z. B. die ehemals kreisgeleiteten und ön 
lieh geleiteten Betriebe sowie Liegen 
schäften und Objekte, die in Rechtstra 
gerschaften von Kreis, Städten und Gc 
meinden standen. Diese Vermögens 
werte unterliegen nach Artikel 22 Ab 
satz 2 der Kommunalverwaltung. Sie 
können aber nicht von den Kommunen 
verwertet werden. Hier sind schnellt 
Entscheidungen im Interesse von even 
tuell vorhandenen Interessenten über 
haupt nicht möglich.
— Letztlich, — aber damit sind die Pro 
bleme nicht alle genannt — wirken na 
türlich die Ansprüche hinsichtlich einer 
Rückübertragung ehemaligen Eigen 
tums. Auch in solchen Fällen wurden die 
Vorgänge zur Seite gelegt.

Ich schließe mich — natürlich nicht al­
le Prozesse und Details kennend — fei 
genden Meinungen, was den weiteren 
Weg angeht, an:

1. Die Interessen des Landes und der 
Kommunen sind ebenso wie die der Be 
legschaften von Betrieben zu achten 
Was letzteres angeht, ist nahezu Null 
Stand eingetreten.

2. Ungeklärte Eigentumsfragen sind 
mit absolutem Vorrang zu regeln.

3. Der Arbeitsstil der Treuhand muß 
durchgreifend verändert werden. Hier 
befindet sie sich mit der Delegierung der 
Privatisierung / Sanierung von Betrieben 
unter 1500 Mitarbeitern an die drei Au 
ßenstellen in Sachsen auf dem richtigen 
Weg. Aber dort wiederum ist das perso 
nelle Fundament aus meiner Sicht nicht 
gegeben, um schnell wirksam zu wer 
den. Das eigentliche Problem der Priva­
tisierung, um gar nicht erst von der Sa 
nierung zu sprechen, kommt erst noch

— (Dr. Eberhard Langer — Wirtschaftspolin 
scher Sprecher der Fraktion Linke Liste/PDS 
im Sächsischen Landtag)

Siedler wollen Apartheid reformieren
De Klerk kündigt Aufhebung von Apartheidgesetzen und Verfassungsreform an

EWS: BRD trumpft stärker auf
Streit um Zeitplan und Modalitäten der EG-Währungsunion

Der südafrikanische Präsident de Klerk kündigte Anfang 
Februar an, in diesem Jahr werde er im weißen Parlament 
die Abschaffung wichtiger Apartheidgesetze beantragen.

Ende Februar teilte er mit, seine Regierung werde eine neue 
Verfassung vorlegen. Die Siedlerregierung ist bemüht, die 
Kontrolle über alle politischen Veränderungen zu behalten.

De Klerk teilte mit, das Gesetz über die 
getrennten Wohngebiete, die Gesetze, 
die Schwarzen den Besitz von Land ver­
bieten, und das Gesetz über die Bevölke­
rungsregistrierung, auf dessen Grundla­
ge die Siedler jedem Einwohner Azanias 
eine Rasse zuweisen, sollen abgeschafft 
werden. Außerdem soll das Gesetz über 
die Abwehr des Kommunismus beseitigt 
und andere Gesetze zur „Inneren Sicher­
heit“ reformiert werden. Allgemeine 
und gleiche Wahlen auf der Basis „Ein 
Mensch, eine Stimme“ sind nach wie 
vor nicht vorgesehen. Mit dem ANC- 
Vizepräsidenten Nelson Mandela ver­
einbarte de Klerk, daß „schnell ein Pro­
zeß von Verhandlungen mit mehreren 
Parteien“ eingeleitet werden solle. Ende 
Februar teilte de Klerk mit, seine Regie­
rung werde einen Verfassungsentwurf 
vorlegen, der dieser „Mehrparteienkon­
ferenz“ vorgelegt werden soll. Die Re­
gierung will Teilnehmer der Konferenz 
durch Einladung festlegen. Sie will auf 
diesem Weg die Möglichkeiten in der 
Hand behalten, die Debatte über die 
Verfassung zu kontrollieren, die ver­
schiedenen Organisationen des Befrei­

ungskampfes gegeneinander auszuspie­
len und den Einfluß der verschiedenen 
Befreiungsorganisationen in dieser Kon­
ferenz festzuschreiben. Der PAC ver­
langt die Durchführung allgemeiner 
Wahlen für eine Verfassunggebende 
Versammlung, weil anders die Ausar­
beitung einer demokratischen Verfas­
sung nicht möglich ist. Das lehnt de 
Klerk als „undenkbar“ ab — denn er be­
trachtet seine Regierung als die einzig 
legale. Seine Ankündigung zielt aber 
auch auf die vollständige Beseitigung 
der Sanktionen. Seit dem 17. Februar 
verhandelt die Regierung de Klerk be­
reits mit der EG, den Commonwealth- 
Staaten und einigen afrikanischen Staa­
ten über den Wegfall aller Sanktionen.

Der Landraub, der durch die Landge­
setze von den Siedlern legalisiert wurde 
und der Millionen Afrikaner ihres Bo­
dens beraubte, wird durch die Aufhe­
bung der Gesetze nicht rückgängig ge­
macht. Wer Land haben will, muß an die 
Räuber zahlen. Das System der Wander­
arbeit wird durch die Aufhebung des 
Wohngebietsgesetzes nicht beseitigt — 
die Bergwerkswohnheime gehören den 

Konzernen, die Zeit Verträge enthalten 
die Zuweisung der Schlafnische. Die 
Regierung spricht zwar von Reformen, 
sie lockert die Unterdrückung der Afri­
kaner jedoch in keiner Weise. Ab April 
sollen Todesurteile wieder vollstreckt 
werden, denn das Rassistenparlament 
hat die Reform des Gesetzes über die 
Todesstrafe beendet. Nun sind erneut 
mindestens 250 Verurteilte von der Hin­
richtung bedroht. Darunter sind auch die 
14 Verurteilten aus Upington, die wegen 
Teilnahme an einer Demonstration, bei 
der ein Polizist umkam, zum Tode ver­
urteilt wurden. Am 11. Februar führten 
30000 Polizisten eine Großrazzia in 
Townships durch, sie verhafteten über 
11000 Afrikaner — bei dieser Aktion 
„fand“ die Polizei vorwiegend „illega­
len“ Alkohol und ganze 110 gestohlene 
Autos. Eine Demonstration des PAC am 
15. Februar gegen den Golfkrieg wurde 
von der Polizei aufgelöst. Mitte Januar 
verhaftete die Polizei sechs Leute, denen 
sie Mitgliedschaft in der Befreiungs­
armee APLA vorwirft.
Quellenhinweis: Guardian vom 16. und 
18.2.91; New Nation vom 31.1.91 — (uld) 

Kurz nach der DDR-Annexion wollen 
Bundesbank und Bundesregierung bei 
der Bildung eines EG-weiten Währungs­
blocks Zeit gewinnen. Noch Ende 1990 
hatte Kohl einem Zeitplan zugestimmt, 
wonach ab 1.1.94 die nächste Stufe der 
EG-Währungsunion vollzogen werden 
sollte, u.a. durch die Bildung EG-weiter 
Währungsinstitutionen. U.a. die fran­
zösische Bourgeoisie, die sich in ihrer 
Währungspolitik (und damit auch in ih­
rer Afrika-Politik, da die Pariser Zen­
tralbank die Währungen mehrerer Ex- 
Kolonien kontrolliert) von der BRD zu­
nehmend unter Druck fühlt, hatte auf 
eine solche Zeitplanung Wert gelegt, um 
in der Währungspolitik stärker mitent­
scheiden zu dürfen. Bundesbank und 
Bundesregierung, konzentriert auf die 
Annexion der DDR, hatten zugestimmt.

Jetzt soll dieser Zeitplan geändert 
werden, bis BRD-Regierung und BRD- 
Konzeme die Probleme der DDR-Anne­
xion bewältigt und ihre Stellung in der 
EG ausgebaut haben. Ende Februar leg­
te die Delegation der BRD einen Vor­
schlag vor, der „mit Beginn der zweiten 
Stufe“ der Währungsunion ab 1.1.94, 
lediglich einen „Rat der Präsidenten der 
Zentralbanken der Mitgliedsstaaten“ 
vorsieht, der „die Zentralbanken der 
Mitgliedsstaaten . . unterstützt“. 

Gleichzeitig bekräftigte die BRD ihre 
Bedingungen insbesondere für den 
Übergang zu unveränderlichen Wech 
selkursen zwischen den EG-Staaten 
„Der Einsatz der Notenbankpoliük zui 
Finanzierung von Haushaltsdefiziten 
müsse „ausgeschlossen“ werden, „die 
Defizite des Staatssektors“ müßten w’ 
„den Umfang der Ausgaben für Invest 
tionen . . . begrenzt“ werden Nach die 
sen Grundsätzen könnte Waigel seiner 
Haushaltsentwurf verbrennen.

Ziel der BRD ist, die „wirtschaft 
und währungspolitische Entwicklung. ’ 
der Gemeinschaft unumkehrbar konver 
gent“ zu machen. Gemeint ist. Dk 
BRD-Monopole wollen „unumken 
bar“ die EG kontrollieren. Dem solle' 
die Währungsauflagen dienen: Hilfe 
der Notenbanken oder Regierungen fei 
die jeweiligen Konzerne — billige Krc 
dite oder Staatssubventionen — sollen so 
weit wie möglich ausgeschaltet werde: 
um die Gegenwehr anderer EG-Moec 
pole gegen das Übergewicht der BRT 
Konzerne zu schwächen. Nächste 
Schritt könnte eine DM-AufwemsL 
sein. Das würde den BRD-Konzero: 
den Kauf ausländischer Konkurrenz^ 
men erleichtern.
Quellen: Deutsche Bundesbank Auszüge » 
Presseartikeln Nr. 13 und 14/91 — (füll
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Gesamtmetall und Regierung 
gegen die Lohntarifbewegung

Flankenschutz für die Gesamtmetall-Ziele: Lohnsenkung, Deregulierung, Differenzierung

in der Metallindustrie der östlichen Bundesländer sind die 
Tarifverträge abgeschlossen. Sie regeln in einigen Punkten 
mit mehrjährigen Stufenplänen eine tarifliche Angleichung 
oder auch nur Annäherung der Regelungen. Eine reale An- 
jekhung der Lohn- und Arbeitsbedingungen ist damit 
noch lange nicht erreicht. Die Möglichkeiten der Kapitali­
sten, auf lange Sicht bei Löhnen, Arbeitszeiten und Arbeits- 
'icdingungen regional zu spalten, bleiben bestehen. In den 
westlichen Tarifgebieten haben erste Verhandlungen be­
gonnen. Die regionalen Metallarbeitgeberverbände haben

Es zeichnet sich ab, wie Gesamtmetall 
und die regionalen Arbeitgeberverbände 
im Zusammenwirken mit der Regierung 
den gewerkschaftlichen Bestrebungen 
und Forderungen begegnen wollen. In 
den Medien haben Verbandsvertreter 
vor allem die Mindestbetragskomponen­
te von meistens 270/280 DM angegrif­
fen Zum Beispiel der Vorsitzende des 
Verbands der Metallindustrie Baden- 
Württemberg, Dieter Hundt. Er kombi­
niert die bekannten Drohungen mit 
Siandortverlagerung und beschleunigter 
Rationalisierung mit planvoller propa­
gandistischer Spaltung zwischen soge­
nannten ,,Leistungsträgem“ und ande­
ren sowie mit hinterlistigen Angeboten 
auf künftige Tarifverträge: „Die Forde­
rung nach einer überproportionalen An­
hebung der unteren Lohngruppen steht 
bereits seit mehr als 20 Jahren auf dem 
(ari{politischen Mcnüzettel der Gewerk­
schaften. Unsere Position hat sich nicht 
verändert. Ökonomisch wirkt sich die 
jetzige Forderung auf neun von zwölf 
Gruppen aus. Gerade in den unteren 
Lohngruppen haben wir aber gefährdete 
Produktionsbereiche, die in harter Kon­
kurrenz mit den Billiglohnländern ste­
hen. Es besteht die Gefahr einer weite­
ren Abwanderung von Produktionsbe­
reichen und damit der Verlust von Ar­
beitsplätzen. Dies kann auch nicht das 
Interesse der Gewerkschaft sein. Wir 
befinden uns in einem gewissen Struk­
turwandel. aber ein .Draufsatteln' wür­
de diesen Prozeß nur noch beschleuni­
gen. Gesellschaftspolitisch ist die For­
derung gefährlich, da sie Leistungsan- 
reizc reduziert. Tarifpolitisch haben wir

„Ungeschützte Arbeit hat Konjunktur“
Wachsender Umfang von Leiharbeit, Befristungen und geringfügigen Beschäftigungen

..In der Bundesrepublik ist die Zahl der 
prekären Beschäftigungsverhältnisse 
dramatisch angestiegen. Das geht vom 
Zeitarbeitsverhältnis, das ohne Kündi­
gung und richterliche Überprüfung au­
tomatisch endet, bis zur Leiharbeit oder 
zum Ausstieg aus der Sozialversiche­
rung in geringfügige Tätigkeiten.“ (1) 
Die Aufsatzreihe im ..Gewerkschafter“ 
zuo. g Problemfeldern, beleuchtet eini­
ge Teilaspekte des sich in den letzten 
Jahren schwungvoll entwickelnden fle­
xibilisierten Arbeitskräfteeinsatzes 
durch die Kapitalisten. Als Mangel muß 
bewertet werden, die sich ebenfalls aus­
breitenden Formen von Nacht-, Schicht- 
und Wochenendarbeit keiner Bewertung 
unterzogen zu haben. Ebenso schließt 
sich für den interessierten Leser die 
Klammer zwischen unsteten Beschäfti­
gungsverhältnissen und der laufenden 
Lohn- und Gehaltsrunde nicht.

Befristete Beschäftigungs Verhält­
nisse: Im Zeitraum Mai 1987 bis April 
1988 waren in der Bundesrepublik ca. 
IJ8 bis 1,9 Mio. Arbeitnehmer in einem 
befristeten Arbeitsverhältnis. Dies ent­
flicht einer Befristungsquotc von 9 %. 

Demgegenüber waren 1984 gerade 4 % 
aller Arbeitsverhältnisse befristet.

Rund 70% der befristeten Arbeitsver- 
iräge haben eine Befristungsdauer von 
unter6 Monaten, liegen damit außerhalb 
des Geltungsbereichs des Kündigungs-

, huizgesetzes.
Befristete Beschäftigungsverhältnisse 

und deutlich instabiler als unbefristete. 
Nur rund 31,8 % aller befristet Beschäf- 
’izten werden in ein Dauerarbeitsver- 
iltms übernommen. Der Anteil der Ar- 
vrtslosen. die aus einem befristeten 
LrrhäJtnis kommen, ist in den letzten 
•ähren beträchtlich gestiegen (von 
£8% 1984 auf 16,3% 1988). Dies

zudem aufgrund bestehender Vereinba­
rungen die Verpflichtung, daß von Ende 
1991 an mit der IG Metall Verhandlun­
gen über einen gemeinsamen Entgeltta­
rifvertrag aufgenommen werden, in dem 
sämtliche Gehalts- und Lohnstrukturen 
den zwischenzeitlich eingetretenen Ent­
wicklungen in den Betrieben angepaßt 
werden sollen. Deshalb ist es nicht ver­
tretbar, bereits in der jetzt anstehenden 
Tarifrunde nur für einen Teil der Be­
schäftigten diesbezügliche Regelungen 
zu schaffen“. (1)

Das „Angebot“ eines neuen Entgelt­
tarifs statt Erhöhung der unteren Lohn­
gruppen jetzt dürfte von folgenden 
Überlegungen ausgehen: Verhandlun­
gen über neue Entgeltstrukturen in der 
Metallindustrie dauern erfahrungsge­
mäß viele Jahre. In diesem langen Zeit­
raum können neue, für die Gewerk­
schaften ungünstige Entwicklungen auf 
dem Arbeitsmarkt und gewerkschafts­
feindliche Maßnahmen der Regierung 
greifen.

Zur Jahresmitte 1991 läuft der tarif­
liche Kündigungsschutz in der Metall­
industrie im Osten aus. Ein Entlassungs­
schub von 30 bis 70 % der Beschäftigten 
wird erwartet. (2) Damit entstehen neue 
Möglichkeiten für Druck auf die Löhne 
und große Spielräume für innere Diffe­
renzierung und Spaltung, zulasten der 
Beschäftigten in den unteren Lohngrup­
pen.

Schon bestehende und neue gesetzli­
che Maßnahmen zur Deregulierung sol­
len den Mindestschutzcharakter des Ta- 
rifwesens systematisch auflösen. Mit 
der Leiharbeit rücken die Unternehmen

zeigt, daß es einen wachsenden Perso­
nenkreis gibt, der zwischen Arbeitslo­
sigkeit und befristeter Beschäftigung hin 
und her pendelt.

Leiharbeit: Das Beschäftigungsforde­
rungsgesetz hat zweifellos eine entschei­
dende Rolle bei der Expansion der Leih­
arbeit gespielt.
— Die Zahl der Leiharbeitnehmer hat 
sich 1989 erneut um 17 181 auf nunmehr 
104930 erhöht. Seit Inkrafttreten des 
Beschäftigungsförderungsgesetzes be­
trägt die Zunahme 56223 (+ 115,4%).
— Die Zahl der Verleihbetriebe ist eben­
falls gestiegen. Sie erhöhte sich 1989 
gegenüber dem Vorjahr um 544 auf 
4682 (+ 13,1 %). 1985 lag sie noch bei 
1 722 (1985 bis 1989: + 267,8 %).
— Die durchschnittliche Dauer eines 
Beschäftigungsverhältnisses von Leih­
arbeitnehmern liegt bei nur 4,6 Mona­
ten. Die Zahl pro Jahr übertrifft daher 
beträchtlich die genannten Stichtagsda­
ten. Schätzungsweise 300000 Arbeits­
kräfte werden — zum Teil nur kurzfri­
stig — in einem Leiharbeitsverhältnis 
gestanden haben.

Geringfügige Beschäftigung: Der 
Umfang geringfügiger Beschäftigung 
lag an einem Stichtag im 2. Quartal 1987 
bei insgesamt 2,8 Mio. (0,5 Mio. Ne­
bentätigkeit; 2,3 Mio. sozialversiche­
rungsfreie Beschäftigte). Da viele der 
sozialversicherungsfreien Beschäftigten 
nur unregelmäßig tätig sind (48%), 
dürfte pro Jahr ein wesentlich größerer 
Personenkreis sozialversicherungsfrei 
beschäftigt sein. Diese Datenlage 
scheint mittlerweile überholt. „Allein in 
der alten Bundesrepublik sind derzeit 
5,1 Mio. Arbeitnehmer als geringfügig 
Beschäftigte gemeldet. Diese Zahl nann­
te der SPD-Sozialexperte Manfred Rei­
mann in Bonn. Sie übersteigen bei wei­

die gewerkschaftlichen Forderungen abgelehnt. Gottschol, 
Verhandlungsfiihrer der Metallindustriellen in Nordrhein- 
Westfalen, erklärte sie für „völlig überzogen und unver­
nünftig“. Die Konjunktur flache ab, weil die Aufträge aus 
dem Ausland nachließen. Deshalb müßten die Abschlüsse 
des Jahres 1991 unter den 6% des letzten Jahres liegen. 
Konkrete Angebote wurden keine gemacht. Die Verhand­
lungen wurden auf Ende März bzw. auf April vertagt. Die 
Tarifverträge über Löhne, Gehälter und Ausbildungsvergü­
tungen laufen Ende März aus. — (brr, gow, rok)

immer mehr Beschäftigte aus dem Gel­
tungsbereich der jeweiligen Branchenta­
rife. In der Koalitionsvereinbarung ha­
ben die Regierungsparteien weitere 
Maßnahmen in dieser Richtung verein­
bart: private Arbeitsvermittlung, mehr 
Saisonarbeit, Förderung von „Betriebs­
vereinbarungen mit ertragsorientierten 
Elementen“, gar die Verpflichtung zur 
„Deregulierung in allen Bereichen“. 
Alle diese Maßnahmen entwerten beste­

Wir zahlen nicht 
durch Lohn verzieht 
was die CDU in der 
DDR verspricht]

Eine Losung aus der Tarifbewegung des letzten Jahres. Auch in diesem Jahr, ange­
sichts der Steuer- und Abgabenerhöhungen für großdeutsche Expansionspolitik und 
Kriegsfinanzierung, ist der Widerstand gegen Lohnsenkungen stark.

tem die bisherigen Schätzungen. Für 
diese Beschäftigten mit einem monatli­
chen Entgelt von (bis zu) 480,- DM wer­
den keine Sozial Versicherungsbeiträge 
gezahlt.“ (Der Gewerkschafter, S. 23)
— Die Struktur der sozialversicherungs­
frei Beschäftigten ist nicht einheitlich. 
Sie setzt sich aus Arbeitslosen (15,4 %), 
Rentnern (9,8 %), sogenannten Haus­
haltsführenden (40,5 %), Studenten 
(11,0%), Schülern (12,2%) und sonsti­
gen (11,2 %) zusammen.
— Der 1989 vom BMA veröffentlichte 
Forschungsbericht über „Sozialversich­
erungsfreie Beschäftigung“ (W. Fried­
rich, Forschungsbericht Nr. 181 des 
BMA, Bonn 1989) kommt zu dem Er­
gebnis, daß für die Gruppe der Haus­
haltsführenden (925000) ein „objekti­
ves Schutzbedürfhis“ bestehe. Diese be­
trächtliche Zahl, die immerhin 4,4 % der 
sozialversicherungspflichtig Beschäftig­
ten entspricht, erfordert schon an sich 
eine Regulierung dieses Arbeitsmarkt­
segments.
— Nur 17,4 % dieser Beschäftigtengrup­
pe haben einen schriftlichen Arbeitsver­
trag. Sie werden kaum nach Tarif be­
zahlt und erhalten z. B. nur selten die üb­
lichen Sozialleistungen. Eine Studie der 
Hessischen Landesregierung zum Ge­
bäudereinigungshandwerk zeigt: Fast 
die Hälfte der befragten Frauen wird un­
ter Tarif bezahlt. Ein Viertel erhält über­
haupt keinen, ein weiteres Viertel weni­
ger als den tariflich zustehenden Urlaub. 
Vier Fünfteln wird kein Weihnachtsgeld 
gezahlt. (2)

Schichtarbeit: In der Metallindustrie 
ist ein dramatischer Anstieg der Schicht­
arbeit — vor allem der Zweischichtar­
beit — festzusteilen: Arbeiteten 1985 
nur 14,2 % der Betriebe im Zweischicht­
betrieb, so stieg der Anteil bis 1987 auf 

hende tarifliche Regelungen und er­
schweren künftige.

Von vornherein stellt die Erhöhung 
der Arbeitslosenversicherungsbeiträge 
zum 1. April und der Lohn- und Ein­
kommenssteuer zum 1. Juli das finan­
zielle Ergebnis der Lohnbewegung in 
Frage. Auf fünf, sechs, sieben Prozent 
belaufen sich die Schätzungen über die 
dadurch ausgelöste Lohnsenkung; also 
eine Größenordnung, wie sie vielfach 
für den Prozentbetrag eines Lohnab­
schlusses erwartet wird. Hier und da ist 
innergewerkschaftlich eine Erhöhung 
der Forderung wegen der Steuererhö­
hungen vorgeschlagen worden. Eine 
Mehrheit in den gewerkschaftlichen 
Körperschaften gab es dafür aber nicht. 
Der Vorstand der IG Metall stellt sich im 
wesentlichen wie früher auf den Stand­
punkt, „daß wir einmal getroffene 
Wahlentscheidungen und ihre Folgen 
nicht über die Tarifpolitik wieder korri­
gieren können“. (2)

Gibt es eine Aussicht, einen nützli­
chen Tarifabschluß zu erreichen? Die 
Durchsetzung eines ausreichend hohen 
Mindestbetrags, der für möglichst viele 
Lohngruppen mehr als sechs, sieben 
Prozent bringt, scheint angesichts dieser 
Sachlage die einzige Möglichkeit.
Quellenhinweis: (1) Essl. Zeitg. 2./3.3.91; (2) 
Klaus Zwickel in Stuttg. Zeitg. 11. 3.91.

47,99 % an. Der Anteil der Dreischicht­
betriebe stieg parallel dazu von 22,4 % 
(1985) auf 23,8% (1988) an.
— Aufgrund des übermäßigen Gesund­
heitsverschleißes liegt die Unfall-, 
Krankheits- und Frühverrentungshäu­
figkeit im Bereich der Schichtarbeit be­
sonders hoch. Parallel zu ihrem Anstieg 
ist beispielsweise die Anzahl der Früh­
verrentungen von 37 % (1973) auf 53 % 
(1986) angestiegen. (3)

Der seit einigen Jahren bestehende 
Arbeitskreis „Tarifpoltik“ der IGM- 
Verwaltungsstelle Hannover hat sich in 
den letzten Monaten schwerpunktmäßig 
mit der Schichtarbeit befaßt. Unter an­
derem ist ein Erhebungsbogen in die Be­
triebe gegangen. Von ca. 67000 Be­
schäftigten in der Verwaltungsstelle 
wurden 37 345 Beschäftigte in 37 Betrie­
ben erfaßt. In 23 Betrieben wird von 
18978 (50,8 %) Beschäftigten in Schicht 
gearbeitet. 13 von den 23 Betrieben las­
sen auch 3 100 (8,3 %) Beschäftigte in 
der Nacht arbeiten. Davon wird in drei 
Betrieben (Beschäftigtenzahl nicht ver­
öffentlicht) in Dauemachtschicht gear­
beitet (4). Vom Volkswagenwerk Han­
nover ist zu hören, der Betriebsrat sei 
mit dem Ziel „Standortsicherung Han­
nover“ mittels Einrichtung einer Dauer­
nachtschicht gegenüber der Geschäfts­
leitung initiativ geworden. Bewerbun­
gen sollen bereits in ausreichender Zahl 
vorhanden sein.

Das vermeintliche Interesse an Dau­
ernachtschicht speist sich aus der Über­
legung, zwei, drei Jahre „richtig Pulver 
machen“, und dann wieder raus. Neben 
der Auseinandersetzung um tarifliche 
Eckpunkte zum Normalarbeitsverhält­
nis kann eine wuchtige Lohn- und Ge­
haltsrunde bestehende „Anreize“ für 
Arbeit zu ungünstigen Zeiten beseitigen 
helfen.
Quellen: (1) Der Gewerkschafter, Nr. 2, 1991, 
S. 18 ff; (2) Gewerkschaftsjahrbuch 1990, S. 
284 ff; (3) Flexibilisierung: Arbeitszeit — Be­
schäftigung, Bund-Verlag, Köln 1989; (4) me- 
tall, Nr. 4, Feb. 1991, S. 17

Tarifabschlüsse im 
Anschlußgebiet

Der erste neue Tarifvertrag für die Me­
tall- und Elektoindustrie in der Ex-DDR 
ist in Mecklenburg-Vorpommern abge­
schlossen worden. Er wird als soge­
nannter Pilotabschluß gehandelt. Schon 
diese Tatsache macht einen bedeutenden 
Unterschied zu den westdeutschen Ta­
rifbezirken aus. In der alten BRD ist es 
kaum denkbar, daß ein schlechter Tarif­
abschluß z.B. im Saarland abgeschlos­
sen und in Nordwürtemberg / Nordba­
den übernommen wird.

Anders verhält es sich in der Ex-DDR. 
Mecklenburg-Vorpommern gilt als das 
rückständigste im wesentlichen land­
wirtschaftlich geprägte Gebiet. Die In­
dustrie ist konzentriert auf Schwerin und 
die Werftindustrie in Rostock. Gerade 
aber diese Betriebe sind weitestgehend 
liquidiert worden, die Beschäftigten ar­
beitslos.

Der Vertrag in Mecklenburg-Vor­
pommern hat folgenden Inhalt:

— Festsetzung der tariflichen Löhne 
und Gehälter auf 60 % der vergleichba­
ren westdeutschen Tarife ab 1.4.91. 
Der Facharbeiterecklohn beträgt dem­
nach 8,36 DM/Std.

— Die Tariflöhne und -gehälter wer­
den bis zum 1.4.1994 in Stufen auf 
100 % der vergleichbaren westdeut­
schen Tarife angehoben.

— Tarifliche Leistungen wie die zu­
sätzliche Urlaubsvergütung (50% des 
Arbeitsverdienstes) werden erst ab 1995 
eingeführt, die Urlaubsdauer wird eben­
falls erst ab 1995 stufenweise an die 
westdeutsche Regelung von 30 Tagen 
herangeführt. Die in Westdeutschland 
und Westberlin tariflich vereinbarten 
betrieblichen Sonderzahlungen in Höhe 
von 50% eines Monatsverdienstes pro 
Jahr werden nur schrittweise bis 1995 
eingeführt. Die für die gewerblich Be­
schäftigten im Zeitlohn zu zahlende ta­
rifliche Leistungszulage von 13 bzw. 
16 % bezogen auf die Summe der Zeit­
löhne wird in Mecklenburg-Vorpom­
mern auf 5 Prozent ab 1.4.1991 festge­
setzt. Sie steigt erst ab 1995.

— Die Wochenarbeitszeit wird bis 
1999 auf 38 Stunden festgelegt.

— Der Tarifvertrag enthält eine Revi­
sionsklausel, wonach zusätzliche Ver­
handlungen zur Veränderung des Tarif­
vertrages ab 1993 stattfinden, sofern ei­
ne Seite dies verlangt.

Mit diesem Tarifvertrag werden 
Mecklenburg-Vorpommern und nach 
Übernahme auch die anderen Anschluß­
gebiete als Niedriglohnzonen auf Jahre 
hinaus erklärt. Dies ergibt sich über die 
gravierenden Unterschiede in den tarifli­
chen Leistungen hinaus auch aus dem 
Nichtvorhandensein außertariflicher 
Bestandteile der Einkommen, die im 
Vergleich zu Westdeutschland und 
Westberlin berücksichtigt werden müs­
sen und zusammen mit den tariflichen 
Bestandteilen ja erst den Effektivlohn 
ausmachen. Ferner ist die Eingruppie­
rungspraxis in den Betrieben selbst mit 
ausschlaggebend für das Einkommen 
der einzelnen Beschäftigten. Hierbei 
zeichnet sich in den Betrieben der Ex- 
DDR die Tendenz ab, daß vorzugsweise 
alle Arbeiten im Zeitlohn vergeben wer­
den. Damit scheiden selbst die aller­
dings fragwürdigen, weil oftmals auf 
Kosten der Gesundheit gehenden, Mög­
lichkeiten zur Erzielung höherer Ein­
kommen durch Leistungslohn- und Prä­
mienlohnsysteme aus.

Die Gründe für dieses auch gerade im 
Vergleich zu anderen Branchen ungün­
stige Tarifergebnis liegen auf der Hand. 
Die Strategie der Liquidierung der ehe­
maligen DDR-Industrie durch westdeut­
sche Konzerne und Bundesregierung 
schafft Fakten im Sinne von Verödung 
von Industriegebieten und beispielloser 
Massenarbeitslosigkeit. Dieses Ge­
schäft organisiert die Treuhand-Gesell­
schaft im Auftrag der Bundesregierung.

Gleichwohl ist auch die Strategie der 
IG Metall zu hinterfragen. Irgendeine 
Art von Verbundtaktik mit der gleich­
zeitig in den alten Bundesländern statt­
findenden Lohnbewegung ist nicht ver­
sucht worden. Nicht einmal die Informa­
tion über die Auseii^ndersetzungen in 
den Gebieten der Ex-DDR ist in West­
deutschland und Westberlin verbreitet 
worden. Die Versäumnisse der IG Me­
tall bleiben nicht ohne Rückwirkungen 
auf die Lage in den alten Bundesländern 
und in Westberlin. Schon jetzt besteht 
bei den Lohnabhängigen in der alten 
BRD aufgrund der Bewegungen auf dem 
Arbeitsmarkt und der Pendlerströme er­
hebliche Unruhe. Auch hier werden Ein­
kommenseinbußen über die Steuerplün­
derungen hinaus befürchtet.
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In vielen US-Städten und -Gemeinden sollen in diesem Jahr die schroffsten Haus­
haltskürzungen und Entlassungen dieses Jahrhunderts durchgeführt werden. Haupt­
betreiber ist die Bundesregierung unter Bush, die die Zuweisungen an Staaten und 
Gemeinden drastisch kürzt. Im Staat New York beispielsweise sollen 18000 staat­
liche Lohnabhängige entlassen werden, alle Beschäftigten sollen fünf unbezahlte 
Urlaubstage nehmen. In Florida sollen 6000 Beschäftigte entlassen werden, in 
Michigan 7000. In Pennsylvania will der Gouverneur zehn Wochen lang eine zehn­
prozentige Gehaltskürzung erzwingen, In Rhode Island sollen 6000 entlassen 
werden. In vielen Staaten wollen die Regierungen zudem Lohnsenkungen erreichen. 
Bild: Demonstration in Washington gegen die Entlassungsprogramme. — (rül)

Sri Lanka:
36 Tote durch Armeeterror

36 Dorfbewohner im Osten Sri Lankas 
sind bei einem Überfall der Armee auf 
ihr Dorf ermordet worden. Das hat die 
tamilische Befreiungsfront der „Tamil 
Tigers“ in einer Presseerklärung An­
fang Februar mitgeteilt. Unter dem Vor­
wand, nach der einseitigen Kündigung 
des Waffenstillstands (durch die Regie­
rung) Stellungen der Befreiungsfront zu 
suchen und zu zerstören, habe die Ar­
mee eine Terrorwelie gegen die Dörfer 
der Region gestartet. In sieben Dörfern 
in der Gegend des Flusses Vettuvaikal 
seien elf Bewohner von der Armee er­
mordet worden, 222 Hütten, 13 Häuser 
und 35 Läden zerstört und über 100 
Reissäcke verbrannt worden. 25 weitere 
Dorfbewohner seien bei ihrer panischen 
Flucht vor der Armee im Fluß er­
trunken. — (rül)

Großbritannien: Skandal um 
Urteil gegen „Birmingham Six“ 
Sechs Iren, die unter dem Namen „Bir­
mingham Six“ 1975 als angebliche 
Bombenleger der IRA (bei der Explo­
sion zweier Bomben in Birminghamer 
Kneipen waren 21 Menschen getötet, 
162 zum Teil schwer verletzt worden) zu 
lebenslänglich verurteilt worden sind, 
werden wohl freigesprochen werden. 
Der Generalstaatsanwalt hat bereits mit­
geteilt, er werde seine Anklage nicht 
mehr aufrechtcrhalten. Die Verteidi­
gung ist sicher, u. a. nachweisen zu kön­
nen, daß die Gefangenen durch Folter 
zur Unterzeichnung falscher Polizeipro- 
tokollc gezwungen wurden. — (rül)

Rumänien: Land privatisiert, 
aber nicht an Großgrundbesitzer
Das rumänische Parlament hat ein Ge­
setz verabschiedet, wonach der Landbe­
sitz der landwirtschaftlichen Produk­
tionsgenossenschaften privatisiert wird. 
Die Höchstgrenze des in Privatbesitz 
übergebenen Landes soll aber auf 10 
Hektar begrenzt werden. Auf diese Wei­
se soll erreicht werden, daß auch Bau­
ern, die bei der Bildung der Genossen­
schaften kein Land einbrachten, weil sie 
landlos waren, nunmehr Land erhalten. 
Die großen Staatsgüter dagegen, die 
nach der Enteignung der reaktionären 
Großgrundbesitzer gebildet worden wa­
ren, werden nicht zurückgegeben, son­
dern sollen in Staatsbesitz bleiben. Zur 
Verwirklichung des Bodengesetzes sol­
len in den Dörfern Kommissionen gebil­
det werden, die entscheiden, welcher 
Bauer welches Land erhält. Falls auf 
diese Weise entstehende private Landbe­
sitzer ihr Land wieder verkaufen wollen, 
hat der rumänische Staat das Recht, als 
erster Käufer aufzutreten. Die Opposi­
tionsparteien, darunter die „Nationalli­
berale Partei“ und die „Demokratische 
Union der Ungarn“, verlangen die Pri­
vatisierung bzw. Rückgabe allen ver­
staatlichten Bodens. Die „Neue Zürcher 
Zeitung“, der das Gesetz auch nicht weit 
genug geht, berichtet, daß viele Produk­
tionsgenossenschaften sich bereits in 
den letzten Monaten aufgelöst hätten, so 
daß das Gesetz oft nur sanktioniert, was 
bereits geschehen ist. - (rül)

Niederlande: Rückschlag 
für die Sozialdemokraten

Mit schweren Stimmenverlusten der so­
zialdemokratischen PvdA endeten letzte 
Woche die Wahlen zu den zwölf nieder­
ländischen Provinzparlamenten. Die 
PvdA, bisher traditionell eine der beiden 
stärksten Parteien, fiel von landesweit 
33 Prozent auf knapp 20 Prozent der 
Stimmen. Die Christdemokraten konn­
ten ihren Stimmenanteil von 33 Prozent 
mit knapp 32,6 Prozent fast halten, 
ebenso die rechtsliberale VVD, die sich 
von 15,5 auf 15,7 Prozent verbesserten. 
Den mit Abstand größten Stimmenge­
winn erzielten die linksliberalen Demo­
kraten 66, die von 6,7 auf 15,6 Prozent 
zunahmen. Die Ökosozialisten verbes­
serten sich von 4,9 auf 5,2 Prozent, die 
rechten bis offen faschistischen Parteien 
steigerten ihre Stimmen von knapp über 
5 Prozent auf über 6 Prozent. Zusammen 
also Stabilisierung und Ausbau des rech­
ten und bürgerlichen Lagers bei schwe­
ren Verlusten der Sozialdemokraten an 
die Demokraten 66. Die Verluste der 
PvdA, deren Parteivorsitzender Wim 
Kok früher Vorsitzender des Gewerk­
schaftsbundes FNV war, dürften u.a. 
mit den massiven Kürzungen und Steu­
ererhöhungen Zusammenhängen, die die 
Regierung aus Christdemokraten und 
PvdA vor einigen Wochen angekündigt 
hatte. Unter anderem sind Kürzungen 
bei Sozial- und Bildungsausgaben von 
über 12 Mrd. Gulden (über 10 Mrd. 
DM), stärkere Mietsteigerungen, höhe­
re Tabak- und Mineralölsteuern und eine 
Erhöhung der öffentlichen Nahver­
kehrstarife um 6 Prozent angekündigt. 
Außerdem sollen 7000 Stellen im öf­
fentlichen Dienst gestrichen werden. 
Als Finanzminister hatte der PvdA-Spit- 
zenkandidat Wim Kok diese Beschlüsse 
mitverantwortet. Bürgerliche Zeitungen 
erwarten jetzt ein Ausscheiden der PvdA 
aus der Regierung und eine Koalition 
von Christdemokraten und rechtslibera- 
ler VVD. — (rül)

Zahlreiche sowjetische Bergleute streiken seit einigen Tagen. Sie fordern u.a. eine 
Anhebung ihrer Löhne. Nach ersten Berichten streiken seit Anfang März in Kasach­
stan die Belegschaften in mindestens 18 der 26 Zechen der Republik. Auch im ukrai­
nischen Donbass streiken Bergleute, teilweise arbeiten sie auch weiter, weigern sich 
aber, die Kohle an die staatlichen Depots zu liefern. In der Ukraine fordern die Berg­
leute Lohnerhöhungen von 150%. Die ukrainische Regierung hat 40% Lohn­
erhöhung angeboten. Bild; Streikversammlung von Bergleuten 1989. — (rül)

Übung „Limes“: Schweizer 
Armee gegen Flüchtlinge

Am 18. März beginnt in der Schweiz ei­
ne Wchrübung ganz besonderer Art. Ei­
ne Kompanie Soldaten soll in einem zu­
nächst einwöchigem Testlauf das Abfan­
gen von einreisenden Flüchtlingen üben. 
Schon der Name der Übung im Raum 
Schaffhausen deutet an. worum es gehen 
soll: „Limes“ — so nannten die Römer 
ihren Abwehrwall gegen die „Barba­
ren“ aus dem Osten. Der zuständige 
Bundesrat Koller, das Eidgenössische 
Militärdepartement (EMD) und das 
Grenzwachtkorps (Zoll) versuchten die 
Bedeutung der Übung mit dem Hinweis 
herunterzuspielen, es handele sich ja nur 
um einen Versuch mit bloß 80 Soldaten. 
Asylinitiativen und antimilitaristische 
Gruppen gehen jedoch davon aus, daß 
die Pläne für den ständigen Einsatz von 
Soldaten zur Abwehr von Flüchtlingen 
schon bereit liegen. Sie befürchten, daß 
die Regierung dem Vorbild Österreichs 
folgt, das seit Sommer 1990 die Armee 
gegen Flüchtlinge einsetzt. Geübt wird 
so etwas nicht zum ersten Mal. Bereits 
1984 und 1986 probten Armeeeinheiten 
während der Gesamtverteidigungsübun­
gen die Bekämpfung von Flüchtlingen. 
Während der Manöver 1986 und 1990 
ließ die Armeeführung für Flüchtlinge 
und Kriegsgefangene Lager mit Stachel­
draht und Wachtürmen errichten. Die 
„Übung Limes“ muß im Zusammen­
hang mit der wachsenden Hetze von Re­
gierung und bürgerlichen Parteien gegen 
einen angeblichen „Flüchtlingsstrom“ 
gesehen werden. Das Recht auf Indivi­
dualasyl soll fallen; die Bourgeoisie will 
die Zahl der Flüchtlinge kontingentieren 
und auf wenige Herkunftsländer ein­
schränken — die Armee soll diese rigide 
Politik durchsetzen. Die Militarisierung 
der Asylpolitik stößt bei viele Organisa­
tionen auf Ablehnung, darunter die 
kirchlichen Hilfswerke, der Schweizeri­
sche Gewerkschaftsbund, Asylorganisa­
tionen und antimilitaristische Gruppie­
rungen sowie die Sozialdemokratische 
Partei. Zahlreiche Gruppen rufen zu 
Widerstandsaktionen gegen „Limes“ 
auf. So finden am 16. März eine landes­
weite Kundgebung in Schaffhausen und 
vom 18. bis 22.3. zahlreiche Aktionen 
im Grenzgebiet und in Schaffhausen 
statt. In einem Aufruf „Flüchtlinge sind 
nicht unsere Feinde. Soldaten gegen 
Flüchtlinge? Nein!“ rufen die Organi­
satoren Zivilisten und Soldaten dazu 
auf, die Übung zu stören. — (jüg)

USA: Bush-Veto gegen 
Anti-Streikbrechergesetz

US-Präsident Bush hat sein Veto gegen 
ein Gesetz angekündigt, das den Kapita­
listen verbieten will, Streikbrechern fe­
ste Anstellungen anzubieten. In letzter 
Zeit hatten die Kapitalisten mehrfach bei 
Streiks die gesamte Belegschaft gefeuert 
und Streikbrecherkolonncn eingestellt. 
Die bekanntesten Fälle der letzten Zeit: 
der Streik bei dem inzwischen in Kon­
kurs gegangenen Busuntemehmen 
Greyhound und der Ende 1990 begonne­
ne Streik bei der größten New Yorker 
Tageszeitung. Der Gesetzentwurf, der 
jetzt im Kongreß eingebracht wurde, 
sollte solche Praktiken begrenzen. 
Bushs Arbeitsministerin Martin recht­
fertigte das angekündige Veto so: Das 
Gesetz räume den Gewerkschaften zu 
viel Einfluß ein und würde Unruhe unter 
den Arbeitnehmern auslösen. — (rül)

Wenn sich im Norden des Irak ein kurdi­
scher Staat bilde, werde die Türkei mili­
tärisch angreifen, hat der türkische Pre­
mier Özal vor einigen Wochen erklärt. 
Man kann also davon ausgehen, daß die 
kurdischen Aufstände im Norden des 
Irak dem Westen nur soweit willkom­
men sind, als sie das Regime Saddam 
Husseins schwächen. Einen Erfolg des 
kurdischen Befreiungskampfes, evtl, 
sogar einen kurdischen Staat, wünscht 
der Westen nicht.

Das demonstriert die Türkei in den 
von ihr besetzten Gebieten gerade wie­
der mit brutaler Härte. Bei Aufständen 
in Sirnak, Idil und Kerboran in den ver­
gangenen Wochen brachte das türkische 
Militär über 20 Menschen um. Am 28. 
Februar berichtete das Kölner Kurdi­
stan-Komitee über Simak:

„Die Ereignisse haben sich wie folgt 
entwickelt: Die Kohleminen in der Um­
gebung von Sirnak werden von den Agas 
in Zusammenarbeit mit korrupten 
Staatsbeamten und Militärkommandan­
ten massiv ausgebeutet. Die armen Bau­
ern sammeln oft den verbliebenen Koh­
lerest ein und tragen diese Last per 
Maultiere in die Stadt, wo sie sie verkau­
fen. Dabei werden die Menschen immer 
wieder von den Militärs behelligt, müs-

Genau eine Woche nach dem Ende des 
Golfkriegs verkündete Präsident Bush in 
einer Jubelsitzung der vereinten Häuser 
des Kongresses seine innenpolitischen 
Pläne. Er forderte den Kongreß auf. sei­
ne Vorlagen für Straßenbau und Verbre­
chensbekämpfung rasch zu behandeln. 
„Wenn unsere Truppen den Landkrieg 
in 100 Stunden gewinnen konnten, dann 
sollte der Kongreß diese Gesetze in 100 
Tagen verabschieden können.“

Einen Tag zuvor hatte Bush auf einer 
Tagung von Justizorganen zur Befreiung 
der Städte in den USA aufgerufen: „Die 
Art von moralischer Kraft und nationa­
lem Willen, die Kuwait City von Ver­
gewaltigung befreite, kann Amerikas 
Städte von Verbrechen befreien.“ Mehr 
Gefängnisse, höhere Strafen ist die Lö­
sung.

Zur gleichen Zeit veröffentlichte die 
Bush-Regierung ihre Vorlage zur Re­
form des Bürgerrechtsgesetzes, die En­
de letzten Jahres an Bushs Veto geschei­
tert war. Mehrere Entscheidungen des 
Obersten Gerichtshofs im Jahre 1989 
hatten den Schutz des Bürgerrechts­
gesetzes von 1964 gegen Diskriminie­
rung am Arbeitsplatz praktisch aus­
gehöhlt. Das 1990 vorgelegte Gesetz, 
das Bush mit seinem Veto gestoppt hat-

Verteidigung der Landreform
Kampf in Nicaragua gegen Privatisierung

Für die Landarbeiterinnen und Landar­
beiter Nicaraguas geht es aktuell darum, 
die drohende Privatisierung der Staats­
betriebe zu verhindern.

Es gibt noch 101 staatliche Produk­
tionseinheiten, die nicht an die früheren 
Besitzer zurückgegeben oder an ehema­
lige Contras übergeben wurden. Eine 
Produktionseinheit besteht aus einer 
Siedlung von bis zu tausend Menschen, 
die das umliegende Land, meistens Kaf­
feeplantagen. bearbeiten.

In den sogenannten Konzertierungs­
gesprächen zwischen der Regierung und 
der Nationalen Arbeiter Front FNT, in 
der alle Gewerkschaften vertreten sind, 
wurde ausgehandelt, daß die übrigen 
Staatsbetriebe in Gesellschaften mit 
mehrheitlicher Beteiligung der Arbeiter 
umgewandelt werden sollen. Die Regie­
rung Violeta Chamorros hält sich jedoch 
nicht an die Übereinkünfte. Sie hat der 
Rückgabe an die alten Besitzer bzw. der 
Übergabe des Landes an ehemalige Con­
tras zugestimmt.

Allerdings haben sich bis jetzt weder 
die alten Großgrundbesitzer noch die 
Contrachefs getraut, „ihr“ Land zu 
übernehmen, weil sie genau wissen, daß 
sie auf starken Widerstand der Arbeite­
rinnen und Arbeiter stoßen werden.

Die Sandinisten haben nach 1979 eine 
Landreform durchgeführt und alle Güter 
Somozas und von Großgrundbesitzern, 
die das Land verlassen hatten, enteignet.

Die Agrarreform hat das Kräfteverhal' 
nis auf dem Land grundlegend verr 
dert. Der Staat garantierte die Abnahn*-.- 
landwirtschaftlicher Produkte zu einer? 
subventionierten Preis. Die Agrarbour 
geoisie verlor ihre Vorherrschaft zugun 
sten der Staatsbetriebe. Kleinbauern uod 
Kooperativen. Unter Somoza hatten die 
Großgrundbesitzer die soziale infra 
Struktur auf dem Land in der Hand. Be: 
ihnen lag das Monopol für den Verkaui 
von Lebensmitteln und anderen leben* 
notwendigen Dingen wie Seife und Kit. 
düng. Diese Herrschaftsstruktur wunk 
durch die Einrichtung von selbstoTgani 
sierten Genossenschaftsläden weitge 
hend zerschlagen.

Die Verstaatlichung der Banken er­
möglichte zum ersten Mal den Klein 
bauern den Zugang zu Krediten, indem 
sie spezielle Konditionen machte. Div 
neue Regierung hat die Zinsen derart er­
höht, daß es den Bauern und Kooperati 
ven kaum noch möglich ist, Kredite für 
Saatgut aufzunehmen.

Ein Vertreter der Landarbeiterge 
werkschaft ATC sieht die Bedeutung de> 
jetzigen Kampfes so: „Was wir jetzt ver 
lieren, uns wegnehmen lassen, ist für 
immer verloren. Denn selbst wenn die 
Frente Sandinista 1997 die Wahlen ge 
winnt, muß sie die verschiedenen For 
men des Eigentums respektieren. Das 
heißt, unser Kampf muß jetzt oder nie 
stattfinden!“ — (s.) 

Aufstände in Kurdistan
Vorbereitungen für einen kurdischen Nationalkongreß

sen die Last abladen, ihre Maultiere 
werden erschossen und sie selber oft 
gefoltert. Auch heute wurden einige 
Bauern angegriffen und dabei zwei Men 
sehen von den Soldaten getötet. Darauf­
hin demonstrierten Hunderte von Kohle 
trägem in die Stadt. An der Kreuzung 
der Straßen nach Simak und Uludere hat 
das Militär die Demonstranten angegrif­
fen und in die Menge geschossen. Inzwi­
schen hat sich die gesamte Bevölkerung 
von Simak zum Aufstand erhoben. Alle 
Schulen werden boykottiert, alle Läden 
haben geschlossen. Die Demonstranten 
haben die Präfektur besetzt.“

Die kurdischen Widerstandsgruppen 
in den von der Türkei, Iran und Irak be 
setzten Teilen Kurdistans beraten jetzt 
über ein engeres Bündnis. Ziel ist die 
Schaffung eines kurdischen National 
kongresses. An den Konsultationen sind 
beteiligt: Vertreter der PKK (Arbeiter 
partei Kurdistans), der KDP-Iran (De 
mokratische Partei Kurdistans — Iran) 
und der Kurdistan-Front Irak (ein Zu­
sammenschluß von acht kurdischen Wi­
derstandsgruppen. u.a. der KDP-Irak 
und der PUK). Eine prinzipielle Eini 
gung ist bereits erzielt, die Gespräche 
sind aber noch nicht abgeschlossen. 
Quelle: Kurdistan-Rundbriei 6/91 — (nii)

Bushs Krieg an der Heimatfront
USA: 500000 Entlassungen allein im Monat Februar

te. hätte das korrigiert. Bushs Vorlage 
macht’s den Arbeitgebern noch leichter 
Nicht nur, daß es ihnen weiterhin leidi! 
gemacht wird. Diskriminierung ah 
..Geschäftsnotwendigkeiten“ zu dekL 
rieren, sie dürfen dann in Arbeitswrtm 
gen auch noch verlangen, daß Beschul 
tigte nicht gegen Diskriminierung odc 
sexuelle Belästigung vor Gericht gehe: 
können. Solche erpresserischen Klau 
sein in Arbeitsvertragen waren 19T 
ausdrücklich verboten worden.

Die Truppen, die vom Golfkrieg m 
rückkommen, erhalten ein herzlich 
Willkommen. Fast 500000 Beschäftig: 
verloren im Februar ihren Arbeitspist 
der höchste monatliche Verlust seit der 
1981er-Rezession. Die offizielle Ar- 
beitslosenrate stieg auf 6,5 % Die Afre 
Amerikaner und die anderen MinoriL 
ten unter den Soldaten, deren Pnvr: 
satz weit über ihrem Anteil an der Boe' 
kerung liegt, sehen ihre Brüder ur> 
Schwestern in noch mehr überhöht 
Prozentsatz in den alten und neuen Gc 
fängnissen verschwinden. Unter de 
eine Million Gefängnisinsassen sük 
mehr Schwarze als in südafrikanisch 
Gefängnissen. Einige Kommenu:».v-, 
fragen sich, ob sie sich das ge ­
lassen. — (ger. her)
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■X- Cboteraepidemie breitet sich weiter 
s \sch offiziellen Angaben sind es 

«wichen 45000 Erkrankte, aber un- 
ztegige Quellen (z. B. Ärzte verschie- 
eaer Nichtregierungsorganisationen. 
mjO) schätzen die reale Ziffer auf über 

OflÜÜ. Bislang gibt es ca. 200 Todes­
te. Ein zynischer Kommentar des 
jjachen Fernsehens: . . . die niedrige 

wn Todesfällen ist erstaunlich;
• Ate re n Fällen beträgt die Sterblich- 
bi von Cholerainfizierten ca. 60%. 
Der Grund dafür ist wohl die Erfahrung, 
iepenianische Ärzte in der Behandlung 
wt Magen- und Darmkrankheiten ha- 
te. sowie die Immunisierung der Be- 
dtaung durch diese vielen Krankhei- 
cr — Mit anderen Worten: die Perua- 
Mr sind es gewöhnt. von Krankheiten, 
'fachen heimgesucht zu werden.

Leider ist das die triste Wahrheit. Die 
Caotera ist nur eine von vielen Krank 
fcgen Typhus. Tuberkulose. Pocken, 
«.«ar Lepra. Aber die schlimmste Epi- 
Jeaaie in f¥ru ist immer noch der chroni­
sche Hunger, unter dem das Volk zu lei­
te hat.

Sendern Regierungswechsel ist die Si- 
jjfKHi durch die gleich nach dem Regie- 

rajgsantri« Fujimoris getroffenen wirt­
schaftlichen Maßnahmen noch dramati­
scher geworden: Von 22 Mio. Perua­
nern leben 12 Mio. in absoluter Armut 
ca. 55 % der Bevölkerung!), das ist eine 
große Anzahl von Arbeitern. Bauern, 
Stnßenverkäufcrn, Arbeitslosen, Frau­
en. Kindern und Alten, die nicht nur 
oberausgebeutei sind, sondern einer täg­
lich wachsenden Repression ausgesetzt 
^md. Das sind die sozialen Kosten der 
..Bemühungen“, die die reaktionäre 
Regierung Fujimori unternimmt, um 
sich wieder ins internationale Finanzsy- 
stem (IWF, Weltbank, Bank für Inter­
amerikanische Entwicklung, etc. ) einzu­
klinken. nachdem Peru vom IWF als 
kreditunwürdig erklärt worden war, 
weil es seine Auslandsschuld nicht 
pünktlich bezahlt hat. Das sind die sozia­
len Kosten dafür, daß jetzt die Finanzpo­
litik ,,saniert“ werden kann, daß die Be­
zahlung der Auslandsschuld gesichert 
wird und vor allem dafür, daß die Profite 
der imperialistischen Unternehmen und 
der Großbourgeoisie gesichert werden.

Mit aktiver politischer Teilnahme der 
katholischen Kirche und der Parteien der 
offiziellen Linken wurde ein soziales 
Notprogramm (Programa de Emergen- 
cia Social) erarbeitet, um die aufzufan­
gen, die in absolute Armut abzurutschen 
drohten. Zuerst waren ca. vier Millio­
nen Personen als Empfänger von Le­
bensmitteln aus diesem Notprogramm 
anvisiert worden, dann wurde die Zahl 
auf sieben Mio. erhöht, und heute sind 
es schon zwölf Mio.. Dabei geschieht 
wieder, was schon immer bei ausländi­
scher Hilfe geschah. Sie wird für politi­
sche Zwecke mißbraucht, — Assisten- 
tialismus als Mittel, Anhänger zu wer­

Peru: Hunger und
Repression als Regierungsprogramm

ben. Außerdem wurde in Peru mit der 
,,Hilfe“ spekuliert. Für die Versorgung 
von 3,5 Mio. Menschen zwischen Au­
gust und Dezember 1990 hatte die Re­
gierung 315 Mio. US-$ versprochen, 
aber bis Januar 1991 hat sie kaum 24,8 
Mio. Dollar (ca. 8%) dafür bereitge­
stellt. Hingegen informiert Josefina 
Huaman. Vertreterin von NGO’S für 
Entwicklungshilfe, daß ein minimales 
Programm für Gesundheit, Ernährung 
und Arbeitsbeschaffung an die 963 Mio. 
US-$ kosten würde. Die Regierung und 
das Parlament hingegen haben den 
Streitkräften und der Polizei erlaubt, ih­
re Auslandskredite von 100 bis auf 600 
Mio. US-$ zu erhöhen, während für die 
Posten Landwirtschaft und Ernährung 
nur 88 Mio. Dollar vorgesehen sind.

Fujimoris Regierungsprogramm ist 
bereits gescheitert. Sein Modell, wirt­
schaftlicher Liberalismus kombiniert 
mit einer autoritären Regierung, einem 
repressiven und diktatoriellen Regime, 
zeigt keine Resultate. Die Ziele seines 
Programms sind: 1. Wiederaufbau des 
zerfallenden, reaktionären Staates; 
2. Stärkung und Intensivierung des bü­
rokratischen Kapitalismus (jene Form 
des Kapitalismus, die imperialistische 
Länder in der Dritten Welt einsetzen und 
entwickeln); 3. Verschärfung des kon­
terrevolutionären Krieges. Die Stärkung 
des bürokratischen Kapitalismus ermög­
licht der Großbourgeoisie und dem im­
perialistischen Kapital noch größere 
Einnahmen, da sie den Staatsapparat als 
wirtschaftlichen Hebel benutzen. So 
werden die Gewinnsteuern der Unter­
nehmen der Großbourgeoisie von 35 % 
auf 30 % herabgesetzt und die Steuern 
der imperialistischen Unternehmen auf 
ihre ins Heimatland zurückfließenden 
Gewinne sogar von 30,8 % auf 10 % re­
duziert. Einige Beispiele dafür: Die 
Steuern der zwei großen Konzerne Occi- 
dental Petroleum und Southern Peru 
Copper Corporation werden von 55 % 
auf 37 % herabgesetzt, während die 
Kaufkraft der Arbeiter in den letzten 
sechs Monaten um 60 % gefallen ist. Die 
Unternehmen, welche Nahrungsmittel 
importieren, bilden eine Mafia, die Mil­
lionen verdient, dank ihrer privilegier­
ten Verbindungen zum Staatsapparat. So 
genehmigt z. B. der Staat den Import von 
70000 Tonnen Reis, während er im 
Huailaga-Tal (wo unter anderem auch 
Coca angepflanzt wird) 50000 Tonnen 
Reis verfaulen läßt. Für die Agrarpro­
dukte, die dem staatlichen Handelsmo­
nopol unterliegen, erhalten die Bauern 
in der Regel ihre Bezahlung mit einer

Verspätung von wenigstens zehn Mona­
ten, so daß sie dadurch entweder zur 
Aufnahme neuer Schulden gezwungen 
oder einfach in den Ruin getrieben wer­
den. Mit diesem Geld werden inzwi­
schen die Importe derselben Produkte 
aus dem Ausland finanziert und somit 
der Vorteil der Mafien gesichert. Auf 
diese Art und Weise hat die peruanische 
Bourgeoisie ein riesiges Kapital in kur­
zer Zeit anhäufen können, welches auf 
Konten ausländischer Banken, in den 
USA und Europa fein gesichert ist. Das 
Budget der peruanischen Republik liegt 
bei 4.5 Mrd. US-$, während die Bourge­
oisie über mehr als 10 Mrd. Dollar im 
Ausland verfügt. — so erklärt es der Prä­
sident. Und diese Bourgeoisie ist bereit, 
4 Mrd. US-$ zu investieren, wenn die 
Regierung ihr noch mehr Vorteile ein­
räumt. Im Rahmen der diesjährigen 
Landwirtschaftskampagne hat die Re­
gierung bloß 35 Mio. US-$ für Kredite 
eingeplant, die meist an ,,einflußreiche“ 
Bauern vergeben werden . . . (ohne 
Kommentar!). Staatliche Unternehmen 
werden aufgelöst, andere wiederum erst 
mit öffentlichen Geldern saniert, um 
dann privatisiert zu werden; riesige 
landwirtschaftliche Nutzflächen werden 
zum Kauf freigegeben, das heißt, der 
„freie Markt“ führt hier dazu, daß sie 
praktisch den großen Unternehmen oder 
den Multis in die Hände fallen, denn die­
se verfügen über das große Kapital; — 
das alles zum Nutzen der Bourgeoisie 
und der imperialistischen Unternehmen.

Hinter dem gerühmten „Wiederein­
stieg“ Perus in die internationale Fi­
nanzwelt steckt nichts anderes als die 
Beschaffung von 800 Mio. US-$, um die 
überfälligen Zinsen für die Auslands­
schuld (ca. 20 Mrd.) bezahlen zu kön­
nen, sowie weitere 600 Mio. US-$, die 
bezahlt werden müssen, damit Peru 
würdig wird, 2 Mrd. vom Club von Pa­
ris zu erhalten. Allerdings wird Peru 
vier oder fünf Jahre lang nichts von die­
sem Geld zu sehen bekommen, denn al­
les wird an die ausländischen Banken 
gehen. Das ist, wie Richard Webb, Ex- 
Vorsitzender der peruanischen Zentral­
bank (Banco Central de Reserva), bestä­
tigt, ein tolles Geschäft für den IWF, die 
Weltbank und die Interamerikanische 
Bank für Entwicklung, denn es steigert 
den Wert der peruanischen Auslands­
schuld auf dem internationalen Finanz­
markt, es ermöglicht, überfällige Zinsen 
einzutreiben, und beseitigt das 
„schlechte Beispiel“, welches Peru lan­
ge Zeit durch die Verweigerung der 
Zinszahlungen für andere Schuldnerlän­

der abgab. Außerdem verlangt der IWF 
politische und wirtschaftliche Maßnah­
men, die ausländische Investitionen in 
Peru fordern und garantieren, — was 
nichts anderes ist als das altbewährte 
Rezept der Diktaturen.

Der Wiederaufbau des alten Staates 
bedeutet, daß er nur noch reaktionärer 
wird, daß wahrscheinlich massive Ent­
lassungen folgen werden (400000 
Staatsangestellte) und daß diktatorische 
Strukturen geschaffen werden, gekenn­
zeichnet durch Aufhebung der Macht 
des Parlaments und der Justiz, Militari­
sierung der gesamten Gesellschaft. Alle 
Fälle von „Terrorismus“ kommen vor 
das Militärgericht. Die wegen Verbre­
chen in den Gefängnissen von Lima an­
geklagten und für Massenmorde in An­
dendörfern verantwortlichen Generäle 
sind befördert worden, obwohl die Er­
mittlungen und Prozesse immer noch 
laufen. Im Jahr 1990 sind 3452 Tote als 
Opfer der Repression zu verzeichnen, 
davon mehr als 2000 in den ersten fünf 
Monaten der Regierung Fujimori, vor 
allem durch Bombardements ganzer 
Dörfer in den Gebieten, über die der 
Ausnahmezustand verhängt worden 
war. Allein im Departement von Huan- 
cavelica gab es im gleichen Zeitraum 
200 Fälle von Verschwindenlassen. Pe­
ru steht immer noch an erster Stelle auf 
der traurigen Liste der Länder mit der 
größten Anzahl von Verhaftungen und 
Verschwundenen.

In Wahrheit kann gesagt werden, daß 
all diese Pläne der Reaktion scheitern. 
Die Wirtschaft befindet sich in einer 

Bewaffnete Einheit des „Leuchtenden Pfad“

Phase der Rezession; 1990 betrug die In­
flation 7 649 %, ging dann nach den wirt­
schaftlichen Maßnahmen der Regierung 
Fujimori einige Wochen auf Null zurück 
und beträgt jetzt wieder ca. 20 %, Ten­
denz steigend. Eine Welle von Streiks 
von bis dahin noch ungekannten Ausma­
ßen erschüttert das Land. Der Volks­
krieg hat sich fast auf dem gesamten Ter­
ritorium des Landes ausgebreitet und be­
findet sich militärisch gesehen in der 
Phase des Bewegungskrieges mit immer 
breiter angelegten Aktionen, wie Hin­
terhalte für die Streitkräfte, Überfälle 
auf Militärkonvois oder Kasernen und 
sogar Aktionen gegen Streitkräfte des 
US-Imperialismus, die in Peru statio­
niert sind. Die bewaffneten Streiks wer­
den immer umfassender und länger. 
Ganze Städte und Dörfer werden von der 
Partisanenarmee militärisch eingenom­
men, sogar Provinzhauptstädte sind da­
runter sowie Randviertel von Lima. In 
immer mehr Gewerkschaften und Arbei­
terorganisationen übernimmt die Kom­
munistische Partei Perus (PCP) die poli­
tische Führung; sie fördert und unter­
stützt überall die bewaffneten Landbe­
setzungen und Landverteilungen an ar­
me Bauern. Die größte Errungenschaft 
der letzten Zeit ist jedoch die immer grö­
ßer werdende Zahl von Offenen Volks­
komitees (Organe der Neuen Regierung) 
in den Stützpunktgebieten. Außerdem 
haben die Stützpunktgebiete eine relati­
ve Stabilität erreicht. Fujimori: „ . . . die 
Subversion hat auf erschreckende Weise 
zugelegt ..“ All dies zeigt, daß das pe­
ruanische Volk seinen revolutionären 
Kampf verstärkt, daß die PCP, der 
Volkskrieg und die verarmten Massen 
dabei sind, die Macht im ganzen Land zu 
erringen. Das bedeutet aber auch einen 
heftigeren Kampf auf allen Ebenen: der 
militärischen, wirtschaftlichen, gesell­
schaftlichen und ideologisch-politischen 
Ebene. - (AK.M.)

Einige Ursachen der jugoslawischen Krise
Verschuldung und Niederlagen des Antiimperialismus erschwerten den Aufbau

EG-Ratspräsident Pöos hat erklärt, daß 
die EG nicht an einer Aufspaltung Jugo­
slawiens interessiert sei. Die EG hat bei 
einer Spaltung Zollgrenzen und viele 
Währungen zu fürchten. Vor allem ist es 
ein Anliegen der EG-Kapitalisten, einen 
Transportweg durch Jugoslawien in den 
Nahen Osten zu haben. Hier winken 
neue Geschäfte, nachdem sie sich die 
Märkte frei geschossen haben.

Seit Mitte der sechziger Jahre wird der 
Ausbau des Femtransportnetzes in Jugo­
slawen von EG und Weltbank finan­
ziert. Mit dem Abschluß von Finanzie- 
ruagsabkommen ist es den kapitalisti­
schen Staaten früh gelungen, Einfluß auf 
□en jugoslawischen Entwicklungsweg 
a nehmen. Ein Teil der heutigen Kon­
flikte zwischen den Republiken ist aus 
dieser außenwirtschaftlichen Abhängig­
feit Jugoslawiens zu erklären.

Sach dem Ausschluß der KP Jugosla­
wiens aus der Kominform im Juni 1948 
»erinngten die osteuropäischen Staaten 
«wen Lieferboykott, der den jungen 
Nüt empfindlich traf. Das US-Kapital 
Und schon bereit, mit der Verpflich­
teter jugoslawischen Regierung, das 
^teignele Eigentum zu entschädigen, 
JwÄrten USA und Weltbank einen 
Kredit und wurden die jugoslawischen 
Goldreserven freigegeben. 120 Mio. 
TS-S wurde für den Einkauf von Roh- 
«jfien und Halbfabrikaten zur Verfü- 
t gesteift- Ab 1951 wurden Waffen 
-ad Rüstungsmateriallieferungen mit 
den USA vereinbart, und 1952 stieg die 
-SD mit einem umfassenden Handels­

vertrag in das jugoslawische Geschäft 
ein. Bis 1962 hatten die Wirtschafts- und 
Militärleistungen der USA einen Um­
fang von 2 Mrd. $ erreicht. Es folgten in 
schneller Folge weitere Handels- und 
Kreditabkommen mit verschiedenen 
westlichen Staaten.

Das nun reichlich fließende Auslands­
kapital wurde genutzt, um den enormen 
Warenmangel auf dem inländischen 
Markt zu beheben, was die Versor­
gungslage der Bevölkerung erheblich 
verbesserte; ein enormer Entwicklungs­
schub in Industrie und Landwirtschaft 
folgte. Obwohl sich im Agrarsektor die 
Zuwachsraten an produziertem Getreide 
usw. gegenüber der Vorkriegszeit er­
höhten, konnte aber eine ungleiche Ent­
wicklung zwischen Industrie und Land­
wirtschaft nicht verhindert werden. Ab 
1960 überflügelte der Anteil der Indu­
strie an der gesamten Produktion den 
Agrarsektor, der in den Folgejahren 
immer mehr zurückging und heute nur 
noch um die 13 % der Gesamtproduktion 
beträgt. Das bedeutete, daß Jugoslawien 
schon früh nicht mehr in der Lage war, 
sich selbst zu versorgen, und auf wach­
sende Agrarimporte angewiesen war. 
Infolge der schnellen Industrialisierung 
wechselten drei Mio. in der Landwirt­
schaft Beschäftigte in die Industrie.

Die Wachstumsrate der Industrie be­
trug bis in die siebziger Jahre immer um 
die 9 %, was über einen so langen Zeit­
raum eine der höchsten Wachstumsraten 
weltweit bedeutete; aber die vor allem 
über Kredite bekommenen Gelder flös­

sen ganz unterschiedlich in die Indu­
strieregionen Jugoslawiens. So wuchs 
die verarbeitende Industrie in den schon 
entwickelteren Regionen Sloweniens 
und Kroatiens dreimal so schnell wie die 
Rohstoffmdustrien im Kosovo oder Ma­
kedonien. Das lag daran, daß die Er­
schließung der Rohstoffvorkommen 
enorm kapitalintensiv ist und keine 
schnellen Gewinne abwarf. Jugoslawien 
war aber gezwungen, die ständig stei­
genden Kreditschulden einzugrenzen, 
und das ging nur über die Industrien im 
Norden, (Textil und später Elektronik), 
die immer stärker für den Export produ­
zierten. Trotzdem stieg der Wert des 
Ausfuhrvolumes selten über 70 % des 
Imports, was dann auch die Schuldenlast 
immer mehr verschärfte. Seit Beginn 
des sozialistischen Jugoslawiens stieg 
der Schuldenberg bei den kapitalisti­
schen Banken und liegt heute über 20 
Mrd. $. Bis zu 50% der Exporteinnah­
men müssen für die Verzinsung der Kre­
ditschulden aufgebracht werden.

Zu Beginn der 60er Jahre wurde das 
staatliche Außenhandelsmonopol gebro­
chen und die Verfügung über Import und 
Export sowie das Recht auf Aufnahme 
von Krediten den vergesellschafteten 
Industrien überlassen. Dies führte zu 
einer Verschärfung der regionalen Ent­
wicklung. Denn nun konzentrierten sich 
die entwickelteren Industrien immer 
stärker auf den Weltmarktexport, weil 
hier schneller Geld zu machen war als 
mit Investitionen im Inland. Mit der 
Verschickung von Arbeitskräften ins 

Ausland und dem Ausbau des Touris­
mus wurde versucht, die leeren Kassen 
zu füllen. Zeitweise wurden bis zu 
900000 jugoslawische Lohnarbeiter im 
Ausland ausgebeutet, davon an die 
400000 allein in der BRD. Die nach Ju­
goslawien geschickten Lohngelder und 
Einahmen aus dem Tourismusgeschäft 
brachten in den besten Zeiten an die 5 
Mrd. US-$ im Jahr und konnten so die 
Schuldenzange ein wenig lockern, 
brachten aber für die ungleichmäßige 
Entwicklung des Staates kaum Entla­
stung, da die meisten verschickten 
Lohnarbeiter aus Kroatien, Slowenien 
und Serbien kamen und vom Tourismus­
geschäft nur die Adriarepubiiken profi­
tierten.

Mit der Wirtschaftskrise in den kapi­
talistischen Staaten ab Mitte der siebzi­
ger Jahre kam es auch zu empfindlichen 
Stockungen im jugoslawischen Export. 
Ein Ausgleich wurde in der Ausweitung 
des Handels mit den RGW-Staaten ge­
funden, der mit einem Anteil von teil­
weise über 50 % den Westhandel über­
rundete. Aber hier gab es nur Geschäfte 
Ware gegen Ware, was die notwendigen 
Devisen nicht einbrachte. Ganz ent­
scheidend setzte Jugoslawien daher auf 
den Handel mit den Dritte-Welt-Län- 
dern. Der Kampf um die Durchsetzung 
einer neuen Weitwirtschaftsordnung, 
die die Interessen der Dritte-Welt-Staa- 
ten durchsetzen konnte, wurde ein wich­
tiges politisches Ziel der jugoslawischen 
Außenpolitik. Es war eine strategische 
Niederlage, daß es den imperialistischen 
Staaten gelungen ist, diese Auseinander­
setzung für sich zu entscheiden. Damit 
war für die dritte Welt, und Jugoslawien 
ist dazu zu rechnen, ein Weg abgeschnit­
ten, sich aus der imperialistischen Um­
klammerung zu lösen.

Die Konsequenz aus dieser Niederla­
ge führte in Jugoslawien zu der soge­
nannten „Export-um-jeden-Preis“-Pö- 
litik, die ab 1983 offiziell proklamiert 
wurde. Innerhalb eines Jahre zog der 
Export um fast 900 Mio. $ an, wobei der 
Hauptanteil in die EG-Länder mit knapp 
500 Mio. $ ging. Die Handelsbilanz be­
kam zwar ein besseres Aussehen. Aber 
das war erkauft mit einem Rückgang der 
Importe im gleichen Zeitraum um 850 
Mio. $, was die Lebensbedingungen 
enorm verschlechterte und die politische 
Krise weiter vorantrieb. Gebracht hatte 
diese Politik letztlich nichts, außer daß 
die gesamtjugoslawische Ökonomie 
vollständig zerrüttet wurde. Jetzt be­
ginnt in den Republiken eine „Rette- 
sich-wer-kann“-Fblitik. Slowenien und 
Kroatien hoffen nun, wenn sie sich ab­
spalten, auf ihre guten Geschäftsbezie­
hungen und werden alles daransetzen, 
die EG von ihrer Position abzubringen. 
Inzwischen hat der kroatische Präsident 
Tuchmann schon zur einer europäischen 
KSZE-Konferenz aufgerufen, weil sich 
Jugoslawien selbst nicht mehr helfen 
könne. Ein mögliches Szenario im Falle 
einer Abspaltung und des dann mögli­
cherweise folgenden Einsatzes der jugo­
slawischen Armee hat schon die „FAZ“ 
für Slowenien ausgearbeitet. „Eventuel­
le Gewaltandrohung der Belgrader ser­
bischen Zentrale gegen Slowenien könn­
ten dessen Souveränität nicht in Frage 
stellen. Sie wären völkerrechtswidrig 
und müßten Sanktionen der Vereinten 
Nationen nach sich ziehen, die Slowe­
nien in den Kreis ihrer Mitglieder aufzu­
nehmen hätten“ („FAZ“ 45/91). Was 
am Golf schon vorexerziert wurde, kann 
also Jugoslawien auch blühen. 
Quellenhinweis: Südosteuropa aktuell, verseh. 
Ausgaben — (hav)
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Der weißblaue Megawatt-Clan
Bayernwerke breiten in Zusammenspiel mit Siemens ihr Machtmonopol aus

„Im Prinzip geht alles — aber ohne Strom läuft nichts“ tönt 
es uns von Plakatwänden und aus breitformatigen 
Anzeigen entgegen. Ohne den Auftraggeber der millionen­

schweren Propaganda für Stromverschwendung läuft in 
Bayern tatsächlich nichts. Der Freistaat ist energetisch fest 
im Würgegriff des BAYERNWERKS.

Die Herren über den drittgrößten Strom­
monopolisten der Bundesrepublik sitzen 
in der Nymphenburger Straße in Mün­
chen. Doch ihre Fäden reichen weit ins 
Land hinaus. Mehr als 50 Tochterunter­
nehmen tummeln sich unter dem Dach 
des BAYERNWERKS. Und beileibe 
nicht nur Stromversorgungsuntemeh- 
men wie die OBAG in Ostbayem, die 
ÜWU in Unterfranken oder die EVO in 
Oberfranken. Perle in der langen Liste 
der Beteiligungen ist die CONTIGAS, 
mit der Bayerns Elektrizitätsunter­
nehmen Nr. 1 auch große Teile der baye­
rischen Gaswirtschaft kontrollieren 
will.

Doch der Machthunger des Energie­
giganten macht an den weißblauen Gren­
zen nicht Halt. Über komplizierte Be­
teiligungsgesellschaften will der Kon­
zern verschleiern, daß er seine Finger 
z. B. auch in den westfalischen Vereinig­
ten Elektrizitätswerken und damit beim 
Hochtemperaturreaktor drin hat.

Der nukleare Wahn
Atomkraft — ja, das ist des BAYERN- 
WERKS liebstes Kind! An nicht weni­
ger als 7 AKWs (zwei davon sind schon 
schrottreif) ist die BAYERNWERK AG 
direkt beteiligt. Obwohl die Münchner 
damit eine gigantische Atomstromüber­
kapazität aufgebaut haben, planen sie 
schon wieder weiter. Zusammen mit der 
VEBA und den Isar-Amper-Werken ha­
ben sie Siemens/KWU einen Planungs­
auftrag für einen neuen Druckwasser­
reaktor erteilt. Damit wollen sie Bayerns 
Bürgerinnen Mitte der neunziger Jahre 
überraschen. Oder auch die frühere 
DDR und die Tschechoslowakei.

Der Marsch 
nach Osten

In bester deutscher Tradition richtet man 
in der Münchner Konzernzentrale den 
Blick mittlerweile nach Osten. Statt den 
Umbruch in der DDR für den Aufbau 
einer umweltfreundlichen Energiever­
sorgung zu nutzen, denkt und handelt 
man nur in alten Bahnen. Schon jetzt 
versucht das Bayernwerk, seine Strom­
überschüsse dort abzusetzen. In großem 
Stil soll das über zwei neue 380 kV- 
Hochspannungsleitungen bei Weiden in 
die CSFR und bei Redwitz in die neuen 
Bundesländer erfolgen.

Mit dem anderen führenden Atompro­
pagandisten, der VEBA/Preussenelek- 
tra, hat das BAYERNWERK schon lan­
ge vor der deutschen Vereinigung den 
energiewirtschaftlichen Eroberungs­
feldzug in die DDR angetreten. Hoch­
spannungsleitungen , Kohlekraftwerke 
und — zusammen mit Siemens — Atom­
kraftwerke des Bautyps Ohu 2 sind ge­
plant.

Der Dritte im Bunde des Megawatt- 
Clans ist das Rheinisch-Westfalische 
Elektrizitätswerk (RWE). Nach kurzem 
Gerangel einigte man sich, die gesamte 
Energiewirtschaft der DDR hand­
streichartig zu übernehmen. Auf der 
Jahrestagung Kerntechnik in Nürnberg 
sprachen die Manager Klartext: „Wir 
haben kein Interesse, der DDR nur mit 
dem Bau einiger Kernkraftwerke zu hel­
fen, auch wenn man damit eine respek­
table Rendite erzielen könnte. Ange­
sichts eines kaum mehr expandierenden 
Marktes in der BRD ist nur die volle 
Übernahme der Energieversorgung der 
DDR interessant.“

„Reich und 
unersättlich“

Das Geld für seine Expansionspläne holt 
sich das BAYERNWERK dafür im 
Überfluß aus den Taschen der Strom­
kunden. Wie alle großen Energieversor­
ger ! Das RWE hatte sich davon 1989 mit 
TEXACO (der heutigen DEA) das fünft­
größte Mineralöluntemehmen der BRD 
gekauft. Da mochten die Bayern nicht 
nachstehen. Sie kauften sich für eine 
geheimgehaltene Summe fast die Hälfte 
der Papierwerke PWA Waldhof- 
Aschaffenburg, einen führenden euro­
päischen Papierhersteller, bei dem sie 
nun das unumschränkte Sagen haben. 
Zusätzlich erwarben sie 25 % der Aktien 
der eigenen Mutter, des Bonner VIAG- 
Konzems. Mit diesem zusammen ging

es dann Schlag auf Schlag weiter. Im 
Januar hatten sie das Handelshaus 
Klöckner, wenig später ein Aktienpaket 
der Gerresheimer Glas AG in der Hand. 
Als „reich und unersättlich“ stufte die 
Zeit das Bayernwerk ein. Ein Stromver- 
sorgungsuntemehmen auf dem Weg 
zum Industriemulti. Und das mit dem 
Segen des Kartellamts!

Die Angst des Elefanten 
vor der Maus

Die Elektrizitätsversorgungsunter­
nehmen (EVU) sind keine normalen Un­
ternehmen. Sie sind durch das noch aus 
der Nazizeit stammende Energiewirt­
schaftsgesetz besonders geschützte 
Monopoluntemehmen. Mit staatlich 
garantierten Preisen und Gewinnen. 
Und das soll auch so bleiben.

Beim Stichwort „Rekommunalisie- 
rung der Energieversorgung“ schrillen 
in den Zentralen der Isar-Amperwerke 
oder OBAG die Alarmglocken. Selbst 
kleinste Versuche der Gemeinden, dem 
Auftrag des Artikels 83 der Bayerischen 
Verfassung nachzukommen und die Be­
völkerung selbst mit Elektrizität zu 
versorgen, verfolgen sie unnachgiebig. 
Und mit allen Mitteln! Sind sie es doch 
gewohnt, Verträge zu diktieren und 
Millionengewinne einzuheimsen, die 
die Gemeinden ebensogut selbst erwirt­
schaften könnten.

Da wurden rechtswidrige Knebe­
lungsverträge abgeschlossen, die die 
Stromversorgung der Gemeinden 
regeln. Kein Wunder, daß man an deren 
Geheimhaltung interessiert war. 1995 
nun laufen diese Verträge aus und damit 
bietet sich vielen Gemeinden die Mög­
lichkeit, die lukrative Stromversorgung 
in die eigenen Hände zu nehmen. Die 
Multis haben Angst vor einem „Massen­
effekt“ — und erhalten Schützenhilfe 
aus dem Bayerischen Wirtschaftsmini­
sterium. „Den werden wir versuchen, 
mit aller Macht zu verhindern“, droht 
ein leitender Beamter.

Der weißblaue Filz
Wo viel Macht ist, ist bekanntlich auch 
viel Filz. Der ist aber oft leichter zu 
durchschauen als die geheimgehaltene 
Geschäftspolitik. Die Vorteile des weiß­
blauen Filzes weiß auch Baron August 
von Finck, einer der reichsten Männer 
der Republik, zu schätzen. Gerne holt er 
sich Beamte des Wirtschaftsministerium 
an die Spitze seiner Isar-Amper-Werke. 

Mit 1,6 Milliarden Umsatz übrigens das 
größte private EVU der BRD.

Das BAYERNWERK gehört zu 60 % 
dem bayerischen Staat. Kaum ein füh­
render CSU-Politiker, der nicht schon 
seine Tantiemen im Aufsichtsrat des 
Unternehmens kassiert hätte: Franz- 
Josef Strauß und sein Nachfolger Max 
Streibl, Anton Jaumann, Ludwig Huber 
und Gerold Tandler. Jetzt sitzen August 
Lang und Georg Freiherr von Waiden­
fels drin. Da beantragt heute also Auf­
sichtsratmitglied August Lang höhere 
Strompreise oder ein neues AKW. Und 
morgen genehmigt Wirtschaftsminister 
Lang den höheren Profit und Minister­
kollege Peter Gauweiler das neue Kraft­
werk. So einfach ist das in der freien 
Marktwirtschaft!

„Wer zoit, 
schafft o!“

Dieses Zusammenspiel funktioniert fast 
immer. Besonders, wenn die Energie­
wirtschaft die Regeln festlegt und die 
Politiker froh sind, wenn sie mitspielen 
dürfen. Wie wenig Einfluß die Politiker 
haben, das hat sich 1989 gezeigt, als 
VEBA-Chef Bennigsen-Foerder über 
Nacht den Ausstieg aus der WAA

„Da müssen Verrückte am 
Werk sein, wenn das Projekt 
nicht weitergeführt würde.“

Bayerns Umweltminister Dick 
zur WAA.

Wackersdorf verkündet hat. Und es 
zeigt sich jetzt, mit welcher Leichtigkeit 
sich die drei großen Energieversorger 
der BRD die gesamte DDR-Elektrizi­
tätswirtschaft unter den Nagel reißen. 
Die geballte Macht in den Konzernzen­
tralen wächst, Demokratie verkommt 
mehr und mehr zum leeren Schlagwort. 
Darauf müssen sich auch künftig die 
Bürgerinitiativen einstellen. Es reicht 
nicht die gesellschaftliche Mehrheit 
gegen die Atomenergie in parlamentari­
sche Mehrheiten umzusetzen. Der 
sofortige Ausstieg aus der Atomkraft 
wird nur im Zusammenwirken von 
Erörterungsterminen bis Demonstratio­
nen, von Infotischen bis Platzbesetzun­
gen gelingen. — (ruso)

SIEMENS-KRAFTWERKUNION
Der bayerische Reaktorgigant

Schon seit 8 Jahren kein Auftrag für ein 
Atomkraftwerk mehr. Und die WAA — 
die Siemens/KWU zum Trost bauen 
durfte — ist auch gestorben. Wenngleich 
dabei trotzdem bestimmt gut verdient 
wurde. Wer kassiert nicht gern Geld für 
eine Anlage, bei der er nie nachweisen 
muß, daß sie auch funktioniert.

Trotz der langen Flaute im Atomge­
schäft gehört der in Erlangen beheima­
tete Unternehmensbereich Kraftwerk­
union (KWU) der Siemens AG mit 
einem Ableger in Karlstein immer noch 
zu den Großen. In der westlichen Welt 
die Nummer 4, in Europa Nr. 2 und in 
der BRD die weit und breit unangefoch­
tene Nr. 1 unter den Reaktorbauern.

Siemens beherrscht in der Bundesre­
publik den Markt für Leichtwasserreak­
toren — den heute üblichen Reaktortyp 
— inzwischen alleine. Über die 
100%ige Tochter Interatom hat sie die 
Entwicklung des Schnellen Brüters in 
der Hand, mit dem früheren Konkurren­
ten Asea-Brown-Boveri (ABB) teilt sich 
Siemens in der gemeinsamen HTR 
GmbH die Hoffnungen auf das Geschäft 
mit dem Hochtemperaturreaktor. Die 
Führungsposition auf dem Kraftwerks­
markt wurde nicht zuletzt durch milliar­
denschwere Subventionen und Bürg­
schaften erlangt.

Seit das Kraftwerksgeschäft nicht 
mehr so läuft — und das nicht erst seit 

Tschernobyl — verlegt man sich auf die 
Nebengeschäfte AKW-Service und 
Nachrüstungen, die inzwischen auch 
Milliardenhöhe erreichen. Nach dem 
Hanauer Atomskandal schanzte Um­
weltminister Töpfer Siemens im Zug der 
sogenannten Neuordnung das Brennele 
mentgeschäft zu. So kontrolliert der 
Münchner Konzern jetzt fast den gesam 
ten bundesdeutschen Markt für Brenn 
elemente und kauft sich bereits in US- 
Brennelementfebriken ein.

Gemeinsam mit dem französischen 
Atomgiganten Framatome startet KWU 
mit der Nuclear Power International 
(NPI) den Angriff auf die Exportmärkte. 
Auch will man einen gemeinsamen 
Reaktor entwickeln aus der Zuversicht, 
daß sich „durch die drohenden Klima- 
probieme in Zukunft der Markt für 
Kernkraftwerke wieder beleben wird“ 
(Siemens Standpunkt 1/90).

Wesentlich schneller rechnet der 
bayerische Reaktorhersteller mit 
Geschäften in der DDR. In Stendal will 
er zwei der geplanten vier sowjetischen 
Blöcke durch AKWs des Typs Ohu 2 
ersetzen. Und bei Leipzig wünscht man 
sich einen weiteren 6-MilIiarden-Block. 
Unterstützung erhalten die Reaktor 
bauer dabei vom Bayernwerk, das ihnen 
schon sieben Aufträge zuschanzte und 
mit dem sie neuerdings auch in gemein­
samen Firmen verbunden sind.

Kapitalverflechtungen in der Energiewirtschaft am Beispiel der Bayernwerk AG
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LKA setzt auf Psychiatrie
Soll Zwangspsychiatrisierung Aussagen erpressen?

■ unbwy München. Die staatlichen 
fcpressionsbehorden in Bayern schei­
nt jetzt aus ihrer Sicht einen gewaltigen 
scäritt vorwärts gehen zu wollen. Die 
a&diiatne soll direkt den Ermittlern 
jwtze gemacht werden, um erwünsch- 
r Aussagen erhalten zu können.

Seit dem 19.2.91 ist Sven L., ein 25- 
ihriger Nürnberger, unter dem Vor- 

einen Brandanschlag gegen das 
Sumberger Einwohnermeldeamt ver- 
^vht zu haben, in U-Haft. Die Prozeß- 
:mppe Sven schreibt hierzu: „Bekannt­
lich sind die Meldeämter wichtige Da- 
iftsunmlungsstellen mit bis zu 200 Ein­

trigen pro Person. Im Krisen- und 
Kriegsfall kommt ihnen eine zentrale 
Rolle in der zivilmilitärischen Zusam­
menarbeit zu. denn die dort erfaßten 
Menschen mit verschiedenen militärisch 
relevanten Ausbildungen werden dann 
in großem Umfnang aufgrund der Si­
cherstellungsgesetze zu Arbeitsdiensten 
zwangsverpflichtet. Daneben befindet 
sich im Nürnberger Einwohnermelde­
amt das Wehrerfassungsamt und die 
Ausländerbehörde .* ‘

Sven verweigerte bis jetzt die Aussa­
ge. Am 28.2. wurde er nun vom Nürn­
berger Knast, vor dem es bereits zwei 
Knastkundgebungen gegeben hatte, in 
das berüchtigte Haus III der JVA Strau­
bing (psychiatrische Abteilung) verlegt. 
Die Schließung dieses übelsten Hauses 
in Bayern war eine Forderung des Ge­
fangenenaufstands 1990. Sven ist dort in 
einer „Trockenzelle“ untergebracht, 
seine Eltern und seine Anwältin wurden 
über die Verlegung nicht informiert.

Die Prozeßgruppe schreibt weiter: 
..Als Begründung für die Zwangsverle­
gung in die Straubinger Knastpsychia­
trie wurde angeführt. Sven zeige .abnor­
mes Verhalten1. Was die staatlichen Be­
hörden unter »abnormem Verhalten' 
verstehen, äußerten sie ganz offen: Sven 
weigere sich prinzipiell, mit Polizisten, 
JVA-Bediensteten jedweder Couleur 
oder Richtern zu reden, und dies sei als 
Verhaltensstörung einzustufen. Die In­
anspruchnahme des grundlegenden 
Rechtes eines jeden Gefangenen, die 
Aussage zu verweigern, die Inanspruch­
nahme dieses Menschenrechts auf Aus­
sageverweigerung dient den Behörden 
somit als Begründung für Svens 
Zwangspsychiatrisierung. Für uns ist 
dies der offenkundige Versuch, massi­
ven Druck auf Sven auszuüben, um ihn 
zu Aussagen zu zwingen. Seit Donner­
stagabend (7.2., d. Red.) haben sich die 
Angriffe auf Sven gravierend ver­
schärft. Unter Anwendung von Gewalt 
werden ihm täglich Spritzen verpaßt, 
entgegen der Versicherung der Psychia­
trieleitung, Sven befinde sich nur zur 
Beobachtung dort. Von den Psychiatrie­
bediensteten wurde ihm angedroht: ,Wir 
werden dich solange spritzen, bis zu re­
dest; Sven soll also psychisch und phy­

sisch zermürbt werden, wenn er nicht 
mit den staatlichen Ermittlern und 
Knastbediensteten kooperiert, die sich 
nun auf ihn stürzen, da eine Reihe von 
Brandanschlägen in der Region unaufge­
klärt blieb. Dies entspricht der UNO- 
Definition von Folter.

Die Zwangspsychiatrisierung von un­
angepaßten und selbstbewußten Gefan­
genen mit dem Ziel, sie ,stillzulegen1 
und ihre Identität zu brechen, ist in der 
BRD nichts Neues. Besonders berüch­
tigt für solche Zwecke ist das Haus III in 
Straubing. In dieser ,Hölle von Strau­
bing' (SZ) kam es in letzter Zeit zu einer 
Fülle von ominösen Selbstmorden, der 
letzte wurde vor wenigen Tagen be­
kannt. Dort fänden Menschenversuche 
mit Neuroleptika im Auftrag der Phar­
maindustrie statt, aus vielen Dokumen­
ten von Gefangenen geht hervor, daß die 
Zwangsbehandlung mit Psychopharma­
ka nachhaltige körperliche und psychi­
sche Schädigungen hervorruft. Erst im 
letzten Jahr sah sich der bayerische 
Landtag gezwungen, mit einem Unter­
suchungsausschuß auf diese menschen­
verachtenden Folterpraktiken zu reagie­
ren, was freilich ohne greifbare Konse­
quenzen blieb.“

Am Samstag, den 9.3.91, nahmen 
über 200 Menschen an einer Demonstra­
tion in Straubing und an einer Kundge­
bung vor der JVA teil. Die Hauptforde­
rung war „Keine Zwangspsychiatrisie­
rung von Sven“, außerdem wurde u.a. 
die Schließung von Haus III, die Zusam­
menlegung der Gefangenen aus RAF, 
Widerstand und aller kämpfenden Ge­
fangenen sowie die Freilassung aller 
haftunfähigen Gefangenen gefordert. 
Auf der Kundgebung sprachen unter an­
derem der grüne Landtagsabgeordnete 
Hans-Günther Schramm, der vor allem 
auf das Recht auf Aussageverweigerung 
Bezug nahm und die Praxis der Ermitt­
lungsbehörden scharf angriff. Da er 
Sven kurz zuvor besucht hatte, konnte er 
Grüße von Sven an die Kundgebung 
übermitteln. Ferner wurde ein Beitrag 
zur Situation von Bernd Rössner gehal­
ten, dessen Entlassung seit langem über­
fällig ist. Ein ehemaliger Gefangener 
der JVA Straubing konnte persönlich 
nicht erscheinen, sein die Zustände in 
der JVA Straubing authentisch beleuch­
tender Redebeitrag wurde deshalb auf 
Tonkassette über die Lautsprecher abge­
spielt. Die Polizei setzte u.a. eine Hun­
dertschaft der Bereitschaftspolizei sowie 
einen Zug der Sondereinheit USK (Un­
terstützungskommando) ein. Zu Fest­
nahmen kam es nicht, aber zu zahlrei­
chen Personalienfeststellungen im Zuge 
der Kontrollen der Zufahrtstraßen nach 
Straubing. — (chl)
Aktuelle Informationen können beim Infobüro 
im KOMM. Tel. 0911 /226598 (18-19 h) ange­
fordert werden. Postanschrift: Prozeßgruppe 
Sven c/o Netzwerk, Moltkestr. 13, 85 Nürnberg.

Aktionseinheit 
gegen Ausländerverfolgung 

Stuttgart. Eine Aktionseinheit von Dev- 
rimci Isci, DIDF, Kulturtreff, Demo­
kratische Einheit, Feyka Kurdistan, 
Freundeskreis des kurdischen Volkes, 
KPD und Volksfront gegen Reaktion, 
Faschismus und Krieg appelliert in einer 
gemeinsamen Erklärung an Gewerk­
schaften, Kirchen und Wohlfahrts ver­
bände, an Menschenrechtsorganisatio­
nen, Flüchtlings- und Asylgruppen und 
die Parteien, gegen aufenthaltsrechtli­
che Notstandsmaßnahmen gegenüber 
Ausländem zu protestieren und sich für 
ein allgemeines Bleiberecht für palästi­
nensische, arabische und kurdische 
Flüchtlinge einzusetzen. Gefordert wird 
außerdem ein Asylrecht für alle auslän­
dischen Deserteure. Zusammen mit dem 
Antikriegskomitee wird eine Veranstal­
tung gegen die Notstandsgesetze und die 
Anwendung des neuen Ausländergeset­
zes vorbereitet. — (rac)

Diskreditierungskampagne 
der CDU gegen Justizministerin
Hannover. Die niedersächsische Justiz­
ministerin Alm-Merk (SPD) entwickle 
sich zu einem „Sicherheitsrisiko“, so 
der CDU-Landtagsabgeordnete Heine­
mann in einer Mitteilung. Die drei poli­
tischen Gefangenen in Celle hätten 
„zeitlich unbegrenzt und ohne jegliche 
Überwachung Gespräche führen kön­
nen“. Bei der von der CDU als „zum 
Umfeld der Terroristenszene“ gehörend 
bezeichneten Besuchergruppe handelt es 
sich um zwei Pfarrer, einer ehemaliger 
Vorsitzender von Amnesty Internatio­
nal. Das Justizministerium wies in einer 
Stellungnahme daraufhin, daß es üblich 
sei, daß Gespräche unter Leitung von 
Kirchenvertretern unkontrolliert blie­
ben. Seit Amtsantritt der Justizministe­
rin betreibt die CDU eine Diskreditie­
rungskampagne, die Angriffe kommen 
mit wöchentlicher Regelmäßigkeit, um 
sie in der Landesregierung zu isolieren. 
Die Vereinigung Niedersächsischer 
Strafverteidiger hat bereits in einer Stel­
lungnahme dagegen protestiert. — (rec)

Lebenslange Haft 
für SS-Rottenführer

Siegen. Wegen Mordes in drei Fällen 
wurde der 71jährige ehemalige Block­
wart im Zigeunerlager Auschwitz-Bir- 
kenau, Emst-August König, vom Siege­
ner Schwurgericht zu lebenslanger Haft 
verurteilt. Vom Vorwurf, weitere sie­
ben KZ-Häftlinge umgebracht zu haben, 
wurde König freigesprochen. Das Ge­
richt sah es als erwiesen an, daß der da­
mals 24jährige SS-Rottenführer 1943 
die 47jährige Sophia Weiß, den 50jähri- 
gen Oskar Schopper und den 67jährigen 
Wolfgang Seeger mit Schlägen und Trit­
ten zu Tode gequält hat. Mit dem 
Schuldspruch ist erstmals in der bundes­
deutschen Rechtsgeschichte eine Verur­
teilung für den Völkermord an Sinti und 
Roma ergangen. — (u.b.)

Ergebnisse: Schülerkonferenz 
gegen Golfkrieg in Hamburg

Hamburg. Vom 1. bis 3. März fand in 
Hamburg auf Einladung des Schüler- 
Innenaktionskomitees gegen den Golf­
krieg und des Antifaschistischen Ar­
beitskreises der Schülerinnenkammer 
Hamburg eine „bundesweite Schüler- 
Innenkonferenz gegen den Golfkrieg“ 
in der Jahnschule statt. Es kamen ca. 70 
Schüler aus dem gesamten Bundesge­
biet, zudem ein PDS-Vertreter. Im fol­
genden kurze Auszüge aus dem Konfe­
renzergebnis „Inhalte und Denkanstöße 
der Aktionskonferenz“.

„.. . Die Ursachen des Krieges sind 
nicht beseitigt. Die Ursachen — näm­
lich, daß die arabischen Völker nicht 
selbstbestimmt leben dürfen — können 
nicht durch vom Westen aufgezwungene 
Verhandlungen beseitigt werden, son­
dern nur durch eine wirklich demokrati­
sche, d.h. an den Interessen der Men­
schen orientierte Entwicklung, die auf 
dem Selbstbestimmungsrecht und der 
friedlichen Koexistenz der Völker ba­
siert . . .

Um diese Hintergründe zu diskutie­
ren, haben wir am Samstag verschiedene 
Arbeitsgruppen gebildet, die die Struk­
turen der Unterdrückung der Länder in 
Asien, Afrika und Lateinamerika und 
das Interesse, das dahintersteht, heraus­
arbeiten sollten, damit wir weiterdisku­
tieren können . . .

Daraus haben wir einen bundesweiten 
Schülerinnenaktionstag gegen Daim­
ler-Benz als einen der größten verant­
wortlichen Rüstungskonzerne und 
Kriegsprofiteure am 24.4.91 beschlos­
sen. Am 30.3.91 wird es dazu in Frank­
furt ein Vorbereitungstreffen geben.“ 
Kontaktadresse: Antifa-AK der Schülerinnen­
kammer Hamburg, Brucknerstr. 1, 2000 Ham­
burg 76. — (uga)

Bielefeld. Spieler der 2. Fußballmannschaft des VFL Schildesche: 90% der Vereins­
mitglieder stimmten für die Aufschrift „Gegen Rassismus“ gegen Vorstand und Dro­
hungen von Sponsoren. Für Einbußen durch Kündigung von Werbe-Verträgen wer­
den 12 alternative Firmen einspringen. Der DFB hat die Aufschrift genehmigt.— (stb)

Ostermarsch Ruhr: Gegen 
weltweiten Bundeswehreinsatz

Essen. Nach längerem Streit unter den 
bisherigen Organisatoren soll auch in 
diesem Jahr — mit einem abgespeckten 
Programm — wieder ein Ostermarsch 
Ruhr stattfinden. Am Samstag, 30.3., 
geht es von Duisburg und Mülheim nach 
Oberhausen, am Sonntag von Gelsenkir­
chen und Essen nach Bochum und am 
Montag nach Dortmund. In diesen Orten 
finden auch Kundgebungen statt. Durch­
gesetzt hat sich die nicht zuletzt von der 
DKP vertretene Ansicht, daß der Oster­
marsch zum Protest gegen den Golfkrieg 
und seine Folgen genutzt werden müsse. 
Der Aufruf „Krieg ist kein Mittel der 
Politik!“ richtet sich u.a. gegen den in­
ternationalen Einsatz der Bundeswehr 
und die dazu geplante Grundgesetzände­
rung. Er unterstützt die Forderungen 
nach dem „Selbstbestimmungsrecht“ 
der Palästinenser und Kurden. — (wof)

Brutaler SEK-Einsatz: 
Über 30 Kurden festgenommen

Essen. Am 21.2. stürmten in Essen 
SEK-Pölizisten vier kurdische Cafes 
und mehrere Wohnungen. Sechs Leute 
wurden verhaftet, mindestens 28 vorläu­
fig festgenommen. Die Zahl der inzwi­
schen verhörten Kurden dürfte bei über 
100 liegen. Ziel der Razzia war die Zer­
schlagung eines vermeintlichen Drogen­
ringes. Von Drogenfunden konnte die 
Presse jedoch nichts berichten, dafür be­
richteten die von der Razzia Betroffenen 
über Brutalitäten. In einem Cafe in Bor- 
beck mußten sich die Leute mit erhobe­
nen Händen an die Wand stellen und sich 
nackt ausziehen. Halis Özcan, Auslän­
derbeirat: „Da wurden Menschen kran­
kenhausreif geschlagen und das Mobili­
ar zertrümmert.“ — (kro)

Repression gegen Antikriegsdemo
Ohne Beweise wird Devrimci Sol Gügler das Demonstrationsrecht abgesprochen

Grüne unterstützen Kurdistan
Beschluß des Kreisvorstandes Bielefeld

München. Anläßlich einer Kundgebung am 27.2. gegen 
Kriegssteuer und Pflegedienstverpflichtung setzte das 
Kreisverwaltungsreferat durch, daß der türkischen Ver­
einigung Devrimci Sol Gütler (DSG) das Auftreten verbo­

ten wurde. Grund: sie sei — nach Verdacht (!) des bayer. 
Verfassungsschutzes — Nachfolgeorganisation der 1983 
vom Innenminister verbotenen Devrimci Sol. Wir veröf­
fentlichen die Grußadresse von Devrimci Sol Gütler — (ecg)

lausend Grüße an Alle, die sich gegen 
Imperialismus, Faschismus und unge­
rechte Kriege stellen1

Wir, Devrimci Sol Gütler (Revolutio­
näre Linke Kräfte) — DSG. werden heu­
te am 27. Februar 1991 hier wieder mit 
euch gegen die Massakrierung des iraki­
schen Volkes protestieren. Damit die 
existierende, faschistische türkische 
Herrscherkiasse und das Herrschersy- 

in der Türkei abgeschafft werden 
’.'xmen und stattdessen ein Leben ohne 
Ausbeutung und Unterdrückung ver­
wirklicht werden kann, haben die DSG 
JBomerbrochen für die Unabhängigkeit, 
Demokratie und für den Sozialismus der 
Volker in der Türkei gekämpft und wer­
den zukünftig weiterkämpfen.
Wk ist die DSG (Radikale Linke 
Stifte)?
L DSG ist eine Plattform von legalen 
Greinen. Also die Mitglieder und An- 
«hörigen sind nicht illegal. Sie fuhren 
'3ren Kampf auf einer demokratischen 
^Mtform. Sie fuhren keine terroristi- 
-oen Aktionen durch. Deswegen ist es 

jetzt weder in der Türkei noch in Eu- 
zu einem Verfahren gekommen.

2. Welche legalen Vereine sind es, die 
die DSG zustande bringen ?
a) TAYAD (Hilfsverein für Gefangene 
und verurteilte Familien in der Türkei). 
Dieser Verein wurde am 3. Februar 
1986 von den Angehörigen der politi­
schen Gefangenen, die vor und nach 
dem 12. September 1980 von der faschi­
stischen Evren-Junta festgenommen 
wurden, gegründet.
b) DEMKAD (Verein der demokrati­
schen Frauen im revolutionären 
Kampf). Dieser Verein wurde 1987 von 
den Frauen, die auf der Seite der Demo­
kratie. der Unabhängigkeit und des So­
zialismus sind, gegründet.
c) Dev-GenQ (Revolutionäre Jugend). 
Der Kampf von Dev-Geni; hat im Jahre 
1969 begonnen. Ehr Ziel ist, den akade­
misch-demokratischen Kampf zu orga­
nisieren.

Bestandklassen der legalen Orga­
nisation sind revolutionäre Unis, 
Schüler aus verschiedenen Schulberei­
chen und die Jugend, die gegen Faschis­
mus und Imperialismus kämpfen. Bis 
heute haben auf keine Art und Weise ter­
roristische Aktionen von Dev-Gen^ 
stattgefunden.

Die oben aufgezählten drei legalen 
Vereine bringen DSG zustande. Ja, den 
Namen von DSG hört man in Europa 
neu. Aber die drei aufgezählten legalen 
Vereine bestätigen, daß es DSG schon 
seit 1986 in der Türkei gibt.

DSG organisiert Aktionen des tür­
kisch-kurdischen Volkes in demokrati­
schen Plattformen sowohl in Europa, 
Deutschland, als auch in der Türkei, im 
Zusammenhang mit Menschenrechten 
und Freiheit, beim Kampf für Demokra­
tie und Unabhängigkeit. In dieser Hin­
sicht ist der erste Unterschied zu Dev Sol 
offen. Es kann auch nicht die Rede da­
von sein, eine Teilorganisation oder ab­
hängig von Dev Sol zu sein. (...)

Wir, als Devrimci Sol Gütler, werden 
unsere I^egalität in der BRD bis zum 
Schluß verteidigen. Dafür sind bereits 
zwei unserer Rechtsanwälte verantwort­
lich. (. . .)

Unsere Protestaktionen sind (gerich­
tet) gegen Faschismus und Imperialis­
mus, gegen Preiserhöhungen und Unter­
drückungen, gegen faschistische Ermor­
dungen und gegen die Massakrierung 
der Völker im Nahen Osten durch die 
USA und die Alliierten.

Bielefeld. Die folgende Ansprache wur­
de am 23.3. vom Kreisvorstand der 
Grünen auf dem kurdischen Newrozfest 
in Kaunitz (Ostwestfalen) vor 2000 Teil­
nehmern als Grußadresse gehalten. 
Nach Auskunft von Michael Ortmann 
(Mitunterzeichner des Dokumentes), ist 
der Inhalt der Rede gleichzeitig ein Vor­
standsbeschluß, der nach konträr ge­
führter Debatte im Kreisvorstand gefaßt 
wurde.
„Die Grünen /Bunte Liste,
KV Bielefeld.

Wir möchten unsere Solidarität mit 
dem kurdischen Volk, das in allen vier 
Teilen Kurdistans Repressalien, Unter­
drückung, Terror bis hin zum Völker­
mord ausgeliefert ist, bekunden. Uns ist 
bewußt, daß gerade die Bundesrepublik 
Deutschland hierbei eine besondere Rol­
le spielt. Die BRD ist eine der führenden 
westlichen Industrienationen, der es nur 
um ihre eigenen Interessen bei der Auf­
teilung der Weltmärkte geht. Dabei wer­
den von den Industrienationen, die ihnen 
wohlgesonnenen und von ihnen abhän­
gigen Diktatoren, wie zum Beispiel das 
Özal-Regime, zur Vertretung der eige­
nen Interessen benutzt. Hier geht es nur 
um harte DM oder Dollar. Menschen­
rechte, Menschenleben und Unabhän­
gigkeitsbestrebungen haben für die In­
teressen der Mächtigen dieser Welt be­
dingungslos zurückzutreten. Hier wird 

Euer Kampf, der Kampf des kurdischen 
Volkes, auch zu unserem Kampf.

Wir fordern die Entscheidungsträger 
dieser Republik auf, sofort Schluß zu 
machen mit der wirtschaftlichen, militä­
rischen und logistischen Unterstützung 
des Völkermörders Özal. Wir fordern 
die Bundesregierung dazu auf, Aufklä­
rung über die wahren Absichten des 
Özal-Regimes, nämlich im Schatten des 
Golfkrieges einen Völkermord an den 
Kurden zu begehen, zu leisten. Die Bun­
desregierung soll alle Möglichkeiten, 
die ihr zur Verfügung stehen, nutzen, 
um die Politik derartiger diktatorischer 
Regimes anzuprangern und zu diskredi­
tieren und somit ein Regime, wie das in 
der Türkei zu isolieren. Ohne die Unter­
stützung der BRD und der NATO könnte 
sich die Özal-Regierung aus eigener 
Kraft sicher nicht lange halten. Solange 
die BRD dies nicht tut, wird sie sich von 
uns und anderen fragen lassen müssen, 
inwieweit sie selbst überhaupt von einer 
derartigen Politik entfernt ist. Es wird 
ein neuer Tag kommen, an dem ein soli­
darisches, wirklich demokratisches Zu­
sammenleben der Menschen und Völker 
möglich wird. Damit dieser Tag kommt, 
unterstützen wir, die Grünen, den 
Kampf des kurdischen Volkes, denn die­
ser Kampf ist ein Teil des Kampfes um 
unser aller Ziel zu verwirklichen.“ 
— (stb)
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Keine Perspektive?
Diskussion in der IG Chemie Hamburg über Entgeltgruppen

Kesseltreiben gegen Golfkrieg-Gegner
Presse und Arbeitgeber wollen Widerstand im Gesundheitswesen ersticken

Hamburg. Mit Inkrafttreten des Entgelt­
tarifvertrages für die Chemische Indu­
strie im Jahre 1988 wurde auch tariflich 
festgelegt, daß die Relationen der einzel­
nen Entgeltgruppen bis 1995 unverän­
dert weiter gelten sollen. Der Entgeltta­
rifvertrag, der die Handwerkergruppen 
an die vergleichbaren Angestelltengrup­
pen heranführen soll, wird den Abstand 
zu den Gruppen der ungelernten Arbei­
ter um 400.- DM und mehr erhöhen. 
Dies soll bis 1995 verwirklicht sein. 
Eindeutig geht diese Entwicklung im 
wahrsten Sinne des Wortes auf Kosten 
der unteren Entgcltgruppen. Hauptsäch­
lich Frauen und ausländische Arbeiter 
sind dort eingruppiert.

Eine Kritik an diesem Kurs hat es in 
der IG Chemie besonders schwer, weil 
der Tarifvertrag vor der Kündigungs­
frist angegriffen werden muß. Dennoch 
wird die Kritik lauter. Auf der den Ge­
werkschaftstag im Juni dieses Jahres 
vorbereitenden Delegiertenvcrsamm- 
lung der Verwaltungsstelle Hamburg am 
2. März entwickelte sich eine lebhafte 
Diskussion um dieses Thema. Ein Dele­
gierter der Hamburger Aluminium Wer­
ke forderte eine Änderung des tarifpoli­
tischen Kurses. Die Verfechter dieser ta­
rifpolitischen Entwicklung, die sich 
zahlreich zu Wort meldeten, haben die 
Drohungen der Kapitalisten schon zum 
eigenen Programm erhoben: eine beson­

dere Anhebung der unteren Entgeltgrup­
pen (immerhin 35% aller Beschäftigten 
in der chemischen Industrie), so argu­
mentierten sie, würde dazu führen, daß 
diese Gruppen verstärkt wegrationali­
siert und durch den Einsatz von Fremd­
firmen ersetzt würden. W. Schulz 
(Hauptvorstand) erklärte zum nächstlie­
genden Ziel nicht die Anhebung der un­
teren Entgeltgruppen, sondern die Er­
fassung der außertariflichen Angestell­
ten durch den Entgelttarifvertrag. Da 
wäre es erst recht absurd, immer den 
Vergleich von unten und oben anzufüh­
ren. Außerdem gäbe es immer ,,untere 
Gruppen“, wenn man nicht alle gleich 
bezahlen wollte, und die „Unteren“ in 
der chemischen Industrie seien ver­
gleichsweise hoch.

Die Mehrzahl der Delegierten ver­
mochte diese Argumente nicht einzuse­
hen. Bei der Wahl der Delegierten zum 
Gewerkschaftstag wurden entgegen dem 
Vorschlag des Vorstandes zwei Dele­
gierte gewählt, die auf der Versamm­
lung offen für die Interessen der unteren 
Entgeltgruppen waren und für eine Än­
derung des tarifpolitischen Kurses ein­
getreten sind. Eine Wahlentscheidung, 
die vor drei Jahren in Hamburg nicht 
möglich gewesen wäre.

Ein Antrag auf Änderung des tarifpo­
litischen Kurses liegt der Konferenz, die 
vertagt werden mußte, noch vor. — (güt)

Soltau. Die Reaktion im Landkreis Soltau-Fallingbostel 
fürchtet eine Bewegung unter den Beschäftigten des Ge­
sundheitsdienstes gegen deren Einbeziehung in die Militär­
maschinerie. Gift und Galle spuckt sie in der lokalen Böh-

me-Zeitung gegen einen Krankenpfleger, der sich offen 
lieh gegen die Einbeziehung des Gesundheitswesens in den 
Golfkrieg gewandt hat. Die Vertrauensleute der ÖTV in der 
ENDO-Klinik haben sich davon nicht beirren lassen.

„Ein Rückfall in die Barbarei“, „Den 
falschen Beruf gewählt“, „Als deut­
scher Staatsbürger schäme ich mich für 
die ungeheuerlichen Zeilen des verwirr­
ten Krankenpflegers“ . . . Reaktionäre 
und Soldaten im von Militär nur so strot­
zenden Landkreis hetzen in der Böhme- 
Zeitung (BZ) mit wüsten Beschimpfun­
gen gegen den Leserbrief eines Kran­
kenpflegers, fordern gar die Vernich­
tung seiner beruflichen Existenz.

In diesem, von der BZ dreisterweise 
mit nicht gekennzeichneten Änderungen 
und Zusätzen versehenen Brief heißt es 
im Original: „Was soll daran human 
sein, Soldaten hierzurechtzuflicken, um 
sie dann wieder an die Front zu schik- 
ken? Human ist die sofortige Beendi­
gung des Krieges. Deshalb muß jede fi­
nanzielle und militärische Unterstützung 
der Kriegshandlungen durch die BRD 
sofort eingestellt werden. Die Gewäh­
rung der medizinischen Versorgung der 
Kriegsverletzten ist eine Voraussetzung 
aktiver, planmäßiger Führung auch die­
ses Krieges. Ich lehne es ab, zu einem 
Rädchen in den Planungen der kriegs­
führenden Militärs zu werden.“ Die BZ 
ließ nach den Hetztiraden noch drei stark 

gekürzte und geänderte Leserbriefe zu, 
die sich gegen die Einbeziehung medizi­
nischen Personals in den Golfkrieg wen­
den, und beendete kurzfristig die Dis­
kussion.

Die Kampagne zeigt Wirkung. Ein 
Vertrauensmann der OTV muß auf Ge­
heiß des Verwaltungsleiters der ENDO- 
Klinik eine Stellungsnahme der Vertrau­
ensleute gegen den Golfkrieg und dessen 
Unterstützung durch die BRD aus dem 
ÖTV-Kasten entfernen. Die Kliniklei­
tung der ENDO-Klinik soll den Kran­
kenpfleger (Betriebsratsmitglied und 
ÖTV-Vertrauensmann) in einem Ge­
spräch darauf hingewiesen haben, daß 
der Leserbrief den Betriebsfrieden stö­
re. Sie wolle zwar seine Meinungsfrei­
heit nicht einschränken, aber . .. Vor 
weiteren, den Betriebsfrieden störenden 
Briefen soll gewarnt worden sein.

Die Diskussion im Betrieb ist schwie­
rig. Viele sind mit Bundeswehrsoldaten 
verwandt oder befreundet. Wenig später 
erscheint deshalb eine Ausgabe der 
ÖTV-Betriebszeitung „ENDO-Echo“. 
Es werden Beschlüsse und Erklärungen 
von im Gesundheitswesen Tätigen ge­
gen ihre Einbindung in die Kriegsfüh­

rung dokumentiert, die gefälschten uoc 
originalen Leserbriefe veröffentikh: 
und der Beschluß des 10. Gewerk 
schaftstages der ÖTV von 1984.

Der Gewerkschaftstag lehnt jede Vor 
bereitung des Gesundheitswesens auf 
den Kriegsfall ab. sagt bei Verwöge 
rung den Mitgliedern Rechtshilfe und 
Unterstützung zu und ruft die Beschäl 
tigten auf. ihr Wissen und Können in der 
Dienst der Kriegsverhütung zu steife'! 
Auch die Bezirksverwaltung Hamburg 
sagt Rechtshilfe zu. wenn Mitglieder die 
Zwangsverpflichtung verweigern Sie 
wendet sich dagegen, daß der Krieg 
durch Anwendung der Notstandsgesetze 
im Gesundheitswesen fiihrbar gemach; 
wird, warnt vor weiterer Verschlechte 
rung der Patientenversorgung zugunsten 
der Kriegsmedizin und fordert die sofor 
tige Beendigung der Kriegshandlungen 
Ähnlich die Bezirksverwaltung Nieder 
sachsen. In einem Schreiben an Mim 
sterpräsident Schröder wendet sie sich 
gegen Registrierung und Zwangsver 
pflichtung und kritisiert, daß „die ge 
sundheitliche Versorgung der Bevölke 
rung schon jetzt von z.T. dramatischen 
Engpässen gekennzeichnet“ ist. - (las)

Pflegemangel 
verschärft sich weiter

Heidelberg. An den Unikliniken (Ulm, 
Tübingen, Freiburg, Heidelberg) des 
Landes sind derzeit 430 Stellen im Pfle­
gebereich nicht besetzt. Das sind 140 
Stellen mehr als 1990. Vor allem mußten 
arbeitsaufwendige Intensivbetten (78) 
geschlossen werden. Am Heidelberger 
Klinikum sind derzeit 108 Betten stillge­
legt. Trotzdem steigen die Überstunden 
bei den Beschäftigten weiter: Im ersten 
Halbjahr 1990 im Pflegebereich um 47 
Prozent auf 28000 (bezahlte Überstun­
den) und 64000 Überstunden weisen die 
Ärzte für den Zeitraum aus. Das Mini­
sterium für Wissenschaft und Kunst gab 
diese Zahlen auf eine Anfrage der SPD 
hin bekannt. Die SPD-Landtagsfraktion 
kritisierte daraufhin die Lohnpolitik der 
Landesregierung und fordert durchgrei­
fende Einkommensverbesserungen. 
— (irs)

Protestaktionen 
der Postbeschäftigten

Stuttgart. Die Stuttgarter Bezirksver­
waltung der Deutschen Postgewerk­
schaft hat für Dienstag, den 12.3., an 
mehreren Dienststellen zu Warnstreiks 
zwischen 6.45 und 9 Uhr aufgerufen, 
um die Forderung nach einer zehnpro­
zentigen Lohnerhöhung zu bekräftigen. 
Morgens fand eine Kundgebung vor der 
Hauptpost statt. Die Postgewerkschaft 
hält angesichts der Steuererhöhungen 
eine Prüfung der Forderungen für not­
wendig und fordert für die nächste Ver­
handlungsrunde am 15.3. ein erheblich 
verbessertes Angebot. Ebenfalls für den
12. März hat die ÖTV-Betriebsgruppe 
die Beschäftigten am Krankenhaus Bad 
Cannstatt zu einer einstündigen Arbeits­
niederlegung aufgerufen. — (evc)

München. 14 Betriebe in Selbstverwaltung riefen am 6. März 1991 zu einer symboli­
schen Blockade der Börse auf, um „auf die Bedeutung wirtschaftlicher Interessen für 
den Krieg im Nahen Osten aufmerksam zu machen“. Für die bessere Verwertung des 
eingesetzten Kapitals und die Sicherung ihrer Vorherrschaft würden die sieben 
führenden Industrienationen Umweltzerstörung, Verelendung und Krieg, selbst Völ­
kermord bewußt in Kauf nehmen. — (ecg)

IG Chemie VerwSt Mannheim 
Positive Anträge verabschiedet

Mannheim. Der Hauptdelegiertenver­
sammlung lagen fünf Änträge zur Wei­
terleitung an die Bezirks-DK und den 
Gewerkschaftstag vor. Sie wurden mit 
wenigen Gegenstimmen oder einstim­
mig verabschiedet:
— Herabsetzung der Altersgrenze auf 
das 63. Lebensjahr ohne versicherungs­
mathematische Abschläge sowie Herab­
setzung des Rentenalters für Schicht­
arbeiter nach folgender Formel: Für je­
des gearbeitete Jahr im Schichtbetrieb 
wird die Altersgrenze um einen Monat 
vom 63. Lebensjahr gerechnet herabge­
setzt.
— Ermöglichung des Ausstiegs aus der 
Schichtarbeit ohne Lohneinbußen ab 
dem 55. Lebensjahr bei mindestens 20 
Jahren Schichtarbeit.
— Schnelles Anheben der Löhne und 
Gehälter in den neuen Bundesländern.
— Ablehnung der Verknüpfung der Ar­
beitszeitverkürzung mit einem Tarifver­
trag für Weiterbildung.
— „Für eine soziale Umweltpolitik der 
IG Chemie-Papier-Keramik“. Dieser 
Antrag tritt u.a. dafür ein, daß die IG 
Chemie den „notwendigen ökologi­
schen Umbau der Gesellschaft“ unter­
stützt, zum einen u.a. durch gesetzgebe­
rische Initiativen, zum anderen durch 
Aufklärung ihrer Mitglieder, durch 
Handlungsanleitungen für Betriebsräte 
und Vertrauensleute, durch die Bildung 
betrieblicher Arbeitsgruppen, durch 
eine innergewerkschaftliche Diskussion 
über „tarifvertragliche Regelungen zum 
Umweltschutz“.
— Schließlich wurde auch noch ein Ini- 
titivantrag verabschiedet zum Verbot 
der direkten und indirekten Herstellung 
von biologischen und chemischen Waf­
fen. — (Kommunal-Info Mannheim; tht) •

Kostentransparenz 
und die Folgen?

Heidelberg. Die Untersuchung im Rah­
men des Modellversuchs „Leistungs­
und Kostentransparenz in der gesetzli­
chen Krankenversicherung“ in zwei 
Städten über vier Jahre in Metall-, Nah­
rungsmittel-, Druck- und Handwerksbe­
trieben ergab: 80% der Fälle von Ar­
beitsunfähigkeit seien auf nur vier 
Krankheiten zurückzuführen; an der 
Spitze Krankheiten des Skeletts, der 
Muskulatur und des Bindesgewebes, ge­
folgt von Krankheiten der Atmungsor­
gane. Weiter habe sich gezeigt, daß der 
Krankenstand der Facharbeiter geringer 
als der der angelernten Arbeiter sei; 
noch geringer sei er bei Angestellten. 
Die Folge dieser Untersuchungen soll 
nun sein, daß Präventionsprogramme 
eingeleitet werden. Von einer Arbeits­
platzuntersuchung bzw. -Umgestaltung 
bis zum Verbot bestimmter Arbeiten 
war nicht die Rede. — (irs, AGG)

Expo: VW-Vorstand hat ein 
„visionäres Verkehrskonzept“

Hannover. Die Expo-Macher sitzen in 
den Konzemetagen, hier herrscht die 
wahre Bürgerbeteiligung. Der VW- 
Konzern hat schon lange ein Vorstands­
mitglied in das Expo-,,Lenkungsgre­
mium“ entsandt, um sich der „Ver­
kehrssteuerung“ anzunehmen. Was der 
Konzern darunter versteht, machte Vor­
standsmitglied Goeudevert auf dem Ex- 
perten-Hearing zur Expo am 18.2. deut­
lich: Weltausstellung einer Region, 
nicht bloß einer Stadt; Schnellbahnen 
sollen die verschiedenen Ausstellungs­
orte miteinander verbinden, und die sol­
len vor allem in der ehemaligen DDR 
liegen. „In einer Stunde nach Leipzig: 
Und dort zeigen, was aus einer herunter­
gewirtschafteten Stadt mit unserem En­
gagement innerhalb von zehn Jahren ge­
worden ist.“ Das könne dann auch ein 
„Demonstrationsobjekt für die Ent­
wicklung der Länder der Dritten Welt“ 
sein. Neokolonialismus? Falsch, das 
Motto heißt: „Mensch — Natur — Tech­
nik“. — (rec)

Manager der Sana-GmbH 
wird Katharinenhospital leiten

Stuttgart. Eine deutliche Gemeinderats­
mehrheit aus CDU/Freien Wählern, 
FDP, einer SPD-Stadträtin und Rep be­
schloß am 21.2.91, daß die Privatver­
sicherungsgesellschaft Sana-GmbH zu­
nächst bis 1997 das Katharinenhospital 
leiten soll. Dem Manager werden bishe­
rige Kompetenzen des Krankenhausaus­
schusses des Gemeinderats übertragen, 
und er ist gegenüber der jetzigen drei­
köpfigen Krankenhausleitung weisungs­
befugt. Sein Jahresgehalt beträgt 
250000 DM, dazu kassiert die Sana bis 
zu 1,5 Mio., wenn das Defizit des Kran­
kenhauses sinkt. Die Beschäftigten be­
fürchten, daß auf ihre Kosten und die der 
Patienten gespart wird und Teilprivati­
sierungen folgen werden. — (evo)

Bosch baut Personal ab
Erhebliche Arbeitsverdichtung im indirekten Bereich

Stuttgart. Dienstag, 26. Februar 1991 
vormittags, in einer der Entwicklungs­
abteilungen bei Bosch in Feuerbach: 
Vor versammelter Mannschaft nennt der 
Abteilungsleiter die genaue Zahl des ge­
planten Personalabbaus. Ingenieure, 
Techniker und Facharbeiter, also hoch­
qualifizierte Fachkräfte, seien bei Bosch 
überzählig. Tags darauf gehen die Ab­
teilungsversammlungen in anderen Be­
reichen weiter. Vorgesetzte berichten, 
daß es ohne Entlassungen nicht gehen 
werde. Um circa 300 Beschäftigte solle 
im Werk Feuerbach der indirekte Be­
reich (Forschung, Entwicklung, Ver­
such, alle Angestellten, Werksinstand­
haltung, Lager usw.) verringert werden.

Zeitgleich veröffentlichen die Tages­
zeitungen eine Presseinformation der 
Robert Bosch GmbH, wonach bundes­
weit der Bosch-Autobereich um 1000 
Beschäftigte verkleinert werden soll. 
Laut Presse gibt es noch keine konkreten 
Zahlen. Aber in Feuerbach machen die 
genauen Zahlenangaben schon die 
Runde.

Betriebsräte werden im Werk ange­
sprochen und versichern, sie wüßten 
nichts von den konkreten Auswirkungen 
des angekündigten Personalabbaus. 
Mehr als die Presseinformation ist ihnen 
nicht mitgeteilt worden. Detailplanun­
gen sind ihnen unbekannt. Am Freitag, 
den 1. März 1991, versammeln sich 
Facharbeiter aus der Werks Instandset­
zung des Lichtwerks zu einer Protest­
versammlung während der Arbeitszeit. 
Sie wollen den Betriebsrat sprechen und 
erfahren, was nun wirklich im Werk ab­
läuft. Der Betriebsrat teilt ihnen mit, daß 
für das kommende Wochenende keine 
Überstunden vom Betriebsrat genehmigt 
worden sind. Diese Haltung findet Un­
terstützung. Viele Kolleginnen und Kol­
legen vertreten die Meinung, daß zuerst 
Überstunden abgebaut werden sollten, 
bevor über Entlassungen gesprochen 
wird.

Im Februar war in vielen Werkstätten 
noch samstags und sogar sonntags in der 
Nachtschicht gearbeitet worden, um die 
geforderten Stückzahlen zu bringen. 
Seit Jahren hat die Robert Bosch GmbH 
Bilanzen vorgelegt, die die Konkurrenz 
neidisch machten. Und jetzt, im ersten 
Jahr eines verringerten Wachstums, 
wird schon geholzt!

Es ist schon auffallend, daß beim Per­
sonalabbau zunächst „nur“ der indirek­
te Bereich und nicht die Produktion ge­
nannt wird. Damit sollen Arbeiter, Be­
triebsräte und Gewerkschaft beruhigt 
werden. Von Massenentlassungen kön­
ne natürlich keine Rede sein! Aber in der 
Arbeiterschaft hat der Personalabbau 
schon seit einiger Zeit stattgefunden — 
durch Nichtersetzen der Fluktuation. In 
anderen Werken, wo Aufträge schnell 
erledigt werden müssen, hat das Perso­
nalbüro Produktionsarbeiter nur auf Zeit 

eingestellt, so in Homburg (Saar) und 
Feuerbach. So verschafft sich der Kon­
zern Personalpuffer, um je nach Auf­
tragslage die Maschinen länger oder 
kürzer laufen zu lassen. Die Zumutun 
gen an die Arbeiter, auch an die Stamm­
belegschaft, steigen dabei schnell an und 
rufen Widerstand hervor. Hier ein klei­
nes Beispiel von größerer Bedeutung:

Im Lichtmaschinenwerk in Feuerbach 
hörten viele Dreischicht-Arbeiter An­
fang Februar, daß sie voraussichtlich für 
acht Wochen in Zweischicht wechseln 
sollten wegen Auftragsstreichung. Na­
men der betroffenen Kollegen wurden 
aber nicht genannt. Kurz darauf erfuh­
ren sie, daß ein Ausgleich für den Lohn 
verlust nicht gezahlt werde. Sie, die jah­
relang ihre ganze persönliche Lebens 
führung und ihre Haushaltsplanung auf 
den Verdienst durch Dreischichtarben 
aufgebaut hatten, sollten von heute auf 
morgen die Schicht wechseln? Sie be 
schwerten sich bei der IG Metall, daß 
der Betriebsrat dem Schichtwechsel zu­
gestimmt habe, ohne einen Lohnaus 
gleich auszuhandeln. Daß der Betriebs 
rat zuerst entschieden und dann infbr 
miert habe. Mehrere wollten sogar aus 
Protest die Gewerkschaft verlassen 
Daraufhin forderten Gewerkschaft unu 
Betriebsrat auf, jeder solle die Bezah 
lung seines Lohnverlustes beim ftrso 

nalbüro beantragen. Die IG Metall gebe 
Rechtsschutz. Dem Schichtwechsel auf 
Kosten der Belegschaft müsse ein Riegel 
vorgeschoben werden! Außerdem wolle 
die IG Metall die Probleme von Schkhi 
wechsel auch tarifvertraglich angehen

Welche Gründe sind für die Bosch 
Geschäftsführung ausschlaggebend, sol­
che Konflikte mit Arbeitern (Schicht 
wechsel) und Angestellten (Persons 
abbau) einzugehen? Warum wird im 
indirekten Bereich nicht auf den stille' 
Personalabbau gesetzt?

Bosch als weltweiter Zulieferer nut 
Monopolstellung in verschiedenen Bc 
reichen wittert die herannahende Kns* 
und setzt Zeichen. Die Firma will dk 
Konkurrenz bei weltweiten Überiajv 
täten aus dem Feld schlagen. Und dies 
Konkurrenz sind nicht nur die Japans 
(Nippondenso), Italiener (Marelii 
Franzosen (Valeo) und Engländer (Lu 
cas), sondern vor allem der Siemen 
Konzern, der mit BMW gemeinsam K 
pazitäten in der Motorelektrik auigehfc 
hat. und die Mercedes-Benz AG, Je 
sich mit Hilfe von AEG und Donnert 
notwendige know-how besorgt hat.

Der Vernichtungswettbewerb uaü 
den Autozulieferern ist ein Vorbote -• 
Vemichtungskampfes unter den Aut- 
Fabriken. Was sich heute bei Bosch er­
spielt. kann demnächst Realität bei Me 
cedes-Benz und anderen werden. D* 
Vorgehen von Bosch zeigt dabei. 
welcher Unverfrorenheit und 
herrlichkeit vorgegangen wird. - irt»
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Be. einem bundesweiten Treffen der Ausländerbeauftragten von Bund. Länder 

wahtlrb ,S'edT h'% S Urte"?eS Bundesverfassungsger,chtes zum kom- ^naten Wahlrecht und forderten e.ne Verfassungsänderung, die em kommunales 
AeNrecht möglich macht. — (jöd, Bild: af/mz)

Ams Landern und Gemeinri»>n

Kein sozialer Kahlschlag!
Zentralisierung von Geldern und Wirtschaftsförderung auf Kosten der einfachen Leute

Kritik am Landesärztepräsidenten 
wegen Sondermüllpolitik

Stuttgart. Der langjährige Präsident der 
Landesärztekammer Baden-Würt­
temberg, E-J. Große-Ruyken, wurde 
von der Versammlung der Bezirksärzte- 
kimmer Südbaden nicht mehr als Dele­
gierter zur Landesversammlung 
gewählt. Damit kann er auch entgegen 
seiner ursprünglichen Absicht nicht 
mehr zum Präsidenten kandidieren. Als 
Auslöser seiner Nichtwahl wird sein 
Taktieren gegenüber der Sonder- 
müllpolitik der Landesregierung ver­
mutet. Die Bezirksärztekammer Süd­
baden hatte im vergangenen Jahr für die 
Landesversammlung eine Resolution 
beantragt, in der Sondermüllver­
brennung als gesundheitlich bedenklich 
verurteilt wurde. Nach einem Brief von 
Umweltminister Vetter hatte Große- 
Ruyken eine entschärfte Fassung vor- 
gdegt, die die Vertreterversammlung 
aber zurückwies. Anfang März brachte 
Große-Ruyken erneut einen Entwurf 
ein, der die Zustimmung des Umwelt­
ministers fand und in dem Sonder- 
müllverbrennung für vertretbar gehalten 
*urde. Dies fand offensichtlich keine 
Zustimmung bei der Mehrheit der Ärzte 
in Südbaden. — (alk)

Landesregierung 
reformiert Orientierungsstufe

Hannover. Gegen den Protest rechter 
Lehrer- und Elternverbände hat der 
SPD-Kultusminister Wernstedt die Re­
form der Orientierungsstufe abgeschlos­
sen. Danach entfällt die bisherige Lei- 
4ungsdifferenzicrung in Mathematik 
und Englisch in der 5. Klasse. In der 6. 
Klasse wird in der Regel in zwei statt in 
drei Leistungsgruppen differenziert. In 
Deutsch und Englisch wird je eine halbe 
Stunde weniger unterrichtet. In Welt- 
und Umweltkunde wird auch Sozialkun­
de unterrichtet. Schüler mit Latein oder 
Französisch als erster Fremdsprache bil­
den keine getrennten Klassen mehr. Der 
Philologenverband hat die Änderungen 
als einen ,,Totengesang für eine an der 
Individualität des Schülers orientierte 
Pädagogik“ angegriffen. — (ibm)

CDU-Landtagsfraktion hetzt 
gegen Bleiberechtsregelung

Hannover. In einer Anfrage vom 
August I990, die Ende Februar I99l im 
niedersächsischen Landtag behandelt 
wurde, hat die CDU versucht, die SPD 
gegen die Regelung einzunehmen. De­
magogisch tut sie so, als ob die Aussage 
von Minister Trittin (Die Grünen), die 
BRD sei ein Einwanderungsland gewor­
den, die SPD zu dieser Regelung 
zwinge. Dem ist das niedersächsische 
Innenministerium in Beantwortung der 
Anfrage entgegengetreten mit der Aus­
lage, daß ..angesichts der großen Zahl 
von ausländischen Mitbürgerinnen und 
Mitbürgern, die in der Bundesrepublik 
Deutschland dauerhaft . . . leben, diese 
in ihrer soziologischen Struktur einem 
Einwanderungsland gleicht“. In ihrer 
Anfrage hetzt die CDU wider besseres 
Wissen über verstärkten Zustrom von 
Ausländem. Dazu einige Zahlen aus ih­
rer Regierungszeit. 1989 (in Klammern. 
1988): Aufnahmesoll des Landes: 
•4086 (11957)), Anzahl der Asylanträ- 
gr 9871 (7 397). Anzahl der rechts­
kräftigen Anerkennungen: 553 (303), 
Anzahl der rechtskräftig abgelehnten, 
aber geduldeten Antragsteller: 3445 
3215) - (bec)

Kultusministerin will 
Ausweitung der Eliteschulen

Stuttgart. Die neue Kultusministerin 
Schultz-Hector will die von Mayer-Vor­
felder an zunächst vier Schulen im Land 
durchgesetzte verkürzte Schulzeit an 
Gymnasien ausweiten und wirbt für 
mehr Beteiligung. Die Kultusminister­
konferenz im Herbst soll darüber bera­
ten. Dies sei ein Angebot „nicht für 
hochbegabte, sondern für gut motivierte 
Schüler“. Grundschulgutachten und 
Aufnahmegespräche („ich möchte nicht 
die punktuelle schriftliche Prüfung“) als 
Voraussetzung sollen die Elite frühzeitig 
an die Anforderungen für entsprechende 
Stellen gewöhnen, in der Oberstufe sind 
vier „Leistungsfacher“ Pflicht, Wieder­
holen einer Klasse ist ausgeschlossen. 
Die SPD-Landtagsfraktion hat ihre War­
nung vor den Auswirkungen auf das 
Schulsystem bekräftigt. — (evc)

Anträge des Ausländerbeirats 
werden ignoriert

Hannover. Den Antrag des Ausländer­
beirates, ihn über bevorstehende Ab­
schiebungen zu informieren, damit eine 
Beratung der Betroffenen erfolgen kann, 
hat die Verwaltung gar nicht erst weiter­
geleitet, mit der Begründung, er über­
schreite die Kompetenzen des Gre­
miums. Zum Antrag, für die Unterbrin­
gung und Betreuung von Flüchtlingen 
eine dezernatsübergreifende Arbeits­
gruppe zu bilden, befand der Sozialaus­
schuß, daß der Ausländerbeirat nicht das 
Recht habe, sich zu diesem Thema zu 
äußern. Der Ausländerbeirat protestier­
te mit einem Rundschreiben an Stadträte 
und Verwaltung. — (ree)

„Nicht wohnungsfähige 
Problemgruppen“

Hannover. Die Zahl der Wohnungslo­
sen wird in Niedersachsen auf 80000 ge­
schätzt, sogenannte Obdachlosenunter­
künfte gibt es für 1 600 Personen. Wäh­
rend die SPD immerhin im Februar mit 
der Einführung einer Zweckentfrem­
dungsverordnung in 18 zusätzlichen 
Städten die Umwandlung von Wohn­
raum in Gewerberaum verhindern will, 
sowie durch Belegrechte 19 Städten und 
drei Gemeinden die Möglichkeit gibt, 
durch Land und Bund subventionierte 
Wohnungen an Leute mit B-Schein zu 
vermieten, zielt die Politik der nieder­
sächsischen CDU in eine andere Rich­
tung. In demagogischer Weise (die Lan­
desregierung täte nichts, die CDU müs­
se nun die Obdachlosen vor dem Erfrie­
rungstod retten) nimmt sie sich des The­
mas an. Bei näherem Hinsehen handelt 
es sich um den Versuch, die Zunahme 
der Wohnungslosigkeit zu kanalisieren 
und zu kontrollieren: Erhöhter Einsatz 
von ,,haupt- und nebenamtlich tätigem 
Obdachlosen-Betreuungspersonal“ und 
„ein . . . abgestimmtes Konzept von 
Maßnahmen zur weitestgehenden Ver­
hinderung der Konzentration von Ob­
dachlosen in den städtischen Ballungs­
räumen“. (Antrag der CDU im nds. 
Landtag, 30.1.) Was diese Reaktionäre 
davon halten, den Leuten schlicht mit 
einer Wohnung zu helfen, wurde auf 
einer Fachtagung der CDU-Landtags­
fraktion am 26.2. deutlich. Dort sagte 
ein Vertreter des Verbandes Nieder­
sächsisch-Bremischer Wohnungsunter­
nehmen, Hauseigentümer seien ver­
pflichtet, an die Mietergemeinschaft zu 
denken, es gäbe auch „nicht wohnungs­
fähige Problemgruppen“. - (rec)

Essen. Bereits vor vier Jahren, drohte 
der Regierungspräsident als zuständige 
Aufsichtsbehörde dem Rat der Stadt Es­
sen mit der Einsetzung eines ..Sparkom­
missars“ nach der Gemeindeordnung. 
Damals, 1987, wies der Entwurf des 
Verwaltungshaushalts ein Defizit von 
150 Mio. DM aus. Drastische Haus­
haltskürzungen vor allem im Bereich der 
freiwilligen Sozialleistungen der Stadt 
waren die Folge. Der Haushalt wurde 
vom Regierungspräsidenten erst geneh­
migt, nachdem der Stadtrat ein „Konso­
lidierungskonzept“ beschloß, das einen 
Abbau der Defizite bis 1993 vorsah.

Nachdem in den folgenden Jahren — 
trotz Demonstrationen von bis zu 10000 
Leuten — weitere Kürzungen durchge­
setzt wurden, hat sich die Situation in 
diesem Jahr erneut zugespitzt. 52,4 
Mio. DM Defizit wies der Haushaltsent­
wurf 1991 im Oktober letzten Jahres 
aus, eine Summe, die gerade noch im 
Rahmen des Genehmigten lag. Seit Ende 
Dezember ist von einem zu erwartenden 
Defizit von insgesamt rund 110 Mio. 
DM die Rede. Prompt legte der Kämme­
rer ein Konzept vor, nach dem rund 30 
Mio. DM durch Erhöhungen von Ein­
nahmeansätzen hereingeholt werden 
sollen und weitere 30 Mio. DM durch 
Streichungen, die für viele soziale Ein­
richtungen das Aus bedeutet hätten.

Das zusätzliche Defizit hat nur teil­
weise örtliche Ursachen. So hatte der 
Kämmerer die Personalkosten mit einer 
Steigerungsrate von ganzen 3 % offen­
sichtlich bewußt zu niedrig angesetzt, 
gleichzeitig sind z.B. die Kosten für As­
bestsanierungen um ein Vielfaches ge­
stiegen. Ein größerer Teil des Defizits 
ist ein Ergebnis von Maßnahmen auf 
Landes- und Bundesebene, die zur Zen­
tralisierung von Geldern führen.

So sieht der von der Landesregierung 
vorgelegte Entwurf des Gemeindefman- 
zierungsgesetzes 1991 für die Stadt Es­
sen allein Mindereinnahmen von rund 
25 Mio. DM gegenüber dem Ansatz vor. 
Die Gewerbesteuerumlage wurde aus 
dem Finanzausgleich zwischen Land 
und Gemeinden herausgenommen und 
der Verteilungsschlüssel für die Zuwei­
sungen geändert. Hinzu kommen rund 
10 Mio. DM zusätzlich an den Land­
schaftsverband Rheinland.

Hinter diesen Maßnahmen der Lan­
desregierung steht wiederum eine Zen­
tralisierung von Geldern auf Bundesebe­
ne, nicht zuletzt für die als „Hilfsmaß­
nahmen“ getarnte Kolonisierung der 
ehemaligen DDR. Nach Angaben des 
Landesfinanzministers steuert das Land 
allein 1991 2,4 Mrd. DM zum Fonds 
„Deutsche Einheit“ bei. Die dafür nöti­
ge Verschuldung belastet den Landes­
haushalt in diesem Jahr mit 152 Mio 
DM. Hinzu kommen 70 Mio. DM für 
zusätzliches Personal für den Verwal­
tungsumbau vor allem im NRW-Part- 
nerland Brandenburg und 89,9 Mio. 
DM für weitere „Hilfen“ an die Länder 
der ehemaligen DDR. Durch die Neure­
gelung der Umsatzsteuerverteilung im 
Einigungsvertrag werden das Land und 
die Gemeinden in NRW 1991 außerdem

Bürgerentscheid soll Kongreßzentrum verhindern
Freiburg: Schwierigere Bedingungen als 1988/Grüne gehen teilweise auf Distanz

Freiburg. Die Bl gegen die KTS, unter­
stützt v. a. durch die Linke Liste/Frie­
densliste und die Grünen, versucht der­
zeit erneut, durch eine Unterschriften­
sammlung einen Bürgerentscheid gegen 
den von der Stadt und der Mehrheit des 
Gemeinderats beschlossenen Bau der 
Kultur- und Tagungsstätte durchzuset­
zen. 1988 hatten sich über 36000 Wahl­
berechtigte in einem von der BI initiier­
ten Bürgerentscheid gegen den Bau der 
KTS ausgesprochen. Damals war das 
durch die Gemeindeordnung vorge­
schriebene Quorum von 30 % der Wahl­
berechtigten, die an einem Bürgerent­
scheid teilnehmen müssen, knapp ver­
fehlt worden. Stadtverwaltung und 
Mehrheit des Gemeinderats beharrten 
dann auf dem Bau der KTS.

Das Projekt sollte damals mit Kosten 
von maximal 90 Mio. DM gebaut wer­
den. Inzwischen liegen die Kalkulatio­
nen der Stadt bei 133,8 Mio. DM; die 
jährlichen Folgekosten sollen 6-10 Mio. 
DM betragen. Hinzu kommen Kosten 
von ca. 15 Mio. DM für den notwendi­
gen Abriß eines Hotels sowie die Verla­
gerung von kleinen Gewerbebetrieben. 

rund 199 Mio. DM weniger einnehmen. 
Diese Kosten sollen vor allem auf die 
einfachen Leute abgewälzt werden. 
Während die meisten Straßenbauprojek­
te von der Streichliste des Kämmerers 
ebensowenig betroffen waren, wie die 
Gelder für das Technologiezentrum 
ETEC, die Messe und andere Einrich­
tungen der Wirtschaftsförderung, sollte 
im Jugend-, Sozial- und Kulturhaushalt 
quer Beet gestrichen werden. Kinderfe­
rienmaßnahmen, der „Freizeitpaß“ für 
arbeitslose Jugendliche, die Jugendbei­
hilfe des Stadtsportbundes, die Arbeit 
ausländischer Vereine und das Pro­
gramm „Arbeit statt Sozialhilfe“ waren 
ebenso in ihrer Existenz bedroht wie die 
alternative Kulturszene. Die Zuschüsse 
für die Theater und Philharmonie GmbH 
von allein 55,5 Mio. DM sollten völlig 
unangetastet bleiben — sie fließen zu ei­
nem großen Teil in das Aalto Theater, 
einen erst vor zwei Jahren fertiggestell­
ten Renommierbau für reichere Leute 
aus dem ganzen Ruhrgebiet.

Unter dem Eindruck von Protesten 
legte der Stadtrat die Streichliste des 
Kämmerers auf seiner Januar-Sitzung 
erst einmal auf Eis. Mit den Stimmen 
von SPD, Grünen und sogar der CDU 
setzte er eine vorläufige Haushaltsfüh­
rung entsprechend dem alten Entwurf 
ein. Dieser Beschluß wurde vom Ober­
stadtdirektor jedoch beanstandet und 
außer Kraft gesetzt, weil er keine 
Deckungsvorschläge enthielt. Der Käm­
merer führte den Haushalt daraufhin 
mehrere Wochen vorläufig auf Grundla­
ge seiner Streichliste.

Erst auf einer von den Grünen bean­
tragten Sonderratssitzung am 13.2. wur­
de dieser Zustand beendet. Von der 
SPD-Mehrheit wurden die meisten 
Haushaltsposten in die vorläufige Haus­
haltsführung wieder eingesetzt, stattdes­
sen wurden zahlreiche Haushaltsposten 
pauschal um 15 % gekürzt. Trotz aller 
Kritik an der Verwaltungsspitze er­
mächtigte die SPD-Mehrheit den Käm­
merer auch noch, falls notwendig wieder

Rund 1 000 Leute demonstrierten am 23.1. zur Ratssitzung, um gegen die Kürzungen 
im Sozialbereich zu protestieren. Aufgerufen hatten Arbeitskeis Jugend, der Auslän­
derbeirat, ÖTV und zahlreiche Vereine und Verbände. Weitere Aktionen sind geplant.

„Die KTS würde einen brutalen Eingriff 
in das Sedanquartier bedeuten“, 
schreibt die BI gegen die KTS in einem 
Flugblatt. »„Sanieren4 nennt das die 
Stadt. Aber wer saniert sich da? Preis­
werter Wohnraum wird umgewandelt in 
teure Appartements und Büros! Die 
Mieten werden steigen, wirtschaftlich 
Schwache werden verdrängt ... Die 
Altstadt platzt jetzt schon aus den Näh­
ten.“ Die KTS steht im Zusammenhang 
mit der v. a. von OB Böhme verfolgten 
Politik des Ausbaus Freiburgs zum 
Oberzentrum in Südbaden. In dieses 
Konzept gehören u.a. auch der vom 
Gemeinderat beschlossene vierspurige 
Ausbau der sog. Bahnhofsachse an KTS 
und Bahnhof vorbei sowie der völlige 
Neubau des Bahnhofs. Die Gegner der 
KTS weisen insbesondere darauf hin, 
daß durch die immensen Summen für 
diese Projekte notwendige öffentliche 
Investitionen v. a. im Wohnungsbau und 
in der Subventionierung des öffentlichen 
Nahverkehrs zur Verhinderung von dra­
stischen Fahrpreiserhöhungen verun­
möglicht werden. So beabsichtigt die 
Stadt offenbar nicht, die Gemeinnützig­

eigene Kürzungen vorzunehmen. Am 
20.3. soll der Haushalt endgültig verab­
schiedet werden. Bisher ist unklar, wie 
sich die jetzige Beschlußlage auswirkt 
und wie die Haushaltsdeckung erreicht 
werden soll. CDU und FDP nutzen die 
Gunst der Stunde und fordern weitere 
Privatisierungsmaßnahmen. Die Um­
wandlung des Amtes für Wirtschaftsför­
derung in eine GmbH mit Beteiligung 
der großen Essener Konzerne beschloß 
der Rat bereits im Januar. Jetzt schießen 
sich CDU und FDP auf die Müllabfuhr 
ein. Die Grünen treten weiter für die 
Rücknahme der meisten geplanten Kür­
zungen im sozialen Bereich ein und ver­
langen stattdessen die Erhöhung der 
Gewerbesteuer und die Kürzung der Zu­
schüsse für die Messe, das ETEC und 
das Theater.

Vor allem die ÖTV und alternative 
Projekte wollen weiter Widerstand or­
ganisieren. Am 14.3. findet eine außer­
ordentliche Personal Versammlung statt. 
Die Situation ist jedoch schwierig, weil 
die großen Wohlfahrtsverbände wie die 
Arbeiterwohlfahrt aus der Front gegen 
die Kürzungen ausgeschert sind. Die 
Rücknahme eines Teils der Kürzungen 
hat hier ebenso gewirkt wie der schein­
bare Zwang der Verhältnisse.

Vielleicht könnte es etwas helfen, ein 
paar Fakten über die Ursachen der Kür­
zungen zu verbreiten. Die Kritik am 
Ausbluten der Kommunen und an der 
Umverteilung des kommunalen Haus­
haltes zugunsten der Ausgaben für Kapi­
talisten muß gestärkt werden. Hier liegt 
eine Aufgabe gerade für die sozialisti­
schen Kräfte, die sich bisher aus der 
Auseinandersetzung weitgehend heraus­
gehalten haben. Dadurch würde zumin­
dest der Widerstand gegen die schon an­
gekündigte Fortsetzung des sozialen 
Kahlschlags im nächsten Jahr gestärkt. 
Quellenhinweis: Entwurf des Haushaltsplans 
der Stadt Essen 1991; „Streichliste“ des Stadt­
kämmerers; Landtagsprotokoll vom 14.12. 
1991; Interview mit den Grünen in „Lokalbe­
richte Essen“ Nr. 4/91 — (wof)

keit der Siedlungsgesellschaft freiwillig 
fortzuführen. Immense Mietsteigerun­
gen werden die Folge sein. Fahrpreiser­
höhungen sind bereits angekündigt.

Die Verhinderung der KTS wird 
schwierig. Die BI steht auf dem Stand­
punkt, daß die immense Kostensteige­
rung für die KTS sowie grundlegende 
Änderungen in der Planung selbst recht­
lich einen neuen Bürgerentscheid zulie­
ßen; die Stadt hat in einem Rechtsgut­
achten vertreten, daß dies nicht zulässig 
sei, weil es sich um dasselbe Projekt wie 
1988 handle und ein Bürgerentscheid 
erst drei Jahre nach Ablauf des letzten 
Bürgerentscheids möglich sei, also im 
August 1991. Der Antrag der Gemein­
derätin der Linken Liste/Friedensliste, 
Inge Tritz, der Gemeinderat solle selbst 
einen Bürgerentscheid beschließen, 
wurde mit großer Mehrheit abgelehnt. 
Zudem haben die Grünen erklärt, sie 
würden die Unterschriftensammlung 
zwar unterstützen, eine eventuelle Klage 
vor dem Verwaltungsgericht aber nicht. 
Bis zum 9.3. waren ca. 3-4000 von not­
wendigen 12000 Unterschriften gesam­
melt. - (ulb)
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„Überwältigte Vergangenheit“
Diskussionsbeitrag aus der Radikalen Linken München/Deutsche Intellektuelle: Der lange Marsch von einigen Achtundsechzigern zu Kriegstreibern

Der französische Philosoph A. Glucks­
mann und die ,,Liberation“ — die fran­
zösische „taz“ — waren in den achtziger 
Jahren die Schrittmacher des nationalen 
Konsenses in Frankreich. Etwas verspä­
tet tritt die Intelligenzmafia hier in die­
selbe Spur: Die Kriegshetzer von „taz“ 
und „Konkret“, die Enzensbergers, 
Biermanns, Wallrafs.

Glucksmann, auch ein früherer 68er, 
setzte Anfang der achtziger Jahre die 
Sowjetunion mit Nazi-Deutschland 
gleich und legitimierte so einen An­
griffskrieg gegenüber der Sowjetunion, 
durchaus auch fuhrbar mit Atomwaffen. 
So stellte er sich voll auf die Seite der 
USA, als es um die Stationierung der 
Atomraketen in der BRD ging, und fiel 
der Friedensbewgung hierzulande offen 
in den Rücken.

Damals forderte Caspar Weinberger 
„die letzte Schlacht, falls die Sowjet­
union nicht mit einem Winseln klein bei­
gibt“. Nun, die Sowjetunion hat diese 
letzte Schlacht nicht geschlagen und 
winselnd klein beigegeben. Insofern ist 
die Nato in der Tat „das erfolgreichste 
Militärbündnis aller Zeiten“.

Hierzulande gab es eine breite Frie­
densbewegung gegen die Atomraketen. 
Diese sind zwar aufgestellt und dann 
wieder abgeräumt worden — für den 
Preis, daß die Warschauer-Pakt-Staaten 
kapituliert haben, die Sowjetunion zu­
sammengebrochen ist und schließlich 
auch die DDR. Es ist leider eine Tat­
sache, daß immer größere Teile der 
Friedensbewegung der achtziger Jahre 
dem Druck der herrschenden Kreise 
nachgaben und für eine Aufhebung der 
Nachkriegsordnung von Jalta und eine 
Neuordnung Europas eintraten und da­
mit, ob sie es so meinten oder nicht, den 
Zielen des BRD-Imperialismus zuarbei­
teten. Schon damals wurde der Frie­
densbewegung massiv Antiamerikanis­
mus, Einseitigkeit und Appeasement 
vorgeworfen. Innenminister Zimmer­
mann forderte: „Wer gegen den Westen 
demonstriert, muß auch gegen den 
Osten demonstrieren.“ Und H. Geißlers 
infamer Ausspruch „Erst der Pazifismus 
hat Auschwitz ermöglicht“ machte die 
Kriegsgegner zu Kriegsschuldigen und 
Kriegstreibern.

Wir sehen, die Kriegstöne von Bier­
mann bis Konrad Weiß sind nicht neu. 
Neu ist nur, daß sie jetzt aus den „eige­
nen“ Reihen kommen. O-Ton Bier­
mann: „Damit wir uns richtig mißver­
stehen: ich bin für diesen Krieg am 
Golf“ Und K. Weiß bezeichnet die 
Massenbombardements gegen den Irak 
als so „etwas wie eine Zwangsabrü­
stung“. („AK“ 327) Die Personen, die 
Staaten sind beliebig austauschbar: Heu­
te ist Saddam der neue Hitler — Stalin 
paßt nicht so ins Konzept, weil er ja mit 
den USA als Alliierter gegen Hitler 
kämpfte — und das neue Reich des Bö­
sen hat die Sowjetunion freundlicher­
weise an den Irak weitergegeben. Es ist 
ein Trauerspiel, daß die Forderungen 
der Friedensbewegung („Auflösung der 
Militärblöcke von Nato und Warschauer 
Pakt!“) von der Geschichte einseitig 
eingelöst worden sind, die die Neuord­
nung Europas ganz in die Hände des 
neuen wiedervereinigten Deutschlands 
gibt und es so im Nachhinein zu dem 
späten, aber endgültigen Sieger des 
Zweiten Weltkriegs macht. Da hilft die 
späte Einsicht: Das haben wir so nicht 
gewollt, auch nichts mehr. Leider ist mit 
dem Zusammenbruch der Sowjetunion 
und der Auflösung des Warschauer 
Pakts nicht die Nato geschwächt, der 
Friede sicherer geworden. Ja, im Ge­
genteil, der Krieg ist wieder möglich, 
führbar und gewinnbar geworden. Die 
Message der achtziger Jahre: „victory is 
possible“ ist jetzt am Golf in tragischer 
Weise in Erfüllung gegangen. Führende 
intellektuelle Köpfe der Friedensbewe­
gung der achtziger Jahre haben somit — 
zumindest objektiv — das Spiel der Re­
aktion gespielt.

Der Historiker-Streit: 
Die Gleichung Hitler = Saddam 

wird vorbereitet
1985, vierzig Jahre nach der Zerschla­
gung des Hitlerfaschismus, findet es die 
BRD an der Zeit, endlich einen Schluß­
strich unter die NS-Vergangenheit zu 
ziehen. Kanzler Kohl besucht mit US- 
Präsident Reagan — die USA hat uns ja 
vom bösen Hitler befreit — die SS-Grä­
ber auf dem Soldatenfriedhof Bitburg: 
Die SS soll damit vor aller Welt rehabili­
tiert werden. An der Propagandafront 

wirken die Historiker M. Stürmer, 
Nolte, Hillgruber etc. an einer „wissen­
schaftlich fundierten“ Entsorgung des 
Hitlerfaschismus mit. (Besonders Ernst 
Nolte hatte sich in den sechziger und 
siebziger Jahren durch seine ausführli­
chen Faschismusstudien einen Namen 
gemacht. Jetzt aber wird völlig unhisto­
risch die Einmaligkeit industrieller Mas­
senvernichtung in KZs geleugnet, die 
„Vertreibung“ der Deutschen aus den 
Ostgebieten dagegen aufgerechnet und 
der Holocaust so relativiert: Hitlers 
gab’s und gibt’s viele auf der Welt, der 
Hitlerfaschismus ist keine Besonderheit 
des Dritten Reiches und Verbrechen 
gibt’s überall. Das sind die Vorgaben, 
die jetzt von der „linken“ Kriegsallianz 
aufgegriffen und — aktualisiert auf den 
„Satan“ Saddam — breit unters Volk 
getragen werden. Für Enzensberger 
„trifft es das Wesen der Sache, wenn von 
einem Saddam Hussein die Rede als 
eines Nachfolgers Hitlers ist“. Hitler 
und das NS-Regime werden x-beliebig, 
ein Hitler ist da, „wenn Völker ihn her­
beiwünschen“ (Enzensberger).

Von der Kampagne gegen 
Christa Wolf bis zur Verteufelung 

der Gesinnungsästhetik
Ging es im Historikerstreit vorrangig 
um die „Entsorgung“ der NS-Vergan­
genheit, so sollte jetzt exemplarisch an 
Christa Wolf das Fortschrittliche an der 
DDR-Kultur gebrandmarkt werden und 
so vom „Makel“ des Sozialismus „be­
freit“ werden.

Waren es in den siebziger Jahren noch 
herrschende Politiker wie F. J. Strauß, 
die zum Halali auf „Ratten und 
Schmeißfliegen“ bliesen, so hatten sie 
es nach der „Wende“ nicht mehr nötig: 
Ehemalige liberale bis linke Intellektu­
elle selbst übernahmen das Geschäft, 
traten die Nachfolge eines Glucksmann 
im Kulturbereich an und stachelten zur 
Hexenjagd gegen Christa Wolf und an­
dere DDR-Autorinnen und Autoren auf.

Spätestens ein halbes Jahr nach Öff­
nung der Mauer war es mit der Schonzeit 
für die DDR-Intellektuellen vorbei: Hat­
ten die Westmedien Christa Wolf, Ste­
fan Heym u.a. noch im Herbst 1989 als 
mit-bahnbrechend bei der sog. Revolu­
tion gefeiert, so markierte das Erschei­
nen von Christa Wolfs „Was bleibt“ die 
Wende. Christa Wolf, Inhaberin zahl­
reicher westdeutscher Preise und Aus­
zeichnungen, wurde plötzlich zur 
„Staatsdichterin“ der DDR erklärt, 
taugte als „Studie für einen autoritären 
Charakter“, sei im übrigen „weit über­
schätzt“ worden und eine „mäßige, wei­
nerliche Schriftstellerin“. Wären diese 
Anwürfe von einem Reich-Ranicki ge­
kommen, der in reaktionärer Macho- 
Manier Christa Wolf schon früher als 
„Ziege“ beschimpft hatte — niemand 
hätte es gewundert. Neu war, daß sich 
bei der Hexenjagd die Feuilletonisten 
von „Zeit“, „Spiegel“ und „Stern“ be­
sonders hervortaten. Konnte man über 

die Qualität eines Trabis noch geteilter 
Ansicht sein, war man es bis dato über 
die der DDR-Literatur nicht: Ob Christa 
Wolf oder Heiner Müller, ob Irmtraud 
Morgner oder Volker Braun — die 
DDR-Literatur hatte Weltruf. Auch von 
der Quantität her gab es in der DDR we­
sentlich mehr Autoren als in der Bundes­
republik — und vor allem Autorinnen. 
Nicht von ungefähr wählte man sich als 
Opfer Christa Wolf aus und schlug so 
drei Fliegen mit einer Klappe: Die be­
rühmte Schriftstellerin, die undogmati­
sche Sozialistin und die spätestens seit 
ihrem „Kassandra “-Roman auch femi­
nistisch engagierte Frau. Kein Stein 
durfte auf dem anderen bleiben in der 
DDR, mit Trabi und VEB mußten auch 
die Kulturschaffenden verschwinden.

Mit der Kampagne gegen Christa 
Wolf und andere Autorinnen sollte der 
Bevölkerung der DDR ihre historische 
und kulturelle Identität genommen, das 
geistige Rückgrat gebrochen werden. 
Bücher brannten tonnenweise. Nicht 
spektakulär, von markigen Sprüchen 
begleitet. Ganz unauffällig schlossen

Volks- und Betriebsbüchereien, wurde 
das Inventar auf Lastwagen geschafft 
und auf Mülldeponien verbrannt. Die 
Buchläden wechselten ihre Bestände 
aus, containerweise wurde die DDR-Li­
teratur eingestampft. Wer heute in Ost- 
berlin oder Leipzig ein in der DDR er­
schienenes Buch sucht, sucht eine Nadel 
im Heuhaufen der bunten, glitzernden 
Heyne- oder Goldmann-Titel.

Nicht nur die Literatur wurde zum 
Abschuß freigegeben. Es folgten die bil­
denden Künstlerinnen, die Schauspiele­
rinnen, die Filmschaffenden, die Kaba­
rettistinnen, die Journalistinnen, die 
Lektorinnen, die Wissenschaftlerinnen, 
das Universitätspersonal usw. usw. Das 
Johannes-R.-Becher-Institut, die einzige 
„Literaturschule“ der Welt, wurde ab­
gewickelt, sprich liquidiert, andere In­
stitute, Akademien usw. folgten und fol­
gen.

Aber die westdeutsche Journaille von 
„Zeit“ bis „Spiegel“ hatte immer noch 
nicht genug. Ehemalige Linksliberale 
wie Ulrich Greiner weiteten den Litera­
turstreit auch auf die Bundesrepublik 
aus. Das neue Stichwort: „Gesinnungs­
ästhetik“. Der Bannstrahl trifft seit neu­
estem die Nachkriegsliteratur der 
„Gruppe 47“, alle von Auschwitz oder 
der Atombombe, vom „heißen Herbst“ 
oder den Problemen der dritten Welt er­
schütterte Literatur. Gemeint sind Hein­
rich Böll ebenso wie Günther Grass, 
Luise Rinser ebenso wie Elfriede Jeli­
nek. Greiner: Die Gesinnungsästhetik 
ist ein „grandioses Mißverständnis. 
Vierzig Jahre haben wir gebraucht, das 
zu begreifen.“ Und: „Die Literaturen 
der DDR und der Bundesrepublik sind 
zum Rückblick freigegeben“ Meint er 
,,Rückblick“ — oder „Abschuß“? Der 
Historikerstreit der achtziger Jahre fin­
det im Literaturstreit der neunziger Jah­
re seine Fortsetzung. Über Auschwitz 

darf nicht mehr getrauert werden und 
auch nicht über die Unfähigkeit zu trau­
ern. So wundert es nicht, daß Emst Jün­
ger sowohl beim Historiker- wie beim 
Literaturstreit eine wichtige Rolle spielt. 
Derselbe Frank Schirrmacher, der sich 
in der „FAZ“ durch seine verleumderi­
schen Eskapaden gegen Christa Wolf 
hervortat, monierte, daß sich die Ableh­
nung seines Lieblings Emst Jünger 
„moralisch und politisch gebärdet“. Er 
scheint sich ein Lesepublikum zu wün­
schen, daß sich bei pathetischen Schilde­
rungen von blutrünstigen Schlachten 
weder moralisch noch politisch empört, 
sondern sich an einem Begriff wie „blit­
zende Klingen“ ergötzt, weil er mit sei­
nen „i“s und „n“s so melodisch-ästhe­
tisch schwingt.

Die Intellektuellenhetze findet inzwi­
schen längst nicht mehr nur in den Feuil­
letons von „Zeit“ und „FAZ“ statt. 
Zum 9. November 1990 brachte die zum 
Springerkonzem gehörende Berliner 
Boulevardzeitung „BZ“ in ganzseitiger 
greller Aufmachung: „Deutschlands In­
tellektuelle stehen in der Ecke ... Sie 

beklagen den Untergang der DDR, von 
der sie so verhätschelt wurden. Sie 
rümpfen die Nase über das Volk, das 
sich auch von ihnen befreite.“ „Befrei­
ung“ des „Volkes“ von Intellektuellen 
— es läuft einem kalt den Rücken hin­
unter.

Aber: Noch gibt es sie, die Schriftstel­
ler wie Günther Grass und Walter Jens, 
die Christa Wolf vehement gegen die 
Angriffe verteidigten. Noch gibt es sie, 
die aufrichtigen Journalisten, die sich 
über die „Gesinnungsästhetik“-Lamen- 
tos empören. Nur: Sie schreiben nicht 
etwa in der „taz“ oder in „Konkret“, 
sondern in ganz bürgerlichen Zeitungen 
wie „Frankfurter Rundschau“ oder 
„Süddeutsche Zeitung“.

Die Kriegsallianz 
der „Linksintelligenz“

Egal, aus welchen Gründen auch immer 
Hunderttausende in der BRD und DDR 
gegen den Krieg auf die Straße gingen — 
aus Betroffenheit, Angst, Wut oder 
Haß —, es gab einen gemeinsamen Nen­
ner: Ein Gewaltakt wie die Besetzung 
Kuweits rechtfertigt keinen noch größe­
ren Gewaltakt — geschweige denn einen 
Vernichtungskrieg gegen den Irak. Die 
Verurteilung der US-Aggression, die 
Verurteilung des Kriegs als solchen, 
seine Beendigung mit dem Rückzug aller 
Truppen waren die allgemeinen Forde­
rungen. Die Demos waren im Vergleich 
zu Frankreich oder gar Großbritannien 
machtvoll und angesichts des desolaten 
Zustands der Linken eher überraschend. 
Dann setzte eine ungeheuer massive 
Presse- und TV-Medienschlacht ein. die 
an Desorientierung und Desinformation 
kaum übertroffen werden konnte. Der 
öffentlichen Verurteilungskampagne, 
die von Vorwürfen des Antiamerikanis­
mus. des Antisemitismus, des Appease­
ments bis zu Kriegstreiberei reichten.

konnte die Friedensbewegung arf 
Schnelle wenig entgegensetzen. Das 
„in der öffentlichen Meinung einen L 
schwung bewirkt, wie man ihn drun^ 
scher und schneller selten erlebt ha 
konstatiert die „FAZ“ vom 31.1. Gr 
de in der spontan entstandenen Schek 
bewegung mußte der Vorwurf, zur V 
nichtung Israels auf die Straße zu gehe 
schockierend wirken. Sind doch gers 
Jugendliche in Sachen NS-Vergaß 
heit, Holocaust, Neo-Nazi besonder 
sensibilisiert. Es ist kein Zufall, daiL 
den Montagsdemos Pärolen wie „US/ 
— Internationale Vöikermordzentrak 
immer seltener wurden.

Auch in der altlinken Szene verxx 
ben sich unmerklich die Schwerpuni 
Die logistische und moralisch-prop. 
gandistische Unterstützung der US/, 
durch die BRD rückte in den Hink 
gründ. Während zu Beginn des Knei, 
noch Blockadeaktionen wie z.B. k 
Bremerhaven stattfanden, ließen st 
schnell nach — nur in Österreich wurde 
noch die Gleise blockiert. Es ist imiK 
richtig zu sagen: Der Hauptfeind siet 
im eigenen Land, deutsche Truppen raus 
aus der Türkei, aber man sollte nicht un­
ter den Tisch fallen lassen, daß die USA 
kein Papiertiger sind und daß die«: 
Krieg zuallererst ein US-Krieg um dx 
absolute Vormacht in der Weit ist. Da. 
die andere Akzentuierung auch den; 
massiven Druck der öffentlichen Mei 
nung geschuldet ist, ist zumindest nkzhi 
auszuschließen.

„Cultura pacifoide“
Sozi-Chef Benito Craxi bringt es auf den 
Punkt: Er stempelt den Pazifismus zur 
„Cultura pacifoide,,. Die Assoziation 
zu faschistoid soll vollzogen werden 
Rechts = links, faschistisch = antik 
schistisch . . . Hier wird die Gleichset 
zung Hitler = Saddam, das Israelsyn 
drom, Appeasement und der Pazifis 
mus, der erst Auschwitz ermöglicht hat. 
griffig demagogisch zu einem Schlag 
wort zusammengefaßt. Denn, so die As­
soziationskette: Wer gegen die USA ist. 
die einen gerechten, ja antiimperialisti 
sehen Kampf gegen den größten Welt 
diktator führt, der Israel zu vernichten 
droht, der ist kein Antiimperialist, der 
ist ein Faschist. Wie ist die „Linke“ auf 
den Hund gekommen? Nach diesem 
Strickmuster, das in den achtziger Jah 
ren von H. Geißler vorgegeben wurde 
stricken die Enzensbergers, die Bier 
manns und und und.

„Nicht der Pazifismus, sondern dü\ 
Bekenntnis zum Krieg fällt auf', konsü 
tiert Gunther Hofmann in der „Zeit 
und er fährt fort: „In dieser Kontrovers 
an der Heimatfront fällt auf in welcher. 
Maße ein Teil der Intellektuellen die Po 
sitionen gewechselt hat. Sie sind es, die 
erregter als die ,FAZ' den ,Friedensjun 
damentalismus ‘ geißeln oder die ,pnnzi 
pienstarke Friedfertigkeit unserer Mei­
nungsmacher'. Sie enttarnen lauter ai 
die Regierenden den .Antiamerikanh 
mus' und den .Pazifismus der App<. 
ser'. Der .Hauptfeind', zürnt der Kahn 
rettist Matthias Beltz, seien .die Gi 
fühlsduselei und die Angstliebe im eigt 
nen Land '. Statt der Pazifisten sind di: 
bekennenden Bellizisten zum eigentu.^. 
chen Phänomen in der deutschen Debc 
te geworden.“ („Zeit“, 15.2.91)

Der „hilflose Pazifismus“, die Ker 
zen und weißen Tücher sind nicht mef 
gefragt. Gefragt, gefördert ist 
nähme, Bekennertum, Einsatz, äbt- 
nicht für den Frieden, sondern ft 
Mord, Totschlag und Krieg. Selbst e 
so Besonnener wie G. Wallraf bf 
nicht abseits stehen und schwingt sx 
auf zum Rächer für Bagdad, ist für de 
Tyrannenmord, aber nicht an Bush, w 
dem an Obersatan Saddam. „Es hont 
Wege gefunden werden müssen. Sothk 
zu beseitigen. “ Sollte er das lieber nx“ 
dem CIA überlassen??

Der Männlichkeitswahn
Wenn Krieg wieder führbar, wer 
„Victory is possible“. dann muß » 
an der Heimatfront moralisch M 
Kriegseinsatz aufgerüstet wenden. O 
ses schmutzige Geschäft zur Verführt 
Jugendlicher zum Heldentod und zb R 
triotismus besorgen die abgehalfw* 
Typen und Machos aus der Literar 
zunft. Stramm sein. Krieg>berei(sd^ 
gehört auf die Tagesordnung gesetzt P 
lamentiert die „FAZ“. „Ist die Bw 
wehr einsatzfähig? Muß sie damit m 
nen. daß ihre Soldaten in hellen Scher
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Jawnlaufen. sobald die Nato den Bünd- 
rßfell feststellt ?“

Nein. Biermann. Enzensberger und 
Co. werden schon dafür sorgen, daß es 
rächt so weit kommt. Der Männlich- 
• Citswahn trimphiert. Alles was nicht 
männlich ist, ist feig, schlaff. Die 
Schlappschwänze, die Softies, die Spät- 
nippies, die Angsthaber, die Drückeber­
ger, die Verweigerer sind die Zielschei­
be des Spotts solcher Typen wie Bier- 
ißann oder Bohrt. Entwürdigend werden 
Gefühle wie Angst, Trauer, Friedenslie­
be — mag sie noch so naiv sein — in den 
Dreck gezogen: „Der Sadismus pieps- 
mmmiger Erzieherinnen, Lehrerinnen 
imd Mütter ..(,,Obermacho,, W. 
fahrt in ..Konkret“) Man fühlt sich in 
das „Slahigewitter“ eines E. Jünger ver­
setzt.

Dulce et decorum est 
pro patriam moriri

Süß ist es, fürs Vaterland zu sterben, das 
soll in die Hirne rein. Diesmal noch 
nicht für Deutschland, aber für Israel 
gegen den Satan aller Satane. (Sollen 
doch die Enzensbergers ihren Kopf im 
Wüstensturm selber hinhalten, für einen 
Krieg, den Shamir als einen ,,Krieg de 
luxe“ für Israel bezeichnet!) Da sich die 
?>RD selbst aus imperialen Gründen bei 
diesem Krieg zurückgehalten hat, kann 
die Mobilmachung in den Hirnen nur ein 
Probelauf für zukünftige Kriege sein, 
dann nämlich, wenn der Ruf ,,Germans 
io the front“ vom Kanzler persönlich 
kommt. Die BRD hätte ja jetzt keinen 
Grund gehabt, so den „hilflosen“ Pazi­
fismus zu attackieren, wenn sie nicht 
demnächst eine cultura bellica braucht. 
Sie hätte ja sehr wohl die Friedensbewe­
gung instrumentalisieren können, um 
ihre bedeckte Haltung im Golfkrieg ge­
genüber dem Ausland zu recht fertigen. 
Die coole Haltung vom Kohl: „Werden 
Krieg anföngt, der muß auch sehen, was 
dabei herauskommt“ („Zeit“, Nr. 
8. 91) steht im komischen Widerspruch 
zur Kriegsallianz ehemaliger Linker, 
jetziger Umfaller und Frontwechsler.

„Der Chor, dessen Stimmen sich so 
auffallend ähneln, ist inzwischen aber 
sehr groß. Enzensberger zählt dazu und 
^blfram Schütte, Cora Stephan und Ul­
rich Beck, Detlef Clausen und Jörg Frie­
drich, Klaus Hartung und Udo Knapp, 
Claus Leggewi e und Micha Brumlik, 
Matthias Beltz, Albert Sei Ine r und Hans- 
Ulrich Klose. Täglich werden es mehr. 
(Z.B. „Konkret“, d. Verf.) Dabei sind 
die nicht mitgerechnet, die im Namen ih­
rer Historikerzunft Solidaritätsadressen 
gegenüber Israel ab geben und daran er­
innern, daß Amerika auch Hitler- 
Deutschland befreit habe. Dazu gehören

Berichte zum Abonnieren — zum Kennenlemen

Hiermit bestelle ich ... Stück pro 
Ausgabe der Politischen Berichte 
(Zutreffendes bitte ankreuzen)

o 6 Ausgaben für 10 Mark 
(beilegen) zum Kennenlernen.

o im Jahresabonnement
(52.- DM bei Einzelabo).

o im Halbjahresabonnement 
(26.— DM bei Einzelabo).

o Zahle nach Rechnungserhaft. ................................................................
(Bank Unterschrift)

öwendtn an: GNN, Zülpicher Str. 7, 5000 Köln 1 oder regionale Bestelladresse e»i

Fritz Fischer und Eberhard Jäckel, 
Karl-Dietrich Bracher und Hans 
Mommsen, Hans-Ulrich Wehlerund 140 
andere Hochschullehrer.“ (G. Hof­
mann, s.o.) Die Anklageliste ist lang.

Der Antiimperialismus 
auf der Anklagebank

Jetzt, nach dem Sieg des Westens über 
das SU-Reich, dem Sieg über Nikaragua 
und jetzt nach dem Triumph über die 
arabische Welt darf es keine Nische 
mehr für den Kampf gegen den Imperia­
lismus weltweit geben. Die Hegemonie 
des weißen Mannes, des weißen We­
stens über die restliche Welt muß total 
sein. Ph. Reemtsma räsonnierte bereits 
im Dezemberheft der „Konkret“: 
„Nehmen wir die Vorbereitungen der 
USA zu einem Krieg am Golf. Eine impe­
rialistische Aggression? Sicherlich. Wä­
re also die Parole: Amis raus aus Saudi- 
arabien! ... An der Parole ist unbehag­
lich, daß man nicht recht weiß, was man 
— abgesehen davon, daß es nicht zum 
Krieg kommen möge — den Einwohnern 
der betreffenden Region wünschen 
möchte: von den USA oder von Saddam 
dominiert zu werden. Ich persönlich zö­
ge .. . die erste Möglichkeit vor . . . Die 
Wirklichkeit macht uns kein überzeugen­
des Angebot, Bush oder Saddam zum 
,Guten1 zu erklären.“ Wenn man auch 
nicht für Saddam ist, kann man doch ru­
higen Gewissens gegen Bush sein — 
sollte man meinen. Aber weit gefehlt! 
Angelika Prömm trifft ins Schwarze, 
wenn sie in der „SoZ“ schreibt: „Muß 
denn das Gute Voraussetzung sein, sich 
nicht auf die Seite der Verbrecher zustel­
len. Es scheint enorme Schwierigkeiten 
zu machen, gegen das eine und trotzdem 
nicht für das andere zu sein.“ Für die 
Leute vom Sozialistischen Forum Frei­
bürg ist das sicher Wischi-Waschi; kla­
res Bekenntnis und Bündnistreue zur 
USA sind jetzt gefordert. „Die Interes­
sen der USA und ihrer Verbündeten mö­
gen daher so imperialistisch sein, wie sie 
auf jeden Fall sind — solange und inso­
weit diese Interessen die Verteidigung 
Israels gegen die Angriffe mit deutschem 
Giftgas bedeuten, stehen sie außerhalb 
jeder Kritik.“ (Soz. Forum Freiburg)

Ein Rechtfertigungsgrund für einen 
Krieg findet sich allemal. 1914 diente 
der Sozialdemokratie das Despotentum 
des Zaren als Eintrittskarte für den Krieg 
des Kaisers. „Spätestens mit den Rake- 
tenangrijfen auf Israel bedeutete die 
Einstellung der Kampfhandlungen 
durch die Verbündeten, Hussein die 
Möglichkeit zum Abschuß seiner Rake­
ten auf Israel einzuräumen. Das liefe auf 
Beihilfe zum Völkermord hinaus.“ (Th.
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Voss, in „links“ 2/91) Daß derweil der 
Völkermord am irakischen Volk mit ak­
tiver Hilfe der BRD tatsächlich wütet, 
was interessiert das einen weißen rassi­
stischen Vaterlandsverteidiger? Im letz­
ten „AK“, der übrigens ausführlich ge­
gen die neuen Bellizisten zu Felde zieht, 
titelt ein Ulrich K.: „Antiimperialismus 
als Feind des Internationalismus ... 
Noch einige Zeit wird die Bearbeitung 
der größten Dummheit des alten Antiim­
perialismus brauchen. Das Denken und 
Agieren im Widerspruch zwischen Impe­
rialismus und Volk nach dem Motto: Der 
US-Imperialismus ist der Hauptfeind der 
Völker.“ Wie weit ist dann noch der 
Schritt zu Enzensbergers Infamie: 
Schuld an Hitler und seinen Wiedergän- 
gem hat die „Todessehnsucht der Mas­
sen“? „Wenn Saddam zugleich Hitler 
ist und die Massen so lodessehnsüchtig 
sind wie er, wann wird da ein Atom­
schlag legitim ? Die alles entscheidende 
Frage, hat kürzlich einmal die kleine 
,taz‘ geschrieben, die bisher von den 
deutschen Denkern unbeantwortet sei, 
laute, ob man ,Auschwitz mit Hiroshima 
verhindern könnne.“ (Hofmann, s.o.) 
War nicht der Schwur von Buchenwald: 
Nie wieder Krieg von deutschem Boden 
und nicht: Beihilfe zum Völkermord von 
eben diesem Boden? Soll jetzt nicht viel­
mehr, da Kriege von nun an als „Busi­
ness as usual“ gehandelt werden, die 
Hemmschwelle auch zu einem Atom­
waffenersteinsatz heruntergesetzt und 
das gerade mit der Vernichtung des jüdi­
schen Volkes durch den deutschen Fa­
schismus gerechtfertigt werden? Es gibt 
keinen Bezugsrahmen, keinen Fixpunkt 
mehr, die Umwertung aller Werte in der 
Perversion des Denkens mündet in Un­
tergangswünschen westlicher Zivilisa­
tion.

Es ist sicher nicht zu leugnen, daß sich 
hier bei vielen früher fortschrittlichen 
Intellektuellen eine Wende vollzogen 
hat. Diese Wende gäbe es ja nicht, wenn 
Enzensberger, Gremliza, Biermann 
immer solche reaktionären Positionen 
bezogen hätten. Für uns Linke gäbe es 
dann auch nicht soviel Aufhebens. Si­
cher, bei Enzensberger hat sich diese 
Wende schon früher angebahnt. Aber er 
war 1961 gegen den Algerienkrieg und 
verteidigte später Cuba. „Der algeri­
sche Krieg wird in unserem Namen ge­
führt, er wird geführt mit den Truppen 
der Nato . .. Wir sind die Komplizen, 
. . . wir sind die Henkersknechte, die 
Bombenwerfer, (aus Desert! Nr. 4)

Aus Mangel an Erkenntnissen sind die 
neuen Bellizisten sicher nicht übergetre­
ten. Eher aus dem Gefühl: Bei der Lin­
ken ist nichts mehr zu holen, da ist der 
Ofen aus, also schlagen wir uns auf die 
Seite der Sieger. Dabei sein ist alles. 
„Ein Fürst braucht nur zu siegen und 
seine Herrschaft zu behaupten, so wer­
den die Mittel dazu stets ehrenvoll gelten 
und von jedem gepriesen werden.“ 
(Machiavelli, „II Principe“, 1513) Also 
schön lobhudeln nach Biermanns eige­
nem Song von 1971, der jetzt für ihn sel­
ber gilt. „Ich kenn die Welt, ich weiß Be­
scheid. Voran kommst du in dieser Zeit 
nur rückwärts kriechend auf dem 
Bauch.“ („SoZ“ Nr. 4/91)

„Raketenangriffe sind 
Konsequenz der Politik Israels“ 
Wie die jüngste Geschichte anhand von 
Jugoslawien und der Sowjetunion de­
monstrativ zeigt: Staaten kommen, Staa­
ten vergehen. Vor Zusammenbruch und 
Auflösung in einen buntscheckigen Hau­
fen ist niemand gefeit. Auch die DDR 
war es leider nicht. Die SU mit all ihrer 
Wäffenherrlichkeit und ihrem atomaren 

Abschreckungspotential konnte auf die 
Dauer den stärkeren Bataillonen der 
Nato nicht standhalten. Wer nur auf die 
militärische Stärke setzt, der setzt aufs 
falsche Pferd. Die USA hat zwar jetzt 
einen triumphalen militärischen Sieg er­
rungen, aber ob sie ihn gleichermaßen in 
politische Münze und Einfluß in der Re­
gion umsetzen kann, bleibt mehr als 
fraglich. Dasselbe gilt für Israel, dessen 
Existenzrecht niemand ernsthaft in Fra­
ge stellt. Wenn, wie es den Anschein 
hat, Israel die Gunst der Stunde nutzt 
und noch mehr aufrüstet, sich gegenüber 
jeglichen Konzessionen stur und taub 
verhält, dann bedroht Israel die Region 
und nicht umgekehrt. Und das erzeugt 
Haß und böses Blut, und nur mit Repres­
sionen und Vertreibungen kann auch Is­
rael als Staat nicht in Frieden mit seinen 
Nachbarn leben. Israel hat bis jetzt allein 
auf die militärische Stärke gesetzt und 
wär auch allein in der Lage gewesen, 
den Saddam hinwegzupusten. Der 
Sechs-Tage-Krieg und der Yom-Kippur- 
Krieg beweisen das. Das ist eigentlich 
allgemein bekannt, auch den gewende­
ten Bellizisten. Und von wegen Bedro­
hung seitens des Irak: Hat nicht da die is­
raelische Regierung ihr Volk als Geisel 
benutzt, um die eigene Kriegstreiberei 
zu bemänteln? Wieso hat denn Saddam 
überhaupt die palästinensische Karte 
spielen können ? Nur ein winziges Signal 
eines Entgegenkommens gegenüber den 
drangsalierten Palästinenser hätte ge­
nügt, um den Schulterschluß mit Sad­
dam Zusammenstürzen zu lassen. Aber 
das wollte Israel nicht, und das wollten 
die USA erst recht nicht. Ihr Ziel war 
und ist die Liquidierung des Saddamre- 
gimes, und aus Machtinteresse heraus, 
in der Hoffnung, zur bevorzugten Hege­
monialrolle im Nahosten aufzusteigen 
zu können, hat sich Israel an die USA 
drangehängt. Warum machen die ge­
wendeten Bellizisten keinen Unter­
schied zwischen Staat und Volk? (Wall­
raf z. B. tat das früher immer sehr gut.) 
Özal hat doch auch nur bei dem Krieg 
mitgemacht, weil er sich davon mehr 
Macht und Einfluß verspricht. Das tür­
kische Volk war damit gar nicht so ein­
verstanden. Warum gilt diese Unter­
scheidung bei Israel plötzlich nicht 
mehr? Und ist die Forderung an Israel, 
atomar abzurüsten, nicht mehr frieden­
schaffend, vertrauensbildend, kurzum 
im Interesse der Völker, und auch im In­
teresse des eigenen, des israelischen 
Volkes? Und seit wann, liebe KB-Min­
derheit, die sich so wacker im Kampf 
gegen ein neues Großdeutschland ge­
stellt hat, sind Patriotraketen reine Ver­
teidigungswaffen, die Israel unbedingt 
braucht? Geht bei euch auch der Gaul 
durch?

Warum mußte Ströbele zu Kreuze 
kriechen, nachdem er es gewagt hatte, in 
diesem kriegerisch aufgeheizten Klima 
einige Wahrheiten über Israel zu sagen? 
„Ich muß Israel vorwerfen, daß es eine 
Politik getrieben hat, schon zur Zeit des 
Embargos, wo Israel klar gesagt hat, 
daß es auf eine kriegerische Lösung 
setzt.“

Wie wohltuend in diesem Kriegsge­
heul ist da das Wort des Bischofs aus 
Limburg, der bezweifelt, das es gerech­
te Kriege gibt. „So schreckliche Mittel 
sind auch für gute Zwecke unverhältnis­
mäßig. “ In der Tat, man kann sagen, der 
Anlaß für diesen Krieg steht in keinem 
Verhältnis zu seinen Folgen. Es ist 
schon traurig, daß ein antimperialisti- 
scher Artikel mit dem Wort eines Bi­
schofs enden muß.

— (wih, chh, Radikale Linke München, Bilder: 
af/mz)
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Neuere Filme im Kino

Aus: „Zeit des Erwachens“

Als Vorlage für das Drehbuch 
des Films hat der gleichnamige 
Roman „Erfolg“ von Lion 
Feuchtwangcr gedient, der einen 
historischen Vorgang schildert. 
Der Film entstand in Koproduk­
tion mit dem Bayerischen Rund­
funk. Er bemüht sich nicht um 
detailgetreue Wiedergabe des 
Romaos, was kaum möglich wä­
re, sondern stellt einen Aspekt 
des Romans dar. Auf der Strecke 
bleibt weitgehend die Schilde­
rung der materiellen Lebensum­
stände der Handelnden.

In distanzierten Bildern wird 
die Geschichte des Museumdi­
rektors Martin Krüger erzählt, 
der glaubt, im München der 
zwanziger Jahre den konservati­
ven Katholizismus ungestraft 
provozieren zu können. Krüger 
erwirbt ein modernes Aktgemäl­
de und läßt es in der Pinakothek 
aufhängen, er verläßt sich dar­
auf, daß er einen unkündbaren 
Vertrag hat. Doch der Freigeist

„Erfolg“: gegen Rechtsbeugung
wird durch eine reaktionär-fa­
schistische Intrige ins Gefängnis 
gebracht. Ein meineidiger Taxi­
fahrer beschwört unter dem 
Druck des Konzessionsentzugs 
wegen Trunkenheit und Rauferei 
ein Liebesverhältnis, das nicht 
besteht. Das Gericht mißachtet 
die Aussage von Krügers tat­
sächlicher Freundin und verur­
teilt ihn zu drei Jahren Gefäng­
nis. Im Gefängnis wird er von 
Direktor und Arzt schikaniert, 
sie versuchen, ihn in die Resi­
gnation zu treiben und jeden Wil­
len des Gefangenen zu brechen. 
Seine Freundin heiratet ihn und 
bemüht sich, mit Hilfe eines be­
kannten Schriftstellers die Auf­
hebung des Urteils zu erreichen, 
kann jedoch nur seine Begnadi­
gung durchsetzen, obwohl der 
Meineid des Taxisfahrers inzwi­
schen öffentlich bekannt ist. 
Doch Krüger stirbt noch im Ge­
fängnis, nachdem der Gefäng- 
nisarzt seine Herzerkrankung im

wesentlichen ohne Behr 
gelassen hat.

Was zu Beginn des Ffe.
Versuch erscheint, mit HilL 
Falschaussagen einen fahr 
zu brechen, entpuppt sicn 
und mehr als Verstnckung 
schiedener Mitglieder der 
rischen Staatsregierung y 
Vorbereitungen der NSDAP. 
Putsch von 1926 die Retii 
zu übernehmen, und die Bc 
bungen. alle Leute, die sich, 
entgegensetzen. kaltziwt. 
oder aus dem Dienst zu «tv 
nen. Zwar scheitert & 
Putsch, doch die spätere M. 
ergreifung der Nazis wind r?. 
verhindert. Deutlich arbeite! 
Film heraus, daß mit Rechte 
gung und der Verletzung buri,- 
lich-rechtlicher Normen 
Weg für die faschistncr 
Machtergreifung geebnet wiirc 
— und zwar im engen Büner 
mit konservativ-christlichen R 
litikern. — (uld)

„NON“, Portugal 1990 Ein Film über Eliteschulen: „Der Club der toten Dichter“
Auf einem Militärlaster irgend­
wo in den Weiten des afrikani­
schen Busches diskutieren por­
tugiesische Kolonialsoldaten 
über den Sinn und Unsinn ihrer 
militärischen Aktion. Die Mei­
nungen der Soldaten schwanken 
zwischen patriotischer Pflichter­
füllung, Männcrtum und Zivili- 
sierung der Afrikaner auf der 
einen Seite und der Demaskie­
rung dieser nationalistischen und 
kolonialistischen Phrasen auf der 
anderen Seite. Der Truppführer, 
ein Intellektueller, versucht nun 
im Laufe des Films, an Ereignis­
sen der portugiesischen Ge­
schichte die Zwecklosigkeit des 
historischen Ablaufs zu erklä­
ren. Angefangen bei dem Wider­
standskampf der Lusitaner, der 
portugiesischen Vorfahren, ge­
gen die römischen Besatzung, 
bis zu der ,,Drcikönigsschlacht“ 
von Alcazarquivir am 4.8.1578 
in Marokko, die den Traum des 
verrückten Königs Sebastian von 
einem 5. Weltreichs begründen 
sollte, wird die portugiesische 
Geschichte als ein Ablauf von 
Schlachten, Eroberungen und 
Niederlagen beschrieben.

Im Wechsel zwischen der Er­
zählung und der filmischen Dar­
stellung wird deutlich, daß die

„Der mit dem Wolf tanzt
In dem für zwölf Oscars nomi­
nierten Film geht es um einen 
Leutnant der US-Armee, der — 
auf sich allein gestellt und auf 
einem sinnlosen Posten abkom­
mandiert — bei einem benach­
barten Sioux-Stamm Freunde 
und natürlich eine Frau findet, 
sich schließlich von seiner Funk­
tion und seinem Platz in der wei­
ßen Gesellschaft entfremdet und 
stattdessen in die Gesellschaft 
der Indianer aufgenommen wird.

Der Film zeichnet sich vor al­
lem durch gute und realistische 
Filmaufnahmen aus, und obwohl 
die Handlung an sich relativ ein­
fach und vorhersehbar verläuft, 
kann er in dem Zuschauer Ge­
fühle auslösen. Geschildert wird 
das Leben der Ureinwohner in 
der nordamerikanischen Prärie, 
der Zuschauer kann sich in das 
Leben der dort ansässigen India­
ner hineinversetzen. Die Hinein­
versetzung des Zuschauers ist 
dann so groß, daß er das Töten 
von US-Kavallerie-Soldaten 
nicht mehr als Morden empfin­
det, sondern als gerechte Selbst­
verteidigung — trotz der nicht 
beschönigenden Szenen. Der 
Zuschauer nimmt Partei für die 
Ureinwohner. Dies ist gewiß ein 
Verdienst des Films, auch wenn 
die Zeiten, in der die Indianer le­
diglich als blutdürstige „Wilde“ 
gezeigt werden, bereits seit eini­
ger Zeit vorbei sind. Der Film 
zeigt deutlich, von wem die Ge­
walt wirklich ausging. Es wird 
das Leben der nordamerikani­

portugiesische Geschichte eine 
rein koloniale Eroberungsge­
schichte war, egal ob sich die 
Truppen in fernen Gewässern 
oder im Kampf gegen spanische 
Truppen um die Vorherrschaft 
auf der iberischen Halbinsel be­
fanden. Aber der Film bleibt auf 
der Ebene der ideologischen Er­
klärung stehen. Der Regisseur 
Manoel de Oliveiras versucht, 
alle Träume vom portugiesi­
schen Weltreich als traumatische 
Fehlgeburten zu interpretieren, 
als das sinnlose Unterfangen ir­
gendwelcher verrückten Herr­
scher. An keiner Stelle ist von 
wirklichen Interessen und Trieb­
kräften der portugiesischen Ex­
pansion die Rede. An keiner 
Stelle erfährt man, wer ein Inter­
esse an der kolonialen Expansion 
hatte. Was ’rüber kommt, ist 
letztlich nichts anderes, als daß 
es ein Streben der Herrschenden 
nach imperialer Macht gibt und 
deren klägliches Scheitern. Der 
einfache Soldat ist nur ein Ele­
ment im Spiel der Herrschenden 
und letztlich immer der Dumme. 
Aber das ist ein zu schwächliches 
Fazit des Films, und das ist scha­
de, weil die portugiesische Ge­
schichte da mehr an Erkenntnis­
sen bringen könnte. — (hav) 

schen Indianer gezeigt, bevor sie 
in dem hoffnungslosen Kampf 
gegen die US-Gesellschaft der 
Weißen unterlagen. Er zeichnet 
ein positives Bild der Indianer, 
allerdings überwiegend auf der 
Gefühlsebene aufgebaut. Über 
die Grundlagen für das Denken 
der Indianer, ihre Philosophie, 
den Aufbau ihrer Gesellschafts­
ordnung gab es schon bessere 
Filme, darüber täuscht der über­
schwengliche Presserummel 
hinweg.

Auch über die Grundlagen des 
in Nordamerika wirkenden US- 
Imperialismus zeigt der Film so 
gut wie nichts. Die Soldateska 
kam ja nicht von sich aus, und 
der ÜS-Imperialismus hatte sei­
ne Grundlagen in den Wider­
sprüchen in der US-Gesellschaft. 
Das Leben bei den nordamerika­
nischen Indianern kann durchaus 
lebenswerter als unseres heute 
gewesen sein, auch wenn sie auf 
einer anderen technologischen 
Stufe standen. Insofern kann der 
Film für unsere technisierte, 
aber zerrüttete Gesellschaft 
durchaus die Frage nach Utopien 
auslösen. Perspektiven aufzei­
gen kann er aber nicht. Die Film­
handlung bietet dem Helden und 
seiner Frau nur einen einsamen 
Rückzug zu zweit. Kann die heu­
tige Gesellschaft versuchen, ihre 
Widersprüche zu überwinden, 
die Ursachen dafür beseitigen, 
und können die Menschen in 
Koexistenz mit der übrigen Na­
tur leben? — (chl)

Die Verfilmung des gleichnami­
gen Romans „Club der toten 
Dichter“ von N.H. Kleinbaum 
durch den australischen Regis­
seur Peter Weir wurde von der 
„Times“ als „bester Film des 
Jahres“ 1990 apostrophiert. In 
Freiburg lief der Film über 50 
Wochen, im Videoverleih ist er 
kaum zu bekommen.

„Tradition, Ehre, Disziplin 
und Leistung“ sind die „vier 
Säulen des Schlüssels zum Er­
folg“ an der Welton-Academy, 
einem Eliteinternat in den USA 
Ende der fünfziger Jahre. Mit 
John Keating, einem ehemaligen 
Absolventen und neuen Eng­
lisch- und Sportlehrer, ändert 
sich einiges. Bei ihm lernen die 
Schüler „das Mark des Lebens 
auszusaugen“ (carpe diem = 
Pflücke den Tag), was auch im­
mer das sein mag, oder von der

„Zeit des Erwachens Die letzte Fahrt des Trabant
In den zwanziger Jahren fordert 
eine Enzephalitis-Epidemie in 
Teilen der USA zahlreiche 
Opfer. Viele sterben, und die, 
die überleben, fallen nach und 
nach in eine Erstarrung. Sie 
haben keine Kontrolle mehr über 
ihren Körper und scheinen nicht 
mehr auf ihre Umgebung zu 
reagieren. Ihr Leben ähnelt 
einem permanenten Trancezu­
stand. Vierzig Jahre später — 
und hier beginnt der Film über 
diese wahre Begebenheit — be­
müht sich der Arzt Sayer um 
Therapie. Er arbeitet an einer 
psychiatrischen Klinik, in der 
ohne besondere Beachtung eini­
ge dieser Patienten seit Jahrzehn­
ten nur noch pflegerisch versorgt 
werden. Es gelingt ihm tatsäch­
lich gegen den Widerstand von 
Kollegen und Klinikleitung, die 
seine Bemühungen um Erfor­
schung der Krankheit eher be­
lächeln, ein wirksames Medika­
ment herauszufinden. In hoher 
Dosis verabreicht, bewirkt es ein 
„Erwachen“ der Patienten. 
Aber auch Rückschläge bleiben

Der Film „Ay, Carmela“ wurde 
letztes Jahr von dem spanischen 
Regisseur Carlos Saura nach 
dem gleichnamigen Theater­
stück von Josd Sanchis Sinisterra 
gedreht. Der Film beginnt mit 
einer Fronttheateraufführung für 
Widerstandskämpfer gegen die 
spanischen Faschisten im Jahre 
1938. Männer und Frauen freuen 
sich über den Flamenco der Tän­
zerin Carmela, die revolutionä­
ren Gedichte, die ihr Mann Pau­
lino vorträgt, von dem stummen 
Jungen Gustavete auf der Gitarre 
begleitet, und über einige Stück­
chen, in denen die Faschisten 
verhöhnt werden.

Höhe ihrer Pulte herunter eine 
andere Sichtweise einzunehmen.

Die Lektüre der Schuljahres­
bücher ermutigt einige Schüler, 
den „Club der toten Dichter“, 
dem einst auch Keating angehör­
te, Wiederaufleben zu lassen. 
„Damit ich nicht in der Todes­
stunde gewahr werde, daß ich 
nicht gelebt habe“, sind die Ein- 
leitungsverse für pubertäre 
Riten. Mit der Gruppensolidari­
tät im Rücken versuchen zwei 
der Schüler, eigene Wege zu 
gehen. Knox Overstreet läßt sich 
durch nichts davon abbringen, 
dem Angeber Brad die Freundin 
auszuspannen. Neil Perry spielt 
gegen den ausdrücklichen Wil­
len seines Vaters die Hauptrolle 
in Shakespeares „Sommer­
nachtstraum“. Beide machen mit 
dem so gewonnenen Selbstver­
trauen erste Erfahrungen. Knox 

nicht aus. — Der Film ist gut 
gemacht und mit überzeugenden 
Schauspielern besetzt. Darüber 
hinaus ist er aber vor allem des­
wegen empfehlenswert, weil er 
die Kranken als Persönlichkeiten 
zeigt, nicht als Statisten für einen 
spannenden Film.

Offenbar hat der amerikani­
sche Film — nach „Rainman“ — 
ein neues Genre entdeckt. Am 
Ende des Filmes sind es nicht die 
paar Klischees oder die manch­
mal etwas dick aufgetragenen 
Gefühlsäußerungen, die einen 
bitteren Geschmack hinterlas­
sen, sondern die gesellschaft­
liche Realität, die am Ende als 
Aussage stehen bleibt: Es brau­
che idealistischer Kämpfer wie 
diesen Arzt, um solche „Wun­
der“ zu vollbringen. Könnten 
unsere psychiatrischen Kliniken 
nicht längst nur erfolgreich der 
Therapie dienen, wenn Milliar­
den Dollars, DM etc. statt in 
Kriegsforschung in die medizini­
sche gesteckt würden, als ge­
meinsame gesellschaftliche An­
strengung. — (ccs)

Ay, Carmela“: Künstler in Spanien 1938
Nach erledigtem Auftrag ma­

chen sich die Künstler in der 
Nacht davon, um sich von der 
gefährlichen Front weg nach Va­
lencia durchzuschlagen. Sie wer­
den von einem Trupp Faschisten 
gefangengenommen und zusam­
men mit Bewohnern eines Dor­
fes, das die Faschisten einge­
nommen haben, und polnischen 
Gefangenen, Mitgliedern der In­
ternationalen Brigaden, einge­
sperrt. Den möglichen Tod vor 
Augen — sie sind Zeugen, wie 
fünf Leute aus dem Dorf heraus­
geholt und erschossen werden — 
nehmen sie trotz ihres Abscheus 
den Vorschlag eines italieni­

steckt eine Tracht Prügel ein. 
Neil soll, obwohl die Premiere 
für ihn ein voller Erfolg wird, 
auf eine Militärakademie. Er er­
schießt sich mit dem Revolver 
seines Vaters. Ein Sündenbock 
für die tragische Entwicklung ist 
in Keating schnell gefunden. 
Vorgefertigte Erklärungen, an­
gesichts der Phalanx von Schul­
leiter und Eltern von den Club­
mitgliedern unterschrieben, rei­
chen für Keatings Entlassung 
aus. In der Schlußszene ist der 
bisher sprachlose Todd Ander­
son der erste, der in Anwesenheit 
des Schulleiters die Wahrheit 
über die erpreßten Erklärungen 
der Schüler sagt.

Faszinierend an dem Film sind 
die schauspielerischen Leistun­
gen, v. a. der Schülerdarsteller.

Warum wirkt der Film nur auf 
Jugendliche mit höherem Bil­

Familie Struutz ist in ihrer Straße 
die einzige, die noch ein original 
Ostauto fahrt. Die Nachbarn, 
stolze Besitzer von Westautos, 
belächeln die Struutz’. Die Fahrt 
beginnt in Bitterfeld, vorbei an 
Industrieanlagen und Chemie­
werken. Die erste Station ist 
Regensburg, wo die Schwester 
der Mutter mit Familie wohnt. 
Hier kommt es zur vielleicht be­
sten Szene des ganzen Films, 
einer Paradeszene westdeutscher 
Eitelkeit: während draußen vorm 
Haus schon die allseits bekann­
ten Trabi-Geräusche vernom­
men werden, sitzt die andere 
Familie bei Sahnetorte und 
Kaffee zusammen. Der Vater 
(O. Fischer) dreht sich zur Haus­
tür um und sagt zur Frau: „Ich 
hab’s gewußt! Die Sachsen kom­
men! Abräumen!!“ Und flugs 
verschwindet die Sahnetorte im 
Schrank. In München wird 
Familie Struutz nach einem 
Motorschaden zum ersten Mal 
mit den ökonomischen Gesetzen 
des Westens vertraut: ein freund­
licher Monteur (D. Hildebrandt) 

schen Propagandaoffiziers der 
Faschisten an, auch hier aufzu­
treten. Paulino wird genötigt, 
eine neue Nummer zu erfinden, 
mit der die polnischen Gefange­
nen, die auch als Publikum er­
scheinen müssen, gedemütigt 
werden sollen.

Während des Auftritts spitzt 
sich der Konflikt schnell und 
scharf zu. Die Schauspieler wis­
sen, daß die Polen am nächsten 
Tag hingerichtet werden sollen. 
Während Paulino verzweifelt 
versucht, seine Fau zu der An­
sicht zu bringen, sie könnten sie 
wenigstens etwas abienken, ent­
scheidet sie sich zum Protest ge­

dungsabschluß? Vielleicht toc 
nen Schüler mit Hauptschuld 
Schluß wenig Geschmack r 
einem Film finden, dessen Hane 
lungsträger der oberen Mine: 
schicht angehören und dessc 
Grundaussage die Venvli 
kommnung des weißen und 
männlichen Elitemenschen 
Die positive Identifikationsfigur 
im Film. John Keating, der stolz 
darauf ist. „Welton überlebt zu 
haben“, läßt von Anfang an kei­
nen Zweifel daran, wer der Che: 
ist. Keatings Credo ist der Indi 
vidualismus bis zum Erbreche 
und damit aber die effektivere In­
tegration der aufmüpfigen Ju­
gendlichen in das amerikanische 
Wertesystem, indem ihre Begei 
sterungsföhigkeit mißbrauch’ 
und in Richtung antiaufkläreri 
scher Gefühlsduselei gelenkt 
wird. — (c., gekürzt aus az, Freiburg^

hilft zwar, aber die geldgierige 
Chefin der Werkstatt (B. Wien 
tin) serviert sofort die zu hohe 
Rechnung. Was macht’s, Farnr 
lie Struutz rettet sich mit einer 
Trabi-Show listig aus der 
Patsche. Ein Lkw-Fahrer (D 
Krebs) hilft ihnen über den Brer. 
ner und erzählt 118 Trabi-Witz«. 
Überhaupt wird der Trabi wäh 
rend der ganzen Fahrt kräftig in 
Mitleidenschaft gezogen, aber 
am Ende blickt man glücklici 
auf den Golf von Neapel.

In diesem Film werden zu 
nächst zwei Klischees gegen 
übergestellt: die weltfremden 
liebenswerten Ossis und die 
listig verschlagenen Wessis 
Diese Gegenüberstellung laß' 
wenig Berührungspunkte zu; C' 
scheint, daß nur der Trabi eine 
Verständigung erlaubt. Das fei 
seinen Grund: Der Trabi steht aß 
Symbol für die kleinen Leute 
die es auch im Westen gibt, fth 
ren viele nicht auch hier malen 
weit auf der Autobahn, umddn 
zu kommen, wo es keine meL 
gibt? - (joe) 

gen die faschistische Willh 
Ihre Schreie von der Bühne ver­
binden sich mit dem Tümult. de 
die polnischen Soldaten auf der 
Empore beginnen. Die Mr 
werden weggeschleppt Ein ö- 
schistischer Offizier erseh.’-: 
Carmela.

Saura schildert Carmefe Er: 
Wicklung mit Sympathie. Abc 
er stellt es nicht als unumgr 
lieh in dieser Lage dar. sich z* 
sehen den Faschisten und de: 
Widerstand zu entscheiden, soc 
dem als individuellen Akt. Ar 
Schluß zeigt er Paulino und Gfc 
tavete. die weiterziehen, ih 
davongekommen sind - (m


